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Auf ein WortAuf ein Wort

Nach Karlsruhe:
Klare Verantwortlichkeiten beim SGB II

Das Karlsruher Urteil vom 20. Dezember 2007 zur Hartz IV-Organisation hat es
auf den Punkt gebracht: Die Doppel-Trägerschaft von Kommunen einerseits und
Agenturen für Arbeit andererseits in den als Arbeitsgemeinschaften (ARGEn)
bezeichneten Soll-Zusammenschlüssen sind verfassungswidrig. Die ARGE-Kons -
truk tion verstößt gegen den Grundsatz eigenverantwortlicher Aufgabenwahr-
nehmung und damit gegen die verfassungsrechtlich gewährleistete kommunale
Selbstverwaltung. Die Verfassungsbeschwerden von bundesweit elf Kreisen sind
damit erfolgreich gewesen. Zugleich ist eine nicht zuletzt auch vom Landkreistag
Nordrhein-Westfalen stets vertretene Rechtsauffassung durch die Verfassungs-
richter anerkannt worden.
Die in §44 b SGB II – in den Medien in aller Regel als Hartz IV-Gesetz bekannt –
nach zwei Vermittlungsverfahren zwischen Bundestag und Bundesrat verankerten
ARGEn müssen innerhalb einer Frist von drei Jahren in eine andere Organisations-
form überführt werden. Dafür gibt es nach der im Herbst 2006 verabschiedeten
Föderalismusreform drei Wege: Eine umfassende Bundeszuständigkeit, eine um -
fassende Aufgabenzuweisung an die Länder mit einer daraus folgenden kommu-
nalen Zuständigkeit oder eine Aufgabentrennung. 
Die bundesweit 69 Optionskommunen – davon zehn in Nordrhein-Westfalen –
waren und sind praktische Beispiele einer umfassenden kommunalen Zuständigkeit
für die Betreuung der vom SGB II betroffenen langzeitarbeitslosen Menschen.
Hier werden unnötige Reibungsverluste zwischen zwei Trägern – wie bei den
ARGEn – von vornherein vermieden. Es gibt eine Reihe von Erkenntnissen, dass

die Optionskommunen organisatorische Vorteile aufweisen. Die besonderen kommunalen Kompetenzen gerade auch bei
vielfach vorhandenen individuellen sozialen Handicaps und Krisenlagen der betroffenen Menschen wie Schulden- oder
Suchtproblemen werden gezielt aus einer Hand vorgehalten und sind vor Ort vernetzt. Festzuhalten ist in jedem Fall, dass
die Hartz IV-Organisation ohne die sozialpolitischen Kompetenzen der Kommunen nicht zu schultern sein wird.
Das Karlsruher Urteil soll nach den Worten des Senatsvorsitzenden, Vizepräsident Winfried Hassemer, keine schallende
Ohrfeige, sondern eine Ermunterung für den Gesetzgeber sein, über andere Lösungen nachzudenken. Es ist aber eine
schallende Ohrfeige für inzwischen monatelange sich verstärkende Bestrebungen des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales (BMAS), bei den ARGEn den ausschließlichen Einfluss und die uneingeschränkte Steuerungsgewalt für den
bundesweiten Arbeitsmarkt zurück nach Berlin zu holen. So waren bis zum Tag der Verfassungsgerichtsentscheidung die
maßgeblichen Akteure im BMAS bemüht, die ARGEn mit immer neuen Weisungen an die Leine der Bundesagentur für
Arbeit (BA) zu nehmen. Das BMAS vertritt – inzwischen – die Auslegung, die Hartz IV-Träger dürften in Zukunft abwei-
chend von dem veralteten, aber von Berlin aus steuerbaren SGB III-Instrumentarium keine eigenen Maßnahmen mehr ent-
wickeln bzw. fortsetzen, egal wie sinnvoll und erfolgreich sie gewesen sind.
Es wäre ja auch kaum auszudenken, wenn eine örtliche ARGE schlauer wäre als der Berliner oder Nürnberger Apparat und
mit eigenen Ideen den arbeitsuchenden Menschen passgenau und effektiv hilft. Da wird einem jungen Langzeitarbeitslosen
ohne jeden Schulabschluss doch lieber nach dem SGB III der x-te Bewerbungskurs bezahlt, statt ihn mit einer sog. „weiteren
Eingliederungsmaßnahme“ nach dem SGB II durch die ARGE erstmal mit einem Hauptschulabschluss zu versorgen und
ihm damit die Grundvoraussetzung für eine nachhaltige Lebensperspektive zu verschaffen. Denn schließlich wäre der nicht
erreichte Schulabschluss ja Landesaufgabe gewesen und darf daher doch nicht aus Bundesmitteln finanziert werden…
Sieht so ein verantwortungsvoller Umgang mit öffentlichen Mitteln aus? Aus Sicht des Betroffenen im dritten nutzlosen
Berufsorientierungskurs sicher nicht.
Dies belegt, wie notwendig die Entscheidung aus Karlsruhe war. Die künftige Hartz IV-Organisationsstruktur muss regionale
Gestaltungsspielräume und Eigenverantwortlichkeiten gewährleisten, es sei denn, der Bund übernähme ausschließlich und
allein die gesamte SGB II-Administration. In Anbetracht des eklatanten Scheiterns der zentralen Arbeitsmarktinstrumente,
die ja gerade Ursache für die Hartz-IV-Reform war, lassen sich dafür nur machtpolitische, nicht aber an effektiver und effi-
zienter Arbeitsmarktpolitik orientierte Argumente finden.
Erfreulich ist, dass alle Bundesländer – auch und gerade die nordrhein-westfälische Landesregierung – diese Forderung nach
regionalen Gestaltungsmöglichkeiten und nach Flexibilisierung von Förderinstrumenten einhellig teilen und sich in umfassen-
den Papieren und Beschlüssen dezidiert gegen die Auffassung des Bundes positioniert haben. Angesichts des Karlsruher Urteils
steht die Position des Bundes zur Auslegung der sog. weiteren Leistungen nach dem SGB II auf tönernen Füßen. Deshalb ist
es geboten, dass der Bund seine Ansicht zur Frage der weiteren Leistungen nach dem SGB II revidiert, damit durch Stärkung
der örtlichen Eigenverantwortung bessere Erfolge für die Eingliederung von Langzeitarbeitslosen verzeichnet werden können.
Keinesfalls darf diese Frage auf dem Rücken der kommunalen Träger und der arbeitsuchenden Menschen ausgetragen wer-
den. Im Übrigen sollten die Folgen des Karlsruher Urteils für die neu zu schaffende Gesamtorganisation des SGB II-Systems
unter Berücksichtigung der Erfahrungen der Optionskommunen sorgfältig untersucht werden.

Dr. Martin Klein
Hauptgeschäftsführer
des Landkreistages Nordrhein-Westfalen
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Aus dem LandkreistagAus dem Landkreistag

Die Vorstandsmitglieder diskutierten zu-
nächst über die Reform von Versor-

gungs- und Umweltverwaltung. Sie begrüß-
ten die anstehenden Kommunalisierungen
in diesem Bereich, mahnten aber eine hinrei-

chende Finanzierung seitens des Landes an.
Detailfragen müssten zudem noch geklärt
und Probleme vor Ort insbesondere beim
Übergang des Personals gelöst werden. 
Des weiteren nahmen die Mitglieder des
Vorstandes die aktuellen Entwicklungen zur
Städteregion Aachen – ein Gesetzentwurf
der Landesregierung ist inzwischen in den
Landtag eingebracht worden – zustimmend
zur Kenntnis.
Schwerpunkt der Vorstandssitzung war ein
Zusammentreffen mit NRW-Innenminister
Dr. Ingo Wolf. Der Minister war zuversicht-
lich, auch in Zukunft konstruktiv mit den
Kreisen im Land zusammen arbeiten zu kön-
nen. Er sagte: „Wir haben in zweieinhalb
Jahren Regierungszeit viel gestemmt und
vor allem bei der Reform der Verwaltung
im Land ein riesengroßes Rad gedreht.“
Durch die von der Landesregierung initiierte

Kommunalisierung der Versorgungs- und
der Umweltverwaltung rückten die öffent-
lichen Dienstleistungen deutlich näher an
die Bürger heran. Zugleich sei eine Vielzahl
staatlicher Sonderbehörden und Spezialver-

waltungszweige abgebaut und in die allge-
meine Landesverwaltung, vor allem in die
Bezirksregierungen, eingegliedert worden.
Dies verspreche noch besseren, umfassen-
den und ortsnah aufgestellten öffentlichen
Service gegenüber Bürgern und Unterneh-
men unter einem Dach.
Wolf, der als Innen- gleichzeitig auch Kom-
munalminister ist, unterstrich, die Anliegen
der Kreise weiterhin ernst zu nehmen und
sie nach Kräften zu unterstützen. Man wer-
de darauf achten, dass die Kreise hinreichend
finanziell ausgestattet seien, insbesondere
wenn sie die nun anstehenden neuen Auf-
gaben im Rahmen der Verwaltungsstruktur-
reform zum Jahresbeginn 2008 übernehmen.
LKT-Präsident Thomas Kubendorff, Landrat
des Kreises Steinfurt, hatte in diesem Zu-
sammenhang betont: „Die Kreise bewerten
es positiv, dass Versorgungs- und Umwelt-

verwaltung kommunalisiert werden und
damit die Bündelungsfunktion der Kreisver-
waltungen gestärkt wird. Unsere langjähri-
gen Bemühungen in dieser Richtung haben
sich also gelohnt. Neben der Sicherstellung

der auskömmlichen Fi-
nanzierung der neuen
Zuständigkeiten gibt
es vor Ort allerdings
hier und da noch Pro-
bleme in der Umset-
zung, die gelöst wer-
den müssen, wenn in
Nord  rhein-Westfalen
insgesamt rund 2500
Landesbedienstete in
die Kommunen wech-
seln.“
Die Neustrukturierun -
gen, die sich aufgrund
der Verwaltungsre-
form des Landes erge-
ben, seien eine Chance
für Bürokratieabbau
in Nordrhein-Westfa-
len, bekräftigte Wolf.
Es sei mit erheblichen
Synergiepotenzialen
durch die Kommunali-
sierung bisher staat-
licher Auf gaben zu
rechnen. Schwierige
Ein zelfälle beim Per-
sonalübergang soll-
ten nach Möglichkeit

sozialverträglich und pragmatisch, aber kon-
sequent gelöst wer den, um die Ziele der
Verwaltungsreform mit Blick auf Bürger und
Unternehmen erreichen zu können.
Die Vorstandsmitglieder des kommunalen
Spitzenverbands diskutierten mit dem Mi-
nister darüber hinaus intensiv über Formen
interkommunaler Zusammenarbeit und
warnten vor Modellen, die die Kreise in ih-
rem Zusammenhalt und ihrer finanziellen
Solidargemeinschaft schwächen und die
kreisangehörigen Gemeinden gegeneinan-
der ausspielen würden. So etwas sei mit ihm
nicht zu machen, stellte der Minister klar.
„Außerhalb der kreisfreien Großstädte sind
die Kreise substanziell ohne Alternative für
unser Land.“

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  00.10.00

Vorstand des LKT NRW
am 4. Dezember 2007 in Düsseldorf

Unter Vorsitz von Präsident Landrat Thomas Kubendorff, Kreis Steinfurt, trafen die Vorstandsmitglieder des LKT NRW zu ihrer Sitzung
am 4. Dezember 2007 in Düsseldorf zusammen.

Diskutierten konstruktiv mit NRW-Innenminister Dr. Ingo Wolf (5. v. lks.) und Parlamentarischen Staatssekretär
Manfred Palmen MdL (6. v. lks.): Die Vorstandsmitglieder des Landkreistags Nordrhein-Westfalen rund um ihren
Präsidenten Thomas Kubendorff (6. v. r.)

ED_4-31_01_2008_RZ.qxp:Eildienst_A4_Broschüre  21.12.2007  15:05 Uhr  Seite 4



5

Schwerpunkt: Aus-, Fort- und WeiterbildungSchwerpunkt: Aus-, Fort- und Weiterbildung

Sorgen und Nöte rund um das Thema
„Ausbildung“ hat es aber immer gege-

ben. Mal haben die Bewerberinnen und
Bewerber zu schlechte Schulnoten, dann
in te ressieren sie sich für die nicht zu ihnen
passenden Berufe oder es wird von Be-
triebs inhabern gesagt, man könne nicht
ausbilden, weil nicht alle notwendigen Aus-
bildungsinhalte in der heutigen hoch spezi-
alisierten Arbeitswelt angeboten werden
können. Diese hier nur
exemplarisch genann-
ten Probleme können
weder die Landesre-
gierung, noch die Ar-
beitgerberverbän de
oder die Gewerkschaf-
ten alleine lösen. Um
Ausbildung im Ganzen
voranzubringen, be-
darf es ei ner gemeinsa-
men Kraftanstrengung
aller gesellschaftlich
verantwortlichen Grup-
pen. Dies ist in Nord -
rhein-Westfalen be-
reits vor elf Jahren
erkannt worden.
Deshalb wurde 1996
ein freiwilliges Bündnis
aus Spitzenorganisa-
tionen der Wirtschaft,
der Gewerkschaften,
der Arbeitsverwaltung,
der Landesregierung
und den Kommunen – vertreten durch den
Städte- und Gemeindebund und den Land-
kreistag – gegründet, um das duale Ausbil-
dungssystem zu stärken und weiter zuent-
wickeln. 
Eine zentrale Aufgabe des Ausbildungskon-
senses ist es aber auch, jedem ausbildungs-
willigen und ausbildungsfähigen Jugend-
lichen ein Angebot zu unterbreiten. Der
nordrhein-westfälische Ausbildungskon-
sens war auch Vorbild für den im Juni 2004
durch die Bundesregierung und die Spit-
zenverbände der deutschen Wirtschaft ge-
gründeten bundesweiten Ausbildungspakt.

1. Die Arbeit des
Ausbildungskonsenses

Positive Ergebnisse können nur durch das
Aufeinanderzugehen und Zusammenwirken
aller Partner im nordrhein-westfälischen Aus-
bildungskonsens erzielt werden. Dabei kann
die Landesregierung die Rahmenbedingun-
gen setzen. Ausbildungsplätze schaffen müs-
sen die Betriebe vor Ort.

Die Arbeit des nordrhein-westfälischen Aus-
bildungskonsenses findet im Wesentlichen
auf drei verschiedenen Ebenen statt. Klar
ist, dass lediglich Gespräche der Spitzen der
Partner im Ausbildungskonsens allein nicht
Ziel führend sind. In den Spitzengesprächen,
an denen auch der Ministerpräsident Dr. Jür-
gen Rüttgers teilnimmt, werden die strate-
gisch grundlegenden Linien und Ziele des
Ausbildungskonsenses verabredet, über-
prüft und weiterentwickelt.
Die Umsetzung dieser Leitlinien sowie damit
verbundene Maßnahmen auf Landesebene
werden durch den Arbeitskreis Ausbildungs-

konsens vorgenommen. Hier trifft sich die
Arbeitsebene der Spitzenorganisationen.
All diese auf NRW-Ebene verabredeten Zie-
le und Maßnahmen sind aber zum Schei-
tern verurteilt, wenn die Umsetzung in den
Regionen und die Absprache von Ausbil-
dungsplatzsuchenden und Unternehmen
nicht funktioniert.
Deshalb werden die vereinbarten Ziele durch
die 16 Regionalen Koordinierungsstellen des

Ausbildungskonsenses
in den Regionen umge-
setzt. Diesen regiona -
len Partnern des nord -
rhein-westfälischen
Ausbildungskonsenses
in den 16 IHK-Bezirken
kommt eine entschei-
dende Bedeutung zu.
Sie küm mern sich, ins-
besondere von Okt-
ober bis Dezember ei-
nes Jahres, um die nicht
vermit telten Jugendli -
chen.

2. Die aktuelle
Lage auf
dem Ausbil-
dungsmarkt

Das duale Ausbildungs-
system ist nach wie vor
die größte Brücke beim
Übergang von der

Schule in den Beruf. Jährlich sucht etwa die
Hälfte der Schulabgänger eine duale Berufs-
ausbildungsstelle. Im aktuell beginnenden
Ausbildungsjahr 2007 haben fast 155.000
junge Menschen bei 221.000 Schulabgän-
gern einen Ausbildungsplatz gesucht. Ende
September konnten rund 126.000 abge-
schlossene Lehrverträge verzeichnet wer-
den. Das entspricht im Vergleich zum letz-
ten Jahr einer Steigerung von über 10.000
zusätzlich abgeschlossenen Ausbildungsver-
trägen. Damit ist der lang anhaltende Rück-
gang von Ausbildungsplätzen endlich ge-
stoppt. In den letzten zwei Jahren konnten

Jeder junge Mensch verdient zu Beginn seines Berufslebens eine faire Chance, sich im Arbeitsleben zu beweisen. In den letzten Jahren
musste leider eine rückläufige Tendenz an Ausbildungsplätzen verzeichnet werden. In den vergangenen beiden Jahren konnte diese
Tendenz zwar aufgrund des wirtschaftlichen Aufschwungs und eines enormen Engagements der Landesregierung und des Ausbil-
dungskonsenses aufgebrochen werden. Die Probleme sind dennoch nicht vollständig gelöst. Aktuell werden große Anstrengungen
unternommen, die so genannten Warteschleifen von Altbewerbern aufzulösen. Die derzeitige Ausbildungsplatzknappheit ist quantitativ
kein Problem des aktuellen Schulentlassungsjahres, sondern hängt mit der hohen Zahl unversorgter und vor allem in schulischen
Maßnahmen geparkter Ausbildungsplatzbewerber der vergangenen Jahre zusammen.

Der nordrhein-westfälische
Ausbildungskonsens
Von Karl-Josef Laumann,
Arbeitsminister des Landes Nordrhein-Westfalen

Ein Minister an der Werkbank: Karl-Josef Laumann lässt sich von Auszubildenden zeigen,
was zu tun ist.
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6.000 neue Ausbildungsbetriebe gewonnen
werden. Diese Entwicklung bestätigt unse-
re Bemühungen, neue Wege für die Aus-
bildung anzubieten und Unternehmen bei
der Schaffung von Ausbildungsplätzen zu
unterstützen.
Auch Beschlüsse des Ausbildungskonsenses
haben zu dieser Trendwende beigetragen.
So wurde im Spitzengespräch des Ausbil-
dungskonsenses im Jahr 2006 ein Sonder-
programm Ausbildung beschlossen. 2.900
junge Menschen konnten nur aufgrund die-
ses Beschlusses zu Beginn dieses Jahres eine
Berufsausbildung beginnen. Hierdurch ent-
stehen Kosten, die die Landesregierung jähr-
lich mit rund 30 Millionen Euro finanziert.
Allerdings ist die Lage auf dem Ausbildungs-
markt nicht so rosig, wie die aktuellen Zahlen
dies erscheinen lassen. Aufgrund der Knapp-
heit von Ausbildungsplätzen und gleichzeitig
starken Schulentlassungsjahrgängen haben
in den vergangenen Jahren viele junge Men-
schen nicht in das Berufsleben durchstarten
können und stattdessen andere schulische
Maßnahmen an den Berufskollegs begon-
nen. Diese jungen Menschen bewerben sich
im folgenden Jahr aber wieder um eine Aus-
bildungsstelle.
Mittlerweile hat sich jeder zweite Ausbil-
dungsplatzsuchende schon im Vorjahr um
eine Lehrstelle bemüht, ist aber nicht zum
Zuge gekommen. Diese Warteschleifen
aufzulösen, ist eines der aktuell vorrangi-
gen Ziele des Ausbildungskonsenses.
Ich bin vor allem sehr froh darüber, dass wir
diese enormen Altbewerberzahlen endlich
offen thematisieren. Wir haben nach einer
intensiven Analyse der Schülerinnen und
Schüler an den Berufskollegs gemeinsam im
Ausbildungskonsens festgestellt, dass es
in Nordrhein-Westfalen rund 46.000 jun-
ge Menschen in diesen meist schulischen
Warteschleifen gibt, die eigentlich sofort
eine duale Berufsausbildung beginnen könn-
ten, da sie ausbildungswillig und ausbil-
dungsfähig sind.

3. Programme des
Ausbildungskonsenses

Das Sonderprogramm Ausbildung 2006,
das der Ausbildungskonsens im letzten Jahr
beschlossen hat, ist wohl eines der bekanntes-
ten Programme. Es war ein richtiger Schritt,
die Altbewerberproblematik ein Stück weit
zu entschärfen. Bei der Auswahl der 2.900
Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben wir
ganz bewusst auf Altbewerber gesetzt. In

vielen Besuchen bei Bildungsträgern, wo die
junge Menschen ihre Ausbildung absolvie-
ren, wird mir von diesen Lehrlingen berichtet,
dass sie sehr froh sind, endlich diese Chance
mit einem klaren Ziel, dem Abschluss einer
Berufsausbildung, gefunden zu haben. Die-
se jungen Menschen waren in ihren Maß-
nahmekarrieren unglücklich, da Jahr für Jahr
kein Ausweg sichtbar war.
Deshalb hat der Ausbildungskonsens im
Oktober dieses Jahres gefordert, dass ein
bundesweites Sonderprogramm Ausbildung
mit insgesamt 20.000 Teilnehmern durch
den Bund aufgelegt werden soll, um diese
Warteschleifen weiter abzubauen. Warte-
schleifen an den Berufskollegs sind kein nord -
rhein-westfälisches Problem, sondern in
allen Bundesländern vorhanden. Es wird
nur selten so offen darüber gesprochen wie
in Nordrhein-Westfalen. Bei bundesweit
20.000 Teilnehmern an diesem neuen Son -
derprogramm würden davon rund 3.000
junge Menschen in NRW ihre Ausbildung be-
ginnen können. Geld ist hierfür genug vor-
handen. Allein durch eine Umschichtung
nicht genutzter Mittel der Bundesagentur
für Arbeit ließe sich dieses Sonderprogramm
finanzieren, ohne dass es große Auswirkun-
gen auf den Beitrag zur Arbeitslosenversi-
cherung hätte.
Der Ausbildungskonsens kümmert sich aber
auch intensiv um eine Verbesserung des
Übergangs von der Schule in den Beruf.
Zahlreiche regionale Konzepte sind in den
vergangenen Jahren erprobt worden. Ziel
dabei ist, vor allem die Berufsorientierung
junger Schülerinnen und Schüler zu verbes-
sern. Die jungen Menschen müssen sich
auch über ihre Stärken und Schwächen be-
wusst sein, um den für sie passenden Aus-
bildungsberuf zu wählen. Eine frühzeitige
Berufswahlorientierung ist wichtig, damit
nicht erst in späteren Bewerbungsverfahren
deutlich wird, dass der gewünschte Traum-
beruf eigentlich gar nicht zu machen ist.
Seit diesem Jahr ist die gesamte Organisa-
tion des Übergangs von Schule in den Be-
ruf an das Ministerium für Schule und
Weiterbildung übertragen worden, das ein
Handlungskonzept mit verschiedensten
Maßnahmen entwickelt hat, das die jun-
gen Menschen effektiv auf eine Berufsaus-
bildung vorbereiten soll. Hierzu gehören
bei spielsweise Patenschaften zwischen Wirt-
schaft und Schulen.
Gleichzeitig hat sich der Ausbildungskon-
sens in den vergangen beiden Jahren auf
Initiative der Landesregierung auch inten-

siv mit den schwächeren Schülerinnen und
Schülern beschäftigt und nach Einstiegen
in eine qualifizierte Berufsausbildung ge-
sucht. Ausbildungsberufe sind in den letz-
ten Jahren durch zunehmende Technologi-
sierung theoretisch immer anspruchsvoller
geworden. Aber nicht jeder Schüler lässt
sich bis zur Hochschulreife bringen. Den-
noch brauchen diese jungen Menschen eine
Berufsausbildung, denn ein abgeschlosse-
ner Beruf ist der beste Schutz vor Arbeitslo-
sigkeit. Bei der Ausbildung liegen mir diese
benachteiligten Jugendlichen besonders am
Herzen, denn diese jungen Leute mit schu-
lischen Problemen oder Problemen im sozi-
alen Umfeld haben die größten Schwierig-
keiten beim Berufseinstieg.
Gerade für diese Zielgruppe haben wir in den
vergangenen Monaten mit dem „Werkstatt-
jahr NRW“ und dem „3. Weg in der Berufs-
ausbildung“ neue Programme gestartet, um
echte Verbesserungen in der Struktur der
Ausbildung zu erreichen.
Ein Schlüssel ist die inhaltliche Gliederung der
Ausbildung in Ausbildungsbausteine. Das
ist wichtig für diese Zielgruppe – sie braucht
zeitlich überschaubare Lern- und Leistungs-
erfolge. Die Ausbildungsbausteine für den
3. Weg wurden von den Kammerorganisa-
tionen in Abstimmung mit dem Bundesin-
stitut für Berufsbildung für 14 Berufe ent-
wickelt. Sie sind landesweit einheitlich und
basieren auf den Ausbildungsordnungen an-
erkannter Ausbildungsberufe. Jugendliche,
die die Ausbildung im 3. Weg abbrechen,
können sich das, was sie bis zum Abbruch
in der Ausbildung gelernt und gemacht ha-
ben, von der zuständigen Kammer offiziell
bestätigen lassen und auf dieser Grundlage
auch zu einem späteren Zeitpunkt die Aus-
bildung wieder aufnehmen.
Chancen bieten jungen Menschen auch die
zweijährigen Ausbildungsberufe. Mit knapp
10.000 abgeschlossenen Ausbildungsver-
trägen im Jahr 2006 werden zweijährige
Ausbildungsberufe bei Schulabgängern im-
mer beliebter. Die Zahl der abgeschlosse-
nen Verträge hat sich damit von 2002 bis
heute verdoppelt. Die Zahlen bestätigen,
dass zweijährige Ausbildungsberufe populär
werden. Hieran wollen wir anknüpfen. Mit
einer zusätzlichen Informationskampagne
stellen wir derzeit die Chancen der bestehen-
den zweijährigen Ausbildungsberufe noch
deutlicher dar.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  00.15.30
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Wir haben das ehrgeizige Ziel, den Kreis
Siegen-Wittgenstein zur innovativsten

Region in Nordrhein-Westfalen zu entwi-
ckeln, wenn es um den Übergang von Haupt-
schülern ins Berufsleben geht.“ Mit diesen
Worten hatte Landrat Paul Breuer im De-
zember 2006 das Projekt „Regionales Haus
der Berufsvorbereitung“ vorgestellt. Die
Initiative soll innerhalb von drei Jahren bis zu
400 Schülerinnen und Schülern den direk-

ten Einstieg in eine Ausbildung wesentlich
erleichtern. Voraussetzung dafür ist, dass
sich die Jugendlichen bereits während des
10. Schuljahres gezielt fördern lassen.
Mit dem „Regionalen Haus der Berufsvorbe-
reitung“ bekommen die 15- bis 16-Jährigen
das Angebot, freiwillig und ergänzend zum
Schulunterricht ein Langzeitpraktikum zu
durchlaufen. Das findet regelmäßig freitags
nachmittags und samstags statt. Darüber
hinaus müssen die Schülerinnen und Schüler
sieben Ferienwochen in das Projekt inves-
tieren. Insgesamt umfasst der Förderlehr-
gang rund 570 Stunden. „Wer dies das ge-
samte 10. Schuljahr durchhält und dabei
eine Präsenzquote von rund 90 Prozent er-
reicht, dem garantieren wir, dass er mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit eine Lehrstelle er-
hält“, so Breuer.

Das „Regionale Haus der Berufsvorberei-
tung“ wird von einem breiten Netzwerk von
Akteuren aus der Region Siegen-Wittgen-
stein getragen, sowohl was die Finanzierung
angeht als auch bei der praktischen Umset-
zung. Rund 1,9 Millionen Euro mussten für
den dreijährigen Projektzeitraum von 2007
bis 2010 aufgebracht werden. Den Löwenan-
teil haben der Kreis Siegen-Wittgenstein mit
700.000 Euro und die ARGE Siegen-Wittgen-

stein mit 250.000
Euro eingebracht.
Die Bundesagen-

tur für Arbeit steuerte
370.000 Eu ro bei. Und
auch Un ternehmen
aus der Region, die
IHK Siegen, die Un -
ternehmerschaft Siegen-Wittgenstein, der
DGB, die IG Metall sowie drei überregional
tätige Stiftungen (Deutsche BP Stiftung,
Grohe-Stiftung und Deutsche Bank Stif-
tung) unterstützen die Projektumsetzung
mit weiteren 570.000 Euro.
Projektträger des „Regionalen Hauses der
Berufsvorbereitung“ ist das Berufsbildungs-
zentrum (bbz) der IHK Siegen. Die Lehr-
gänge werden von fünf unterschiedlichen
Bildungseinrichtungen durchgeführt. Betei-
ligt sind das bbz, die Deutsche Angestellten
Akademie, das Berufsbildungswerk des
DGB, das Bildungszentrum Wittgentein so-

wie das Aus- und Weiterbildungszentrum
Bau. Durch die Vielfalt der Träger haben die
Jugendlichen die Möglichkeit, das Langzeit-
praktikum in den unterschiedlichsten Be-
rufsfeldern zu absolvieren: in industriellen
Metall- und Elektroberufen genauso wie in
Berufen des Einzelhandels, des Hotel- und
Gaststättengewerbes oder auch in bau-
handwerklichen Berufen.
„Die Projektidee fußt auf der Überlegung,
dass Unternehmen vielfach junge Menschen
alleine schon deswegen nicht einstellen, weil
ihnen Sekundärtugenden wie Fleiß, Pünkt-

lichkeit, Konzentrationsfähigkeit, Ordnungs-
sinn und Respekt fehlen. Offenbar werden
diese Werte nicht immer in dem Maße im
Elternhaus oder in der Schule vermittelt, wie
sie im Berufsleben erwartet werden“, sagt
bbz-Geschäftsführer Klaus Gräbener.„Durch
die Teilnahme am Projekt haben die Jugend-
lichen die Chance, möglichen Arbeitgebern
zu zeigen, dass sie Biss und Durchhaltever-
mögen haben und genau die Sekundärtu-
genden besitzen, die für den beruflichen Er-
folg unerlässlich sind“, so Gräbener weiter.
Derzeit besuchen knapp 130 Hauptschüler
aus 20 Schulen im Kreis Siegen-Wittgen-

Nur rund jeder dritte Hauptschüler in Nordrhein-Westfalen erhält direkt nach Abschluss der Schule einen Ausbildungsplatz. Zwei von
drei Hauptschülern stehen zunächst mit leeren Händen da und landen oft in Warteschleifen. Die direkte Übergangsquote von der Schu-
le ins Berufsleben deutlich zu erhöhen, ist Ziel des Modellprojektes „Regionales Haus der Berufsvorbereitung“ im Kreis Siegen-Witt-
genstein. Das Konzept ist so erfolgreich, dass es ab kommenden Sommer auch im Nachbarkreis Olpe umgesetzt wird.

Erfolgreiches Master-Projekt in
Siegen-Wittgenstein: „Regionales Haus der
Berufsvorbereitung“ hilft 400 Schülern beim
Übergang von der Hauptschule ins Berufsleben

„

Das „Regionale Haus der Berufsvorbereitung“ ermöglicht auch
Mädchen, in typische Jungenberufe hineinzuschnuppern.

Förderunterricht und Betriebspraktika sind die beiden Standbeine
des „Regionalen Hauses der Berufsvorbereitung“.
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stein das „Regionale Haus der Berufsvor-
bereitung“. Neben der Vermittlung der Se-
kundärtugenden steht aber auch schulischer
Förderunterricht auf dem Stundenplan. In
eigens entwickelten Unterrichtsmaterialien
werden vor allem Defizite in Mathematik
und Deutsch aufgearbeitet. Die Unterrichts-
hefte wurden von dem heimischen Karikatu-
risten Matthias Kringe für Jugendliche an-
sprechend und mit viel Witz illustriert. So
prangt auf dem Deckblatt der Arbeitsmate-
rialien Mathematik der große Titel „Jäger
der verlorenen Lösungen“. „Das Präteri-
tum schlägt zurück“ steht auf den Arbeits-
materialen Deutsch. Um das richtige Beneh-
men geht es in dem Band „Die Rückkehr
des Knigge“.

Auch wenn das „Regionale Haus der Berufs-
vorbereitung“ erst nach den Sommerferien
2007 begonnen hat, sind schon jetzt Erfol-
ge sichtbar – Gespräche mit Lehrern aus
den beteiligten Schulen belegen das ein-
deutig, sagt Klaus Gräbener: „Viele der be-
teiligten Schülerinnen und Schüler sind nun
auch im normalen Unterricht ernsthafter
bei der Sache als vorher“ – warum das so
ist, liegt für Gräbener auf der Hand: „Die
Jugendlichen haben eine echte Perspekti-
ve. Hauptschule ist nicht mehr automatisch
Sackgasse. Im Gegenteil: Die jungen Men-
schen sehen: Wenn sie sich im „Regionalen
Haus der Berufsvorbereitung“ anstrengen
und durchhalten, dann haben sie eine ech-
te Chance auf einen Ausbildungsplatz. Das
schafft Perspektive und ein Ziel – und so
etwas spornt an.“
Die Aussicht, nach erfolgreicher Teilnahme
am „Regionalen Haus der Berufsvorberei-
tung“ auch wirklich einen Ausbildungsplatz
zu erlangen, sei viel mehr als eine wage

Hoffnung, unterstreicht Gräbener. Er geht
von einer Vermittlungsquote zwischen 80
und 90 Prozent aus. Dabei kann der bbz-
Geschäftsführer auf Erfahrungen eines Vor-
läuferprojektes zurückgreifen.
In den Schuljahren 2005/2006 und 2006/
2007 führte das Berufsbildungszentrum der
IHK Siegen ein „Werkstattprojekt“ für Haupt-
schüler durch. Die Rahmenbedingungen wa-
ren ungefähr die gleichen wie jetzt beim
„Regionalen Haus der Berufsvorbereitung“.
Rund 510 zusätzliche Unterrichtsstunden,
der Einsatz von sieben Ferienwochen, eine
Präsenzquote von mindestens 90 Prozent.
Allerdings wendete sich dieses Angebot aus-
schließlich an Jugendliche, die sich für eine
betriebliche Lehrstelle in den Metall- und
Elektroberufen interessierten. Finanziert wur-
de dieses Werkstattprojekt aus Mitteln des
Landes NRW, der EU sowie mit Geldern der
Agentur für Arbeit.
Im Jahr 2005 bewarben sich 81 Schülerin-
nen und Schüler, 57 wurden angenommen.
51 von ihnen hielten das Werkstattjahr er-
folgreich durch, 49 konnten am Ende er-
folgreich vermittelt werden. Im Jahr 2006
bewarben sich 124 Schülerinnen und Schü-
ler. Von den 59, die angenommen wurden,
blieben 56 bis zum Ende dabei. 54 konnten
am 1. August beziehungsweise am 1. Sep-
tember 2007 eine Lehre beginnen. 103 von
107 Schülerinnen und Schüler wurden aus
dem Stand in eine betriebliche Lehrstelle ver-
mittelt. Dies bedeutet eine Vermittlungs-
quote von 96 Prozent.
Die 103 vermittelten Schülerinnen und Schü-
ler erhielten Lehrstellen in insgesamt 69 Un -
ternehmen. „Zahlreiche dieser Lehrstellen
sind neu geschaffen bzw. durch unser Werk-
stattprojekt zusätzlich realisiert worden“,
freut sich Klaus Gräbener. So seien jetzt auch
Unternehmer wieder bereit, junge Leute
auszubilden, die dies bereits vor vielen Jah-
ren aufgegeben hatten. „Das Durchhalte-
vermögen der Projektteilnehmer war für
viele Arbeitgeber offensichtlich ein über-
zeugendes Argument“, so der bbz-Ge-
schäftsführer.
Das „Regionale Haus der Berufsvorberei-
tung“ unterscheidet sich vor allem in drei
Punkten vom „Werkstattprojekt“: Es muss
ohne Fördermittel vom Land auskommen,
bietet trotzdem wesentlich mehr Schülerin-
nen und Schülern eine Chance und ist nicht
nur auf Berufe in der Metall- und Elektroin-
dustrie beschränkt.
Vor wenigen Wochen hatte das „Regionale
Haus der Berufsvorbereitung“ Besuch aus
dem NRW-Schulministerium in Düsseldorf.
Horst-Dieter Kückmann, verantwortlicher
Referatsleiter Hauptschule, und Reinhard
Ludwig informierten sich vor Ort über dieses
Master-Projekt. Ministerin Barbara Som-
mer feile derzeit an einer neuen „Quali-
tätsoffensive Hauptschule“. Daher sei dem

Ministerium sehr stark daran gelegen, in-
novative, regionale Übergangsstrategien ken-
nenzulernen, die Hauptschülern auf dem
Lehrstellenmarkt bessere Chancen eröff-
nen. Beide waren vom „Regionalen Haus
der Berufsvorbereitung“ sehr angetan. In
den letzten Jahren sei im Kreis Siegen-Witt-
genstein eine lebendige Partnerschaft im
Bereich der Ausbildungsvorbereitung zwi-
schen Einrichtungen der beruflichen Bildung
einerseits und den Hauptschulen anderer-
seits entstanden, die man unbedingt ver-
stetigen müsse.
Und so zieht das erfolgreiche Modell „Haus
der Berufsvorbereitung“ inzwischen weite
Kreise. Zum Schuljahresbeginn 2008/2009
wird ein weiterer südwestfälischer Kreis
dieses Förderprojekt umsetzen – der Kreis
Olpe. Die Finanzierung steht: Wie in Sie-
gen-Wittgenstein werden sich auch in
Olpe der Kreis und die ARGE, Arbeitgeber,
regionale Unternehmen und überregionale
Stiftungen an dem Projekt beteiligen. 200
bis 250 Schülerinnen und Schüler werden
dann im Kreis Olpe die Chance haben, am
„Regionalen Haus der Berufsvorbereitung“
teilzunehmen.
„Wir haben in Siegen-Wittgenstein ein Mo-
dell mit Vorbildcharakter geschaffen. Wir

wollen etwas gegen die „Kultur der Warte-
schleifen“ tun und Hauptschülern den di-
rekten Übergang von der Schule in die Aus-
bildung ermöglichen. Das ist uns in einem
starken Netzwerk mit vielen regionalen Part-
nern sehr erfolgreich gelungen! Darüber
hinaus ist es natürlich auch Anerkennung
und Bestätigung unserer Bemühungen, wenn
wir sehen, dass dieses Modell jetzt auch an
anderen Orten aufgegriffen wird“, so Sie-
gen-Wittgensteins Landrat Paul Breuer. 

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  40.10.46
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Rund 80 bis 90 Prozent der Teilnehmer am
„Regionalen Haus der Berufsvorbereitung"
schaffen den direkten Übergang von der
Hauptschule in eine Berufsausbildung.

Fähigkeiten entdecken und Potenziale ent-
wickeln: Das „Regionale Haus der Berufs-
vorbereitung" hilft Weichen für die Berufs-
wahl zu stellen.
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Angespornt vom Erfolg des Kurses „Deut-
sche und niederländische Verwaltungs-

sprache“ gingen der Kreis Heinsberg und die
AG Grenzland daran, die grenzüberschrei-
tende Weiterbildung zu institutionalisie-
ren. Auch in den Nachbarregionen der Pro-
vinz Limburg lief man damit offene Türen
ein. Nach Absprache mit der Regio Parkstad
Limburg (Sitz: Heerlen) erklärte sich dieser
Kommunalverband schließlich bereit, ge-
meinsam mit dem Kreis Heinsberg ein „Nie-
derländisch-Deutsches Zentrum für Wei -
terbildung/Nederlands-Duits centrum voor
educatie“ (NDZW/NDCE) zu schaffen.
Die Projektbeschreibung gab die Richtung
vor: Ziel dieses binationalen Zentrums ist die
Einrichtung eines gemeinsamen Dienstleis-
tungszentrums für den Kreis Heinsberg und
die benachbarten niederländischen Gemein-
den (von Roermond über Sittard-Geleen bis
Landgraaf/Heerlen), das eine Plattform für
Niederländer und Deutsche bilden soll, um
Wissen zu erwerben, auszutauschen sowie
gemeinsame Aktivitäten zu bündeln und
zu initiieren.
Das NDZW, wie es im Kreis Heinsberg heißt,
wurde aus Interreg-III-Mitteln gefördert und
ist zunächst auf zwei Jahre befristet. Im Jahr
2008 läuft die Förderung aus. Leiterin ist
die in Sittard lebende Niederländerin Ivette
Sprooten, die in der Provinz Limburg schon
unterschiedliche Projekte betreut hat. Die
Restfinanzierung erfolgte durch den Kreis
Heinsberg und die Regio Parkstad Limburg,
nachdem auch die Provinz Limburg dieses
Projekt befürwortet hatte, was Voraussetzung
für die Interreg-III-Zusage war. Das NDZW ist
in einem kreiseigenen Gebäude an der West-
promenade 9 in Heinsberg un tergebracht
und somit auch räumlich von der Kreisver-
waltung getrennt. Dieser eigenständige Cha-
rakter war den Verantwortli chen wichtig.
Das Angebot erstreckt sich nicht nur auf
diverse, oft fach- und berufsspezifische
Deutsch- und Niederländischkurse, es wer-
den auch zahlreiche Veranstaltungen im Be-
reich „Arbeitswelt“ abgehalten. Besonders
erwähnenswert war eine Initiative, Praktika
im niederländischen Gesundheitswesen zu
vermitteln. Aufgrund des hohen Standards
des niederländischen Gesundheitswesens
sind Praktikantenstellen, Ausbildungs- und

Arbeitsplätze aber auch ein Studium an der
Universität in Heerlen in diesem Bereich von
Interessenten aus dem Kreis Heinsberg sehr
gefragt.
Weiterhin bietet das NDZW Weiterbildungs-
veranstaltungen für Firmen, Organisationen
und Einrichtungen an, die grenzüberschrei-
tend arbeiten. Diese Angebote werden spe-
ziell an den Interessen des Anfragenden
ausgerichtet. Hier wird ein Vorteil des NDZW
deutlich. Durch die binationale Ausrichtung
können wesentlich speziellere Angebote un -
terbreitet werden als in einer nationalen
Weiterbildungseinrichtung.

Organisatorisch ist das NDZW der Anton-
Heinen-Volkshochschule des Kreises Heins-
berg dennoch angegliedert. Vernünftigerwei -
se ist dadurch der Verwaltungsaufwand für
diese neue Einrichtung auf ein Minimum be-
grenzt worden, gleiches gilt für die Kosten.

Weitere Informationen über das NDZW
erteilen Ivette Sprooten unter Tel. 02452-
134331 und Franz-Josef Dahlmanns unter
Tel. 02452-134001.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  11.15.30

Der „Kiesdrempel“ hat sich in Reihen der deutsch-niederländischen „AG Grenzland: Kreis Heinsberg – Limburg“ schon fast zu einem ge-
flügelten Wort entwickelt. Jener „Kiesdrempel“ veranschaulicht nämlich, wie notwendig auch eine Weiterbildung ist, die die Grenzlage
einer Region – wie die des Kreises Heinsberg – berücksichtigt. Der 2003 mit Erfolg von der Arbeitsgemeinschaft Grenzland durchgeführ-
te Kurs „Deutsche und niederländische Verwaltungssprache“  zeigte auf, wie bedeutsam es ist, grenzüberschreitende Bildungsangebote
vorzuhalten. Bei dem Wort „Kiesdrempel“ würde sich in einer deutschen Verwaltung wahrscheinlich ein Stadt- oder Straßenplaner ange-
sprochen fühlen. In Wirklichkeit ist die deutsche Entsprechung des „Kiesdrempels“ jedoch die „Fünf-Prozent-Hürde“.

Deutsch-Niederländisches Weiter-
bildungszentrum: Vom „Kiesdrempel“
zur binationalen Einrichtung

NDZW-Leiterin Ivette Sprooten bei der Eröffnung der Einrichtung
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Vor diesem Hintergrund begann der Kreis
Siegen-Wittgenstein im Jahr 2002 unter

dem Leitziel „Potenziale entwickeln: Stärken
stärken, Bedarfe frühzeitig erkennen und
fördern“, seine Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Bereich der Schlüsselqualifikationen
weiter zu bilden. „Entgegen dem zu diesem
Zeitpunkt in vielen Kommunen zu beobach-
tenden Einsparungen im Fortbildungsbereich
haben wir uns bewusst entschieden, auch
künftig für diesen Bereich Haushaltsmittel in
Höhe von 75.000 Euro pro Jahr zur Verfü-
gung zu stellen“, sagt Kreisdirektor und Per-
sonaldezernent Frank Bender.
Grund für diese Entscheidung war nicht zu-
letzt, dass zu diesem Zeitpunkt auch darü-
ber nachgedacht wurde, wie die gesamte
Personalentwicklung in der Kreisverwaltung
kontinuierlicher und strategischer als in den
Jahren zuvor angelegt werden könnte. „Wir
waren entschlossen, das Gießkannenprinzip
hinter uns zu lassen und uns fragen: Was
ist im Fortbildungsbereich wirklich erfor-
derlich und was sind wir bereit, dafür aus-
zugeben?“, erinnert sich Personalamtslei-
ter Ralf-Sigurd Katz an die Anfänge der
Neuausrichtung. Im Rahmen dieser Überle-
gungen sei auch das Aufgabengebiet Per-
sonalentwicklung geschaffen und mit einer
Vollzeitstelle personell abgesichert worden –
eine Möglichkeit, sich dieser Frage ausführ-
licher widmen zu können als im Alltagsge-
schäft, so Bender und Katz.
Welche Fortbildungen werden benötigt, um
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Kreisverwaltung im fachlichen, sozialen und
persönlichen Bereich zu stärken? Wie „ge-
bildet“ sind sie im Bereich der Schlüsselqua-
lifikationen? Wie viel ist es dem Arbeitge-
ber wert, in diesen Bereich zu investieren?
Wie bekommt man mit den vorhandenen
Fortbildungsmitteln ein ausgewogenes Ver-
hältnis von fachlichen Fortbildungen und
Fortbildungen im Bereich der Schlüsselqua-
lifikationen hin? Diese Fragen beschäftigten
die Personalentwicklung und die Personal-
verantwortlichen zu Beginn der Neuaus-
richtung.
Um finanzielle Mittel für Inhouseschulun-
gen im Bereich der Schlüsselqualifikationen
zur Verfügung zu haben, wurden die Haus-
haltsmittel für Fortbildungen in Höhe von
insgesamt 75.000 Euro in ein Budget für
Inhouseschulungen (rund 40 Prozent) und

eines für Fachschulungen (rund 60 Prozent)
aufgeteilt.
„Klar war von Anfang an, dass es nicht da-
rum gehen konnte und sollte, einen jährli -
chen Fortbildungskatalog mit einem breiten
Angebot zu erstellen, aus dem jeder Mitar-
beiter nach eigenem Interesse und Belie-
ben sein Lieblingsangebot auswählt“, er-
läutert Personalentwicklerin Sandra Born
die Grundidee der Fortbildungskonzeption
für die Kreisverwaltung. Deshalb wurde zu-
nächst ein Fortbildungsraster erstellt, das
mögliche Angebote im Bereich von sozialen
und persönlichen Kompetenzen sowie Ar-
beitsmethoden, Arbeits- und Gesundheits-
schutz beinhaltete.
Um Erkenntnisse für Planung von Inhouse-
schulungen zu gewinnen, wurden die Füh-
rungskräfte aufgefordert, anhand des
Fortbildungsrasters gemeinsam mit den
Mitarbeitern zu klären, welcher konkrete
Fortbildungsbedarf besteht. Anschließend
wurden alle ermittelten Fortbildungsbedar-
fe der Personalentwicklung mitgeteilt.
Unabhängig von den funktions- und auf-
gabenbezogenen Fortbildungsangeboten
beinhaltet das Fortbildungskonzept darü-
ber hinaus eine Reihe von Angeboten für
alle Mitarbeiter, zum Beispiel Stressmanage-
ment und andere Seminare aus dem Bereich
der Gesundheitsförderung, denen in der
Kreisverwaltung durch verschiedene Aktivi -
täten des regelmäßig tagenden Arbeitskrei-
ses Gesundheit eine besondere Bedeutung
beigemessen wird.
Die anfänglichen Bedenken, dass das redu-
zierte Budget für Fachfortbildungen zu Las-
ten der Qualität dieser Fortbildungen ge-
hen könnte, hat sich nicht bestätigt. „Trotz
vorhandener Budgets gehen wir flexibel mit
den Mitteln um. Bisher ist es nur selten vor-
gekommen, dass jemand nicht an einer Fort-
bildung teilnehmen konnte, weil das zu-
ständige Amt keine Haushaltsmittel mehr
hatte. Wenn es nötig ist, finden wir immer
einen Weg“, sagt Sandra Born. Dass es
diesen Spielraum gebe, sei sicherlich auch
darauf zurückzuführen, dass durch die de-
zentrale Finanzverantwortung alle Beteilig-
ten sehr genau abwägen, was sinnvoll und
erforderlich ist, so die Personalentwicklerin.
In den vergangenen drei Jahren wurden 22
Inhouseschulungen durchgeführt, um Mit-
arbeiter im Bereich der Schlüsselqualifika-

tionen zu fördern. Schwerpunkt der Fortbil-
dungen waren Schulungen im Bereich der
Kommunikation, die nach der Tätigkeit und
der jeweiligen Aufgabe differenziert wur-
den. So wurde beispielsweise das Seminar
„Verkaufsgespräche: Verhandlungen sicher
führen“ für Mitarbeiter des Kulturbüros und
der Kreisvolkshochschule angeboten und für
die Mitarbeiter des Ordnungs-, Bau- sowie
des Kataster- und Vermessungsamtes die
Schulung „Repräsentation einer bürger-
freundlichen Verwaltung für Außendienst-
mitarbeiter“ konzipiert und durchgeführt.
Um die Seminarinhalte auf die Anforde-
rungen der Kreisverwaltung anzupassen,
werden die Mitarbeiter vor Beginn einer
Schulung gefragt, welche Inhalte besonders
intensiv behandelt werden sollen. Dies hat
sich als sehr Ziel führend erwiesen, da so
ein 08/15-„Standardangebot“ eines Fort-
bildungsanbieters vermieden wird, das an
den Bedürfnissen und Anforderungen der
Mitarbeiter in der Kreisverwaltung vorbei-
geht. Die Bereitschaft und die Flexibilität der
Fortbildungsanbieter, ihre Inhalte auf die
gewünschten Inhalte anzupassen, ist groß
und wird auch von ihnen im Hinblick auf die
Anwendbarkeit des Gelernten in der Praxis
positiv bewertet.
Die Fortbildungen, die die Kreisverwaltung
in den vergangenen Jahren intern angebo-
ten hat, wurden von den Mitarbeitern gut
angenommen. „Die Mitarbeiter fühlen sich
durch unsere Angebote bei der täglichen
Aufgabenerledigung hervorragend unter-
stützt. Und: Sie sehen, dass dem Kreis ihre
Fortbildung genauso am Herzen liegt wie
die Schulung der Führungskräfte, die wir gut
zwei Jahre zuvor begonnen haben“, macht
Sandra Born deutlich.
Dennoch hört man wie bei allem Neuen
auch nachdenkliche Stimmen: „Zu Beginn
und vereinzelt auch heute noch, gibt es auf
die Frage, was die Teilnehmer von dem Se-
minar erwarten, manchmal die Antwort ‚Ich
bin geschickt worden’“, berichtet Sandra
Born. Doch dies sei nicht weiter tragisch, da
die vermittelten Inhalte und die Kompetenz
der Referenten meist auch die Skeptiker
überzeugen und am Ende zu der einhel -
ligen Meinung führten „Die Veranstaltung
hat sich gelohnt!“. Als positiv werde nach
Schulungen immer auch angemerkt, dass
der Austausch mit Kollegen anderer Ämter,

Wie überall im Berufsleben werden auch die Mitarbeiter in Verwaltungen regelmäßig vor neue Aufgaben und Herausforderungen
gestellt. Längst zählt nicht allein die fachliche Kompetenz, sondern auch soziale Fähigkeiten, etwa im Umgang mit Bürgern und Kolle-
gen sind wichtig. Zudem gewinnen „moderne“ Arbeitsweisen, wie beispielsweise Team- und Projektarbeit, auch in Verwaltungen eine
immer größere Bedeutung.

Fortbildung als wichtiger Baustein der
Personalentwicklung bei der Kreisverwaltung
Siegen-Wittgenstein
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zu denen man im Alltag entweder über-
haupt keinen oder nur einen sporadischen
Kontakt hat, als sehr angenehm erlebt wird.
„Die Fortbildungen tragen damit auch da zu
bei, dass die Mitarbeiter ein Gemeinschafts-
gefühl erleben und Anonymität innerhalb

einer Verwaltung, die bei einer Größe von
rund 820 aktiven Mitarbeitern naturgemäß
entsteht, zu überwinden“, betont Perso-
nalamtsleiter Ralf-Sigurd Katz. Ein Grund,
warum die Kreisverwaltung der zielgerich-
teten und bedarfsorientierten Fortbildung

auch weiterhin eine zentrale Bedeutung bei-
messen wird, so Kreisdirektor Bender und
Ralf-Sigurd Katz unisono.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  11.15.30
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Nicht erst, seitdem bei öffentlichen Insti-
tutionen massiv gespart wird, hat sich

die VHS dem Motto „das Neue tun, das Alte
nicht lassen“ verschrieben. „Das Neue tun“
heißt bei der VHS Kreis Euskirchen vielerlei:

Professionalität

Im Jahr 2004 haben die Volkshochschulen
Nordrhein-Westfalens zum Beispiel ein Cor-
porate Design geschaffen. Über hundert
Einrichtungen, darunter auch die VHS Kreis
Euskirchen, werben mit einem gemeinsa-
men Logo und arbeiten in vielen Bereichen
zusammen: Äußeres Kennzeichen der Zu-
sammenarbeit ist die gleiche Gestaltung der
Programm-Hefte.
Im Juli 2007 hat sich die VHS Kreis Euskir-
chen nach längerer Vorbereitung nach LQW2
zertifiziert. Sie genügt nun hohen Qualitäts-
ansprüchen, die unter anderem die Qualifi-
kation der Lehrkräfte und des Personals,
die Organisation vor Ort, die Zahl der neu-
en Kursangebote oder die schnelle Reaktion
bei Beschwerden und Anregungen betref-
fen. Das Programmheft wurde neu gestal-
tet und heißt jetzt „Die Blauen Seiten“.
Auch die VHS-Homepage wurde im Rahmen
der Qualitätsarbeit verbessert: Im Internet
stehen nun unter anderem ein komforta-
bles Online-Anmeldeverfahren, umfassen-
de Wegbeschreibungen (demnächst auch
auf der Basis von google-maps), Informati -
onen über die Lehrkräfte, ein aktueller News-
letter beziehungsweise Blog (der auch als
RSS-Feed abonniert werden kann) und ein
Forum zur Verfügung.

Inhalte

Das Themenspektrum wurde in allen Berei-
chen erweitert, so dass sich die VHS heute
für die professionelle Weiterbildung eignet.
Viele Sprachkurse sind mittlerweile gezielt
auf die Weiterbildung im beruflichen Kon-
text ausgerichtet. Besonders deutlich wird die
Wandlung im Bereich „Beruf“, wo neben
allgemein bildenden Grundkursen etwa zur

doppelten Buchführung Fortbildungen über
einen Zeitraum von fast zwei Jahren ange-
boten werden. Beispielsweise qualifiziert die
VHS Kreis Euskirchen seit 2005 Fachkräfte
für die Bereiche Finanzbuchführung und
Lohn und Gehalt. Das bundesweit einheit-
liche Zertifikatssystem Xpert Business bildet
dabei die Grundlage für Prüfungen mit ho-

hem Anspruch. Eine Kooperation mit DA-
TEV soll auf dieser Basis neue Zielgruppen
ansprechen.
Auch im EDV-Bereich findet der Kunde
schon seit längerem neben Kursen für Ein-
steiger und Office-Seminaren interessante
Angebote für Cracks: Egal ob es um Inter-
netdesign mit Dreamweaver, Netzwerktech-
nik (Grundlagen, VPN etc.), um Linux oder
Open Office, um Virtualisierung oder Da-
tensicherung geht – auch den Bereich Multi-

media erobert die VHS mit Seminaren zur
digitalen Werbefotografie, zur Bild-, Mu-
sik- und Filmbearbeitung.
Noch immer können Einsteiger den Europä-
ischen Computerpass Xpert erwerben. Dar-
über hinaus haben fortgeschrittene Nutzer
seit Juli 2007 bei der von Microsoft zertifi-
zierten IT-Academy VHS Kreis Euskirchen

die Möglichkeit, das Zertifikat Microsoft
Office Specialist (MOS) zu erwerben. Ab
2008 wird ferner der Erwerb der Fachzerti-
fikate Microsoft Certified IT-Professional,
Application Specialist, Application Profes-
sional und Technology Specialist möglich.
In Kooperation mit dem Schulamt des Krei-
ses Euskirchen führt die Kreis-VHS derzeit
Berufswahlkoordinatoren-Fortbildungen
für Lehrerinnen und Lehrer sowie Sozialar-
beiter aus den Kreisen Euskirchen, Düren

Volkhochschulen gibt es in Deutschland seit langem. Die meisten Einrichtungen wurden in der Nachkriegszeit gegründet. Ihr Image
ist etwas verstaubt. Das Kürzel VHS steht bei vielen für Makramee (Klöppeln) und Töpfern. Zu Unrecht!

Imagewandel bei der VHS Kreis Euskirchen
Von Andreas Balsliemke,
Leiter des VHS-Fachbereichs EDV-Beruf

Zwölf Teilnehmerinnen haben den ersten Jahrgang der Fortbildung „Geprüfte Fachkraft
Finanzbuchführung“ gebildet. Neun haben die Abschlussprüfung bestanden.
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und Rhein-Erft durch. Die Teilnehmenden
sind sich einig: Hilfreiche Informationen aus
Sicht des Handwerks, der Agentur für Ar-
beit, detaillierte Darstellung des Angebotes
der Berufskollegs im Kreis, Unterrichtsmate-
rial für die Berufswahlvorbereitung ab Klasse
5 sowie Vorträge zu Themen wie Koopera-
tionen zwischen Unternehmen und Schu-
len, Projektmanagement und Schulabgän-
gerbefragung werden zukünftig ihre Arbeit
als Berufswahlkoordinatoren ergänzen und
erleichtern. Bettina Ismar vom Büro für Lern-
partnerschaften leitet die Qualifizierungen
mit großem Engagement. Zur Finanzierung
wurden der VHS Fördermittel des Europäi-
schen Sozialfonds bewilligt.
Das Programmheft einer VHS ist als Ge-
mischtwarenladen verschrien, wo man ne-
ben schwierigen EDV-Themen zu ähnli chen
Preisen Kurse über Engel findet. Manche
stellen deshalb den Wert der beruflichen
Fortbildungen in Frage. Zu Unrecht, denn
auch wenn sich Inhalte unterscheiden, wer-
den an deren Organisation immer gleich
hohe Anforderungen gestellt. Was auf den
ersten Blick irritiert, ist bei genauem Hinse-
hen ein Vorteil der Volkshochschulen: Es gibt
fast keinen Bildungsbereich, in dem die
VHS kein Kursangebot unterbreiten kann.
Themen und Inhalte ergeben sich aus Kun-
denwünschen. Die pädagogische Qualität
ist dagegen immer hoch.

Flexibilität und Personal

Wenig bekannt ist noch immer das flexible
Angebot „Bildung auf Bestellung“ oder der
Servicebereich „vhs für Firmen“: Um diesen
Markt aktiver anzusprechen hat die Kreis-
VHS eine spezielle Broschüre für Firmen

entwickelt, produziert Seminarunterlagen
im Corporate Design und zeigt sich auf re-
gionalen Messen und Veranstaltungen.
Ein Kunde hat keine Zeit für regelmäßige
Kurse? Er oder sie will zu Hause lernen, kon-

kret am eigenen Problem? Kein Problem.
Die VHS Kreis Euskirchen kommt zu ihm/ ihr
nach Hause: VHS Dozenten können bei nahe
jedes denkbare Thema als Einzel-Coaching
unterrichten. Das kostet mehr: Aber die Teil-
nehmer haben auch mehr davon. Dieses Un -
terrichtsmodell wurde für Existenzgründer
auf ein noch breiteres Themenspektrum er-
weitert und wird im Rahmen eines speziel-
len Programms mit dem Namen „ESF-Coa-
ching“ auch von der Agentur für Arbeit
gefördert. Ein anderes Beispiel: Ein Unter-
nehmen will Mitarbeiter fortbilden? Die
VHS richtet Schulungen ganz speziell nach
den Wünschen aus – direkt am Arbeitsplatz
oder in einem nahe gelegenen Schulungs-
raum. In vielen Fällen werden solche Maß-
nahmen auch durch Bildungsschecks des
Landes NRW gefördert.
Auftragsmaßnahmen in den Bereichen „Bil -
dung auf Bestellung“ und „vhs für Firmen“
werden mit spürbarem Gewinn durchge-
führt und helfen mit, den Bereich der ge-
förderten Weiterbildung zu finanzieren und
Kürzungen aufzufangen. Aber auch in den
Bereichen „Studienreisen und Fahrten“ und
bei vielen Veranstaltungen im Freizeitbe-
reich werden mittlerweile mehr als kosten-
deckende Preise kalkuliert. So gelingt es der
VHS Kreis Euskirchen, weiterhin ein ganz-
heitliches Bildungsangebot zu präsentieren.
Flexibilität erfordert auch die Hauptaufgabe
der VHS: Der ländlich strukturierte riesige
Kreis im äußersten Südwesten Nordrhein-
Westfalens soll mit einem flächendecken-
den breiten Bildungsangebot versorgt wer-
den. Zu diesem Zweck war die Kreis-VHS
2006 in 129 Gebäuden unterschiedlicher Trä-
ger im ganzen Kreisgebiet vertreten. Schulen,
die in der Regel von den Städten und Ge-
meinden zur Verfügung gestellt werden,
reichen für viele Zwecke beziehungsweise
Themen nicht aus. Also werden zusätzlich
Räume angemietet.
Die VHS hat den Ruf, jeder könne dort un -
terrichten. In Wahrheit werden an die Kurs-
leitenden hohe fachliche Anforderungen
gestellt. Im Gegensatz zu hauptberuflichen
Kursleitenden, die bei anderen Bildungsein-
richtungen tätig und oft Theoretiker sind,
kennzeichnet die meisten Dozenten bei der
VHS aber, dass sie im normalen Leben be-
rufstätig sind. Fachliche Erfahrungen mi-
schen sich daher mit Berufserfahrung, was
die Kurse wertvoller macht. Im Bereich der
Fremdsprachen sind neben Philologen viele
Muttersprachler im Einsatz.

Kooperationen

Was in vielen Gesellschaftsbereichen noch
immer vor allem gefordert wird, ist bei Volks-
hochschulen schon länger Realität. Volks-
hochschulen arbeiten regional, landes- und
sogar bundesweit zusammen. Einheitliche

Ausbildungs- und Prüfungsnormen stellen
zum Beispiel im Bereich der Businessfortbil-
dungen einen wichtigen Wettbewerbsvor-
teil gegenüber anderen Bildungsträgern dar.
Innovationen finden schnelle Verbreitung.
Auch in regionalen Netzwerken mit anderen
Bildungsträgern ist die VHS aktiv. Beispiels-
weise hilft sie im von der Bundesagentur für
Arbeit ins Leben gerufenen „Arbeitskreis für
Chancengleichheit“ gleich an zwei Fronten
mit: Durch neue Bildungsprojekte wird die
Kinderbetreuung im Kreis verbessert bezie-
hungsweise weiter verbreitet (Babysitter-
Führerschein, Qualifizierung in der Kinder-
tagespflege). Auch beim Übergang von der
Schule ins Berufsleben hilft die VHS mit.

Innovationen

Ein herausragender Erfolg ist auch ein neues
pädagogisches Konzept im Bereich Compu-
terschreiben. Auf der Basis von Ergebnissen
der Gehirnforschung wurde im Jahr 2003
ein multisensorisches Lernkonzept entwi-
ckelt, mit dem 10-Finger-Tastschreiben bin-
nen weniger Wochen gelernt werden kann.
Die Kreis-VHS hat bereits im Jahr 2004
eine regionale Dozentenfortbildung in Zül-
pich organisiert. Und mittlerweile finden im
Kreisgebiet statt der bisher durchschnittlich
zwei Kurse pro Halbjahr ca. sechs Veran-
staltungen nach dem neuen Konzept statt,
die neben Schülern immer mehr auch älte-
re Erwachsene ansprechen.

Für andere Volkshochschulen zum Vorbild
wurde ein Projekt im EDV-Bereich: Weil die
Kreis-VHS vor allem in Informatik-Räumen
von Schulen aktiv ist, wird die Arbeit der
VHS durch zunehmende Sicherheitsbedürf-
nisse der Schulen behindert. Des einen
Freud’ ist im Bereich von Sicherheitssoftwa-
re des anderen Leid: Der Blick in die System-
steuerung ist meist blockiert. Die VHS benö-
tigt daher eigene Installationen. Statt bisher
verbreiteter aufwändiger und betreuungsin-
tensiver Lösungen wie Wechselfestplatten,
installierte die Kreis-VHS in den Schulen
Emulationen unterschiedliche Betriebssyste-
me. So kann auf Teilnehmerfragen zu ganz

Einstiegskurse „EDV für Ältere“ finden mit
der mobilen Ausstattung nun auch vormit-
tags in Blankenheim statt.

Abschlusstermin der ersten Runde der Leh-
rerfortbildung für Berufswahlkoordinatoren,
gefördert aus Mitteln des ESF
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unterschiedlichen Windows-Versi onen am
praktischen Beispiel eingegangen werden.
Immer wieder haben in der Vergangenheit
Bürger der VHS vorgeschlagen, Kurse am
Vormittag anzubieten. Dieses Anliegen traf
auf Verständnis, weil insbesondere Familien
mit Kindern im Abendbereich wenig Zeit
haben und in der Eifel Senioren im Dunkeln
und bei drohender Glätte nicht mehr gerne
das Haus verlassen. Allein: Kurse am Vor-
mittag sind nicht leicht zu organisieren.
Denn die Schulen, in denen der Unterricht
normal stattfindet, sind vormittags belegt.
Dennoch baut die VHS seit einiger Zeit das
Angebot vormittags aus. Zu diesem Zweck

werden geeignete Räumlichkeiten ange-
mietet. Für EDV-Kurse wurden mobile Ge-
räte beschafft, die von den Kursleitern erst
bei der VHS abgeholt, zum Kursort ge-
bracht, dort aufgebaut und nach dem Kurs
wieder abgebaut werden. Für die größeren
Gemeinden im Kreisgebiet stehen die Gerä-
te je einen Wochentag zur Verfügung. Von
Tag zu Tag werden die Laptops dann wie bei
einem Staffellauf von einem Kursleiter an
den nächsten weiter gegeben. Dass bei die-
sem Aufwand die Preise höher ausfallen,
trifft auf Verständnis. Beim Auf- und Abbau-
en am Ort helfen meist die Teilnehmer, die
dabei zugleich einiges lernen.

Kürzungen von Landesfördermitteln haben
viele Bildungseinrichtungen in Bedrängnis
gebracht. Wer sich in einer solchen Situation
auf Pflichtaufgaben beschränkt, fährt eine
Volkshochschule vor die Wand. Man muss
das Neue wagen – das Risiko des Scheiterns
eingehen. Ein offenes Klima im Kreis Euskir-
chen hat es der dortigen VHS ermöglicht,
neue Wege zu gehen, ohne die alten The-
men aufzugeben. „Das Neue zu tun, das
Bewährte nicht zu lassen“, ist das Motto.
Die Ergebnisse können sich sehen lassen.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  41.33.00

Das VHS-Team ist über die Grenzen des
Oberbergischen für seine innovative

und kreative Arbeit bekannt. Mit dem bun -
desweiten Pilotprojekt „Kinder lernen an-
ders“ bietet die Kreisvolkshochschule ein
Fortbildungsprogramm für Erzieherinnen
und Erzieher an, das in Zusammenarbeit mit
dem Münchner Goethe-Institut erstmalig
entwickelt worden und im Mai 2007 an den
Start gegangen ist.
Das Programm besteht aus zwei aufeinan-
der aufbauenden Lehrgängen. Die Präsenz-
fortbildung und der Fernstudienlehrgang
richten sich an Erzieherinnen und Erzieher,
die fremd- und deutschsprachige Kinder mit
Defiziten bei Sprachstrukturen und beim
Wortschatz im Kindergarten und beim Über-
gang in die Grundschule erfolgreich för-
dern wollen. Die Fortbildung ist anwen-
dungsorientiert und bietet zwischen den
fünf Unterrichtseinheiten (Module) unmit -
telbare Umsetzungsmöglichkeiten in den
eigenen Einrichtungen der Teilnehmenden.
Die Module beziehen sich auf die Arbeit mit
den Medien: Spiel, Bilderbuch, Gestalten/
Kunst und Musik.
Eine vom Goethe-Institut ausgebildete Do-
zentin legt die Grundlagen zur Sprachent-
wicklung, zum Sprach- und Zweitspracher-
werb. Sie vermittelt Hintergrundwissen über
Sprachstrukturen, Grammatik und Wort-
schatzerweiterung sowie Kenntnisse über
Sprachstandserhebungen und diagnosti-
sche Verfahren. Nach erfolgreich absolvier-
ter Hausarbeit zu einem der Module der
Präsenzfortbildung wird das Zertifikat zu-

sätzlich als erster Baustein für den darauf auf-
bauenden Fernstudienlehrgang „Kinder ler-
nen anders“ des Goethe-Instituts anerkannt.
Vier Kurse sind seit langem bereits ausge-
bucht. Die Qualität der Fortbildung hat sich
in Fachkreisen herumgesprochen. Damit
nicht genug: Die Kreisvolkshochschule erar-
beitet gemeinsam mit dem Goethe-Institut
das Programm für eine Präsenzfortbildung
im Grundschulbereich, die Anfang 2008 star-
ten wird. „Wir planen eine Erweiterung auf
die ersten Jahrgangsstufen der Sekundarstu-
fe I“, sagt Renee Scheer, Fachbereichsleite-
rin für Deutsch als Fremdsprache. „Unser

Ziel ist ein homogener Aufbau der Sprach-
förderung bei Kindern und Jugendlichen.“
Im Bereich „Deutsch als Fremdsprache“
ist die VHS größter Anbieter mit etwa 50
Sprach- und Integrationskursen pro Semes-
ter. Die selbstentwickelten Kurse wurden
von den pädagogischen Mitarbeiterinnen in
mühevoller Kleinarbeit an das Bundesinte-
grationsgesetz angepasst.
Die Präventionsprojekte der „Emanzipatori -
schen Jugendarbeit“ sind ein weiteres Mar-
kenzeichen der Volkshochschule Oberbergi -
scher Kreis. Vor über zehn Jahren begannen
die Verantwortlichen der VHS in Zusam -

Verlässlicher Bildungspartner und kreativ in der Entwicklung neuer Fortbildungen, das ist die Volkshochschule des Oberbergischen
Kreises. Als Kommunale Weiterbildungseinrichtung arbeitet die Kreisvolkshochschule nach den Richtlinien des Weiterbildungsge-
setzes Nordrhein-Westfalen und bietet eine Vielfalt von Weiterbildungsmöglichkeiten ortsnah in zwölf oberbergischen Städten und
Gemeinden an.

Vielfältig, kreativ und innovativ: Die Volks-
hochschule des Oberbergischen Kreises
Von Dr. Michael Posth,
Leiter der Volkshochschule Oberbergischer Kreis

2007 feierte die Volkshochschule des Oberbergischen Kreises, vertreten durch Dr. Michael
Posth, das 25-jährige Bestehen des Fachseminars für Pflegeberufe mit Leiterin Ursula Kriesten.

(Foto: OBK)
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menarbeit mit der Kreispolizei mit dem Pro-
jekt „Selbstsicherheitstraining für Frauen
und Mädchen“. Noch heute sind solche
Kurse Bestandteil des VHS-Programms. Der
Bedarf vor allem an Schulen ist groß. Um
die Nachfrage decken zu können, entwi-
ckelte die VHS ein Konzept zur Fortbildung
von Personal aus Institutionen wie Schule,
Kinder- und Jugendeinrichtungen, Sportver-
eine und vielen anderen mehr. Mehrmals
im Jahr bietet die VHS solche Qualifizierun-
gen zur Durchführung von Selbstsicherheits-
trainings für Frauen und Mädchen an. In-
zwischen gibt es im Oberbergischen an den
weiterführenden Schulen mindestens eine
ausgebildete Lehrkraft, die von der VHS aus-
gebildet wurde und nach einem verbindli -
chen Handbuch der VHS arbeitet.
Konsequent hat die VHS das Präventions-
angebot erweitert. Nach einem intensiven
Probelauf an ausgewählten weiterführenden
Schulen hat die VHS mit den Schulen und
der Polizei ein „Konflikttraining für Jungs“
entwickelt und sofort damit begonnen, auch
hier nach einem Handbuch Personal zu schu-
len. Das inzwischen gegründete Netzwerk
Emanzipatorische Jugendarbeit (Em-jug) ko-
ordiniert unter der Federführung der VHS
sämtliche Präventionsangebote und Quali-
fikationen. Informationen erhalten Interes-
sierte unter www.Em-jug.de im Internet.
Integraler Bestandteil aller bisher genann-
ten Präventionsprojekte sind auch Ange-
bote für Eltern. Mütter und Väter sind durch
die jeweiligen Schulen in die Präventionsar-
beit der VHS miteinbezogen, die durch Trai-
nings und Vorbild im Alltag Kinder und Ju-
gendliche zu einem sozialen und gewaltfreien
Zusammenleben führen soll.
Unter dem Stichwort „Mut tut gut“ bietet
die VHS mit der Polizei seit etwa drei Jahren
ein Präventionsprojekt für Kinder. Landes-
weit organisiert die VHS mit von ihr entwi-
ckelten Richtlinien und einem von ihr ent-
sprechend ausgebildeten Dozententeam für
Grundschulen solche Präventionsprojekte
an. So fanden Projekte in Gevelsberg, Wiehl-

Drabenderhöhe, Waldbröl-Her mes dorf und
anderen Orten in Nordrhein-Westfalen statt.
Im Zuge der Präventionsarbeit hat das Netz-
werk Em-jug mit der VHS ein Konzept zur
Qualifizierung von pädagogischem Perso-
nal ausgearbeitet. Unter dem Titel T.R.U.S.T.
(Teamwork, Reflektion, Unterricht, Selbst-
sicherheit, Techniken) lernen die Teilnehmer,
Krisensituationen mit Kindern, Jugendli chen,
Eltern und in Kollegien im beruflichen All-
tag zu erkennen und zu bearbeiten. Diese
Qualifizierung entwickelt ein konstruktives
Handlungsrepertoire im Umgang mit Schü-
lern, Eltern und Kollegen, um einen respekt-
vollen Umgang, die Grenzen und Konse-
quenzen zu erreichen.
Aus dem Präventionsprojekt T.R.U.S.T. ent-
wickelte die Volkshochschule des Ober-
bergischen Kreises die Pilot-Qualifizie rung
von pädagogischem Personal in einem Anti-
Gewalt-Training für Schulen (AGST). Lehr-
kräfte werden in die Lage versetzt, mit Kin-
dern und Jugendlichen, die bereits sozial
auffällig geworden sind, ein Training durch-
zuführen. Diese Qualifizierung wird die VHS
in der ersten Jahreshälfte 2008 abschließen
und auswerten.
Hohe Kompetenz zeichnet das Fachsemi-
nar für Pflegeberufe aus – seit über 25 Jah-
ren integraler Bestandteil der VHS. Über 800
staatlich geprüfte Altenpfleger haben seit
1981 das Fachseminar der VHS Oberbergi-
scher Kreis verlassen. Heute werden 178
Schülerinnen und Schüler (Auszubildende)
vom VHS-eigenen Fachseminar ausgebildet.
Das Fachseminar arbeitet mit über 50 Ein-
richtungen der Pflege zusammen, die die
Qualität der Ausbildung schätzen und ger-
ne Absolventen einstellen.
Im Laufe der vergangenen fünf Jahre haben
die Verantwortlichen des Fachseminars in
Zusammenarbeit mit nebenberuflichen Do-
zentinnen und Dozenten ein Fortbildungs-
angebot entwickelt, das zum Teil auch lan-
des- und bundesweit einmalig ist. Folgende
Angebote zeichnen das Fachseminar für
Pflegeberufe aus:

● Ausbildung von Praxisanleitern in den
Betrieben nach Landesvorgaben

● Basisqualifikation – Weiterbildungsan-
gebot für geringfügig qualifizierte Arbeit-
nehmer in der Pflege zur Sicherung von
Arbeitsplätzen

● Weiterbildung zur Leitenden Pflegefach-
kraft im stationären und ambulanten
Bereich nach § 80 SGB XI

● Aufbaukurs zur Pflegedienstleitung
● Weiterbildung zum Sozial- und Gesund-

heitsmanager/Einrichtungsleiter
● Weiterbildung Gerontopsychiatrie 
● Grund- und Aufbaukurse „Kinästhetik“
● Nachqualifizierung für Altenpflegefach-

kräfte nach altem Recht NW, damit Alten-
pflegefachkräfte Leitungsfunktionen in
ambulanten Diensten übernehmen dürfen

● Supervision und Inhouse-Tranings
● Weiterbildung zum Thema Palliative Care

Mit seiner Arbeit hat das Fachseminar bun -
desweit große Anerkennung gefunden und
war eins von vier ausgesuchten Fachsemi-
naren bundesweit, die an einem Pilotpro-
jekt des Bundesministeriums für Senioren
mitarbeiten konnten.
Das Fachseminar war maßgebend an der
Entwicklung des Landesausbildungsgesetzes
zur Ausbildung von Altenpflegern beteiligt.
Auch die Entwicklung des Bundesgesetzes
kennt die Handschrift des oberbergischen
Fachseminars. Landesregierung und Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend sehen in der Kombination von
Kreisvolkshochschule und Fachseminar für
Pflegeberufe eine ideale Konstellation und
haben die VHS mit ihrem Fachseminar an ei-
nem weiteren Pilotprojekt beteiligt: die Aus-
bildung zur Altenpflegehilfe in Kombination
mit dem Hauptschulabschluss.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  41.33.00
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Mit acht pädagogischen Mitarbeitern leis-
tet die Kreisvolkshochschule

– jährlich rund 30.000 Unterrichtsstunden
– für rund 24.000 Teilnehmerinnen und

Teilnehmer 

– über 1.300 Kurse in den Bereichen 

• Politik und Gesellschaft 
• Psychologie und Pädagogik 
• Lern- und Gesprächstechniken 
• EDV 

• Ökologie und Wirtschaft 

• Kunst, Musik und Kreativität 

• Hauswirtschaft 

• Fragen der Gesundheit und des
Älterwerdens 

Die Volkshochschule des Kreises Viersen bietet – spannend und entspannend – in über 180 Unterrichtsstätten seit fast 60 Jahren
kommunale Weiterbildung, anerkannt und geprüft durch das Land Nordrhein-Westfalen, an. Sie erfüllt die Pflichtaufgabe „Weiter-
bildung“ nach dem Weiterbildungsgesetz (WBG) für alle neun kreisangehörigen Städte und Gemeinden im Kreisgebiet.

Kreisvolkshochschule Viersen:
Kommunale Weiterbildung –
spannend und entspannend
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Schwerpunkt: Aus-, Fort- und WeiterbildungSchwerpunkt: Aus-, Fort- und Weiterbildung

• Schulabschlüsse 
– zahlreiche Angebote für Bildungsurlaub

(nach dem Arbeitnehmerweiterbildungs -
gesetz), für Zertifikate und qualifizierte
Schulabschlüsse sowie für berufliche Aus-
und Fortbildung.

Ein großer Schwerpunkt der VHS-Arbeit ist
der Fremdsprachenbereich. Insgesamt 14
Fremdsprachen, unter anderem auch Rus-
sisch, Kroatisch, Schwedisch, Türkisch und
Chinesisch sowie Deutsch als Fremdsprache
mit zahlreichen Integrationskursen können
erlernt werden. Darüber hinaus fungiert die
Kreis-VHS als Prüfungsvolkshochschule für
die Euro-Zertifikatsprüfung „Niederländisch“.
Von besonderer gesellschaftlicher Bedeu-
tung sind die Kurse zum Erlangen von Schul-
abschlüssen. Diese werden unter anderem
in Zusammenarbeit
mit der Justizvollzu gs -
anstalt Willich-An-
rath, der Forensik in
Viersen-Süchteln und
mit der kreiseigenen
Gesellschaft zur För-
derung der Beschäf-
tigung – GFB – zur
Be kämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit
durchgeführt.
In drei eigenen dezen -
tralen Computerräu-
men und an mehreren
Schulen im Kreisge-
biet führt die Volks-
hochschule ein weit
gefächertes EDV-Pro-
gramm durch. Beson -
ders erfolgreich sind
die Seminare in Zu-
sam menarbeit mit den
Schulen.
Schon seit mehreren
Jahren organisiert die
Kreis-VHS eine zen-
trale Gedenkfeier zum
Holocaust-Gedenktag
am 27. Januar jedes
Jahres. 2007referierte der Historiker Dr. Hans
Hesse über die „Kinder in Auschwitz“. Schü-
lerinnen und Schüler berichteten über ihre
Gefühle und Empfindungen bei einem Be-
such des Konzentrationslagers Auschwitz.
Weitere Höhepunkte des VHS-Programms
in diesem Jahr: Dr. Joachim Gauck behan-
delte das Thema „16 Jahre Deutsche Ein-
heit“ und Frau Professor Dr. Rita Süßmuth
stellte in einem Vortrag die Bedeutung von
„Lebenslangem Lernen“ für unsere Gesell-

schaft dar. Überregional bekannt wurden
auch die Seminare gegen Stammtischparo-
len und Rechtsextremismus.
Der „Kurs 21 – Grenzlandgespräche“ wid-
met sich seit 2004 den Wechselwirkungen
zwischen weltweitem Wandel und regiona-
lem Handeln an der deutsch-niederländi-
schen Grenze und sucht den interkulturel-
len Vergleich. Das Themenspektrum reichte
2007 vom Klimaschutz in den Kommunen
über das Verhältnis von Jagd und Natur-
schutz bis hin zu den Folgen des demogra-
fischen Wandels.
Ein weiterer Schwerpunkt der VHS und von
besonderer politischer Bedeutung sind die
Angebote im Bereich Pädagogik und Fami-
lienbildung. Hier wird die positive Erziehung
in den Vordergrund gestellt. Angebote wie
Erziehungsführerschein, „Triple P – Elterntrai-

ning“, Starke Eltern, starke Kinder, werden
in Zusammenarbeit mit Familiennetzwerken,
dem Deutschen Kinderschutzbund, Ortsver-
ein Viersen, und der Drogenberatungsstelle
Viersen durchgeführt.
Seit Jahren bietet die Volkshochschule ein
breit gefächertes Seniorenprogramm an.
Dieses wird nicht nur im allgemeinen Pro-
grammheft, sondern nochmals separat ver-
öffentlicht. 
Von besonderer Bedeutung sind Kurse zur

Pflegebegleitung, ein Betreuungscafe für
Demenzkranke sowie Seminare zur Kran-
kenpflege für Migranten. Biografisches Ler-
nen ermöglichte das Projekt „Reisen in das
Land der Erinnerungen“. Das neue Angebot
für Migranten „Häusliche Krankenpflege
speziell für türkische Angehörige“, wurde
erstmalig im September 2007 angeboten.
Das Interesse war groß: 27 junge Türkin-
nen und ein junger Mann nahmen an den
30 Unterrichtsstunden teil. Die meisten Kurs -
inhalte, wie „Pflegerisches Grundwissen“
oder „Psychische Erkrankungen“ wurden
von einer türkischen Ärztin und einer türki-
schen Krankenschwester vermittelt. Weitere
Vorträge wurden ins Türkische übersetzt.
Dazu gehörte auch ein Vortrag zur Einfüh-
rung für die Begleitung von Menschen mit
Demenz. 

Erstmalig wird es 2008
eine Sommerakade-
mie geben. Unter dem
Motto „Ferien-VHS“
werden Veranstaltun-
gen aus unterschied-
li chen Fachbereichen
angeboten.
Zurzeit befindet sich
die Kreisvolkshoch-
schule im Zertifizie-
rungsprozess nach DIN
EN ISO 9001:2000.
Zertifizierer ist der
Technische Überwa-
chungsverein – TÜV.
Hierzu wird ein Qua-
litätsmanagement -
system eingeführt.
Dazu werden alle fest-
gelegten Verantwort-
lichkeiten, Arbeitsab-
läufe, Methoden und
vieles mehr dokumen -
tiert und auf Verbes-
serungsmöglichkeiten
hin untersucht. An-
schließend erfolgt die
Zertifizierung durch ei-
 nen Auditor. Die VHS

verspricht sich hiervon nicht nur einen ho-
hen Qualitätsanspruch in der Weiterbildung
son dern auch ein effektives und effizientes
Arbeiten, eine ho he Zufriedenheit der Teil-
nehmer und nicht zuletzt die Möglichkeit,
ihr Volumen an Auftragsmaßnahmen zu er-
höhen.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  41.33.00

Erich Schützendorf (r.), stellvertretender Direktor der Kreisvolkshochschule Viersen und
Elisabeth Mertens (2. v.r.) vom Seniorenbeirat der Stadt Willich mit den Teilnehmerinnen
des ersten Kurses „Häusliche Krankenpflege für Migranten" in Willich.

(Foto: Horst Siemes/Kreis Viersen)
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ThemenThemen

Zurückgestellt hat der Vorstand die Frage,
ob es sinnvoll ist, Hilfsfristen in Brand-

schutzbedarfsplänen und in Rettungsbe-
darfsplänen festzulegen. Dabei waren unter
anderem folgende Gründe maßgebend:

Festlegung für Hilfsfristen in
Brandschutzbedarfsplänen/
Fortschreibung der Brand-
schutzbedarfspläne

Gemäß §22 FSHG haben die Gemeinden
Brandschutzbedarfspläne festzulegen. In ih-
nen sollen sie auch Hilfsfristen für den Feu-
erschutz festlegen. In der Praxis führt die
Festlegung von Hilfsfristen in den Brand-
schutzbedarfsplänen zu Schwierigkeiten.
Insbesondere im Zusammenhang mit der
nach §13 Abs. 1 Satz 3 FSHG NRW erfor-
derlichen Ausnahmegenehmigung für Große
und Mittlere kreisangehörige Städte, haupt-
amtliche Kräfte in ständig besetzten Feuer-
wachen einzustellen, spielen die Hilfsfristen
eine erhebliche Rolle. Hilfsfristen, die den
örtlichen Besonderheiten nicht Rechnung
tragen, können dazu führen, dass statt auf
ehrenamtliche Feuerwehren immer stärker
auf hauptberufliche Feuerwehren zurückge-
griffen werden muss, weil sonst die Hilfsfris-
ten nicht eingehalten werden können.
Die gegenwärtige Praxis führt zu unbefrie-
digenden Ergebnissen, weil es keine verbind-
lichen Empfehlungen oder gesetzlichen Fest-
legungen für die Festsetzung von Hilfsfristen
in Brandschutzplänen gibt. Teilweise wird
eine Hilfsfrist von acht Minuten als Ausfluss
des technisch-medizinischen Standards für
zwingend angenommen. Diese Hilfsfrist soll
dann jedoch erst mit dem Ausrücken der
Einsatzkräfte zum Einsatzort beginnen. Die
Zeit zwischen Eingang des Notrufs/Alar-
mierung und dem Ausrücken soll nicht be-
rücksichtigt werden. Damit ergeben sich
erhebliche Spielräume, die zu völlig unter-
schiedlichen, sachlich kaum begründbaren
Ergebnissen führen, wenn man das tatsäch-
liche Eintreffen am Einsatzort ab dem Zeit-
punkt des Eingangs des Notrufs/der Alar-
mierung zugrunde legt.
Obwohl eine Hilfsfrist von acht Minuten
als technisch-medizinischer Standard aus-
gegeben wird, wird den Gemeinden teilwei -
se als „Ausweg“ die Möglichkeit aufgezeigt,
dass beim Zielerreichungsgrad (prozentualer

Anteil der Einsatzfälle, in denen die Hilfs-
frist tatsächlich eingehalten wird) erhebli -
cher Spielraum nach unten bestehe. Zudem
scheint sich bei den obersten Aufsichtsbe-
hörden des Landes die Auffassung gebildet
zu haben, dass die Hilfsfrist in den Brand-
schutzbedarfsplänen relativ einheitlich auf
acht bis zehn Minuten festzusetzen sei.
Nur bei den Zielerreichungsgraden hätten
die Kommunen dann im Rahmen ihrer
Brandschutzbedarfsplanung einen relativ
weiten Entscheidungsspielraum. Durch nie-
drig angesetzte Zielerreichungsgrade für
das durchschnittliche Erreichen der Hilfs-
frist von acht Minuten werden dann in der
Praxis in einer Vielzahl von Fällen Einsätze
mit weit über acht Minuten liegenden Hilfs-
fristen gefahren, ohne dass ein formaler
Verstoß gegen die Einhaltung der Hilfsfrist
von acht Minuten zu verzeichnen ist. Außer-
dem gibt es eine von Bezirksregierung zu
Bezirksregierung unterschiedlich gehand-
habte Aufsichtspraxis.
Insgesamt führt die gegenwärtige unüber-
sichtliche Rechtslage und Aufsichtspraxis zu
völlig unterschiedlichen Ergebnissen vor
Ort, die sich sachlich kaum begründen las-
sen. In den Diskussionen in der Arbeitsge-
meinschaft Bevölkerungsschutz des Land-
kreistages NRW bestand Einigkeit, dass nach
Wegen gesucht werden sollte, zu einer ein-
heitlicheren Praxis zu kommen. Denkbar
sind zum Beispiel gegebenenfalls Empfeh-
lungen der kommunalen Spitzenverbände
(evtl. gemeinsam mit dem Innenministe-
rium), die Sollvorgaben für die Hilfsfristen
und den Zielerreichungsgrad enthalten,
die regelmäßig einzuhalten sind und nur
dann überschritten werden dürfen, wenn im
Brandschutzbedarfsplan besondere Gründe
hierfür angeführt werden. Bei den gege -
benenfalls in den Empfehlungen zu benen-
nenden Hilfsfristen und Zielerreichungsgra-
den wäre auch im Auge zu behalten, dass es
kaum sachliche Gründe gibt, die unter-
schiedliche Hilfsfristen und Zielerreichungs-
grade im Brandschutz und im Rettungs-
dienst rechtfertigen können.
Von einer Forderung an das Innenministe-
rium oder den Landtag, Hilfsfristen und Ziel -
erreichungsgrade durch Erlass oder im Ge-
setz festzulegen, sollte zumindest zunächst
abgesehen werden. Stattdessen sollte in Ge-
sprächen mit dem Städte- und Gemeinde-

bund NRW, dessen Mitglieder von dieser
Problematik besonders betroffen sind, sowie
in Gesprächen mit dem Innenministerium
nach Wegen gesucht werden, die einver-
nehmlich beschritten werden können, um zu
einer Vereinheitlichung der Praxis zu kom-
men. Erst wenn diese Gespräche geführt
sind, besteht gegebenenfalls weitergehen-
der Entscheidungsbedarf für den Landkreis-
tag NRW.

Festlegung von Hilfsfristen
im Rettungsdienst

Bei den Hilfsfristen im Rettungsdienst stel-
len sich teilweise ähnliche Probleme wie bei
den Hilfsfristen im Brandschutz. Die kommu-
nalen Spitzenverbände hatten sich anläss-
lich der letzten größeren Novelle des Ret-
tungsgesetzes strikt gegen Bestrebungen
gewandt, im Gesetz selbst verbindliche
Hilfsfristen für den Rettungsdienst festzu-
legen. Stattdessen ist es dann zu einem Er-
lass des Fachministeriums gekommen, in dem
empfohlen wurde, für städtisch besiedelte
Räume eine Hilfsfrist von acht Minuten
und für weniger dicht besiedelte Räume
eine Hilfsfrist von zwölf Minuten zu planen.
Die einschlägigen Erlasse sind inzwischen
durch Zeitablauf außer Kraft getreten.
Parallel dazu hat es Gerichtsentscheidungen
gegeben, die privaten Krankentransport-
wagenbetreibern entgegen der Entscheidung
des Aufgabenträgers eine Genehmigung
zum Betrieb von Kran kentransportwagen
(KTW) zugesprochen haben. Begründet
wurde dies zum Teil damit, dass die Ret-
tungsbedarfspläne die Hilfsfristen nicht zu-
treffend festgesetzt hätten (insbesondere
die Zuordnung zu ländlich besiedelten und
dicht besiedelten Räumen) und dass des-
halb ein funktionierender öffentlicher Ret-
tungsdienst mit dem gebotenen Mindest-
standard erreicht werde, wenn den jeweiligen
privaten Krankentransportwagenbetreibern
zusätzlich die Möglichkeit gegeben werde,
sich mit Krankentransporten am Rettungs-
dienst zu beteiligen. Dieses „subjektive
Recht“ von privaten KTW-Betreibern auf
Zulassung zum Krankentransport, wenn
keine ordnungsgemäße Rettungsbedarfs-
planung vorliegt, hat das Oberverwaltungs-
gericht Münster inzwischen durch eine
Entscheidung vom März 2007 faktisch auf-

Der Vorstand des Landkreistages NRW hat in seiner Sitzung am 30. Oktober 2007 die nachfolgenden Vorschläge für eine Änderung des
Feuerschutzhilfegesetzes und des Rettungsgesetzes NRW beschlossen. Dem Beschluss des Vorstandes sind ausführliche Beratungen in
der Arbeitsgemeinschaft Bevölkerungsschutz des Landkreistages NRW sowie im zuständigen Fachausschuss für Verfassung, Verwaltung
und Personal vorausgegangen.

Änderungsvorschläge des Landkreistages
NRW zum Feuerschutzhilfegesetz und zum
Rettungsgesetz NRW
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gehoben. Eine Entscheidung des Oberver-
waltungsgerichtes Münster, welcher Zieler-
reichungsgrad einzuhalten ist und welche
Konsequenzen die Nichteinhaltung auf
eventuelle Genehmigungsverfahren für
private KTW-Betreiber hat, steht noch aus.
Im Landkreistag NRW wird seit Jahren er-
örtert, inwieweit es sinnvoll ist, im Gesetz
selbst zwingend Hilfsfristen ohne Differen-
zierung zwischen weniger dicht und dicht
besiedelten Räumen festzusetzen. Ergebnis
dieser Diskussionen ist die Überlegung,
eine Höchstfrist von zwölf Minuten festzu-
setzen und es jedem Aufgabenträger selbst
zu überlassen, ob und in welchem Umfang
er für bestimmte Gebiete oder für ein ge-
samtes Gebiet die Frist bis auf acht Minu-
ten absenkt. Voraussetzung hierfür ist, dass
die Krankenkassen diese Entscheidung mit-
tragen und refinanzieren. Durch ein solches
Modell wäre dann keine Verschlechterung
der gegenwärtigen Qualität des Rettungs-
dienstes vor Ort eingetreten; gleichzeitig
hätte es aber zu größerer Rechtssicherheit
gegenüber möglichen Klagen von KTW-
Betreibern geführt. Denn es hätte keine be-
sonders „klageanfällige“ Verpflichtung mehr
bestanden, zwischen dicht besiedelten und
weniger dicht besiedelten Räumen bei der
Festsetzung von Hilfsfristen zu entscheiden.
Jedem Aufgabenträger wäre es vielmehr
freigestellt, nach welchen Kriterien er ggf.
niedrigere Hilfsfristen als zwölf Minuten für
einzelne Räume seines Zuständigkeitsgebie-
tes festlegt. Diese Rechtssicherheit könnte
ein Grund sein, von der bisherigen Linie der
kommunalen Spitzenverbände abzugehen,
keine im Gesetz verankerten Hilfsfristen zu
befürworten. 
Durch die Entscheidung des Oberverwal-
tungsgerichts Münster vom März 2007 hat
dieser Grund an Bedeutung verloren. Falls
das OVG Münster auch bei der noch aus-
stehenden Entscheidung über die Festle-
gung von Zielerreichungsgraden ähnlich ar-
gumentiert, wäre zu entscheiden, ob dann
aus Gründen der Rechtssicherheit überhaupt
noch die Forderung gestellt werden sollte,
Hilfsfristen im Gesetz selbst zu verankern.
Auf diesem Hintergrund ist es sinnvoll, zu-
nächst die Entscheidung des OVG Münster
abzuwarten und dann nach der erfolgten
obergerichtlichen Klärung noch einmal zu
erörtern, ob und in welchem Umfang es im
Interesse der Kreise als Träger des Rettungs-
dienstes liegt, verbindliche Hilfsfristen für
den Rettungsdienst im Gesetz (oder durch
neuen Erlass) festzulegen.

Vorschläge zur
Änderung des Feuerschutz-
hilfegesetzes NRW

1. Wiedereinführung der Begriffe „Katastro-
phe“, „Katastrophenschutz“,„Krisenstab“ etc.

Die Begrifflichkeiten im Feuerschutzhilfege-
setz NRW sollten an die Begrifflichkeiten der
Erlasse angepasst werden (Wiedereinfüh-
rung der Begriffe Krisenstab, Katastrophe
und Katastrophenschutz).

Begründung:

Das FSHG NRW geht gegenwärtig von Be-
griffen aus, die nicht mit den Begrifflichkei-
ten im Einklang stehen, die die entsprechen-
den Erlasse verwenden. Die Begrifflichkeiten
sind zudem mit dem allgemeinen Sprach-
verständnis nicht deckungsgleich (z.B. Groß-
schadensereignis, Leitungs- und Koordinie-
rungsgruppe etc.). Die zurzeit im FSHG
NRW verwandten Begriffe sollten daher
dem allgemeinen Sprachgebrauch und den
Terminologien der Erlasse angepasst wer-
den (Wiedereinführung der Begriffe „Katas-
trophe“, „Katastrophenschutz“ und „Krisen-
stab“).

2. Erweiterung der Möglichkeiten zur
interkommunalen Zusammenarbeit

Alle Aufgaben der Kreise, Städte und Ge-
meinden nach dem FSHG NRW sollten auf
der Basis eines öffentlich-rechtlichen Vertra-
ges im Wege der interkommunalen Zusam -
menarbeit von Gemeinden und Kreisen für
andere Gemeinden und Kreise wahrgenom -
men werden können. §1 Abs. 7 FSHG NRW
ist (klarstellend) entsprechend zu ändern.

Begründung:

Bei den Aufgaben nach dem FSHG NRW
handelt es sich um Pflichtaufgaben zur Er-
füllung nach Weisung. Pflichtaufgaben zur
Erfüllung nach Weisung, die im Rahmen des
gestuften Aufgabenmodells zwischen Krei-
sen sowie Mittleren und Großen kreisange-
hörigen Städten vom Gesetzgeber „verteilt“
worden sind, konnten und können nach der
Gemeindeordnung auf der Basis eines öf-
fentlich-rechtlichen Vertrages von Kreisen
für Mittlere und/oder Große kreisangehöri -
ge Städte wahrgenommen werden (§4 Abs.
5 GO NRW).
Etwas anderes gilt dagegen bei Pflichtauf-
gaben zur Erfüllung nach Weisung, die nicht
zum Aufgabenbestand des gestuften Auf-
gabenmodells gehören. Bei diesen gemäß
§3 Abs. 2 GO NRW den Gemeinden auf-
erlegten Aufgaben, ist gemäß § 3 Abs. 5
GO NRW nur eine interkommunale Zusam -
menarbeit auf der Basis eines öffentlich-
rechtlichen Vertrages zwischen Gemeinden
sowie zwischen Kreisen und kreisfreien Städ-
ten zulässig. Eine vertikale Aufgabenverschie-
bung in der Form, dass Gemeinden diese
Aufgaben auf der Basis einer öffentlich-recht-
lichen Vereinbarung dem Kreis zur Erledigung
übertragen, ist dagegen in § 3 Abs. 5 GO
nicht vorgesehen. Im Ergebnis bedeutet dies,
dass zumindest die Regelungen der Ge-

meindeordnung keine gesetzliche Grundla-
ge für öffentlich-rechtliche Verträge enthal-
ten, nach denen Kreise die Aufgaben der
Brandschau für kreisangehörige Gemein-
den wahrnehmen sollen. Dies wäre aber ins-
besondere bei kleineren Gemeinden sinnvoll,
da diese nicht das notwendige fachlich spe zi -
alisierte Personal für Brandschauen besitzen.
Ob §1 Abs. 7 FSHG NRW eine Ermächti-
gungsgrundlage für eine solche aufgaben-
trägerunabhängige Aufgabenverlagerung
enthält, ist zweifelhaft. Bisher wurde die
Auffassung vertreten, dass §1 Abs. 7 FSHG
NRW keine Ermächtigungsgrundlage dafür
enthält, auf der Basis eines öffentlich-recht-
lichen Vertrages einem Aufgabenträger, der
diese Aufgabe selbst nicht auch originär
hat, Aufgaben von Gemeinden zu übertra-
gen. Gestützt wurde diese Auffassung durch
die bis zur jüngsten Änderung der Gemein-
deordnung geltende Rechtslage, nach der
generell keinerlei aufgabenträgerunabhän-
gige Zusammenarbeit bei Pflichtaufgaben
zur Erfüllung nach Weisung zulässig war.
Da die Aufgabe der Brandschau ausschließ-
lich den Gemeinden zugeordnet ist und die
Kreise keine originären Aufgabenträger sind,
wäre danach ein entsprechender öffentlich-
rechtlicher Vertrag nicht zulässig. Im FSHG
sollte deshalb klargestellt werden, dass alle
Aufgaben nach dem FSHG im Wege der
interkommunalen Zusammenarbeit auf der
Basis eines öffentlich-rechtlichen Vertrages
wahrgenommen und auch vertikal „verscho-
ben“ werden können.

3. Änderung des Personalstandards in §5
FSHG NRW für die Wahrnehmung der
Aufgaben in Brandschutzstellen

§5 Satz 3 FSHG NRW sollte mit dem Ziel
geändert werden, dass die zur Durchführung
der Aufgabe der Brandschutzdienststellen er-
forderlichen Tätigkeiten nicht nur Bedienste-
ten mit einer Ausbildung für den gehobenen
oder höheren feuerwehrtechnischen Dienst
übertragen werden dürfen, sondern auch
Bauingenieuren übertragen werden können,
die durch entsprechende Fortbildungsmaß-
nahmen hierfür qualifiziert sind.

Begründung:

Gemäß §5 Satz 3 FSHG NRW sind die zur
Durchführung der Aufgaben in Brandschutz-
dienststellen erforderlichen Tätigkeiten zwin-
gend Bediensteten mit einer Ausbildung für
den gehobenen oder höheren feuerwehr-
technischen Dienst zu übertragen. Es sollte
die Möglichkeit eröffnet werden, diese Tä-
tigkeiten auch Bauingenieuren zu übertra-
gen, die durch Fortbildung entsprechende
Qualifikationen im Brandschutz erworben
haben. Damit würde der Tatsache Rechnung
getragen, dass die Aufgaben der Brand-
schutzdienststellen in engem Zusammen-
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hang mit der Einhaltung baurechtlicher Vor-
schriften stehen. In Kreisen, aber auch in Städ-
ten du Gemeinden würde die vorgeschlage-
ne Änderung des §5 Satz 3 FSHG NRW eine
größere personalwirtschaftliche Flexibilität
ermöglichen, ohne dass die Quali tät derAuf-
gabenwahrnehmung leiden müsste.

4. Erweiterung der Erstattungs-
pflicht der Gemeinden
gegenüber privaten Arbeitgebern
für Arbeitsentgelte 

§ 12 Abs. 2 FSHG NRW sollte mit dem Ziel
geändert werden, dass privaten Arbeitge-
bern zukünftig auf Antrag durch die Ge-
meinde die von diesen zu zahlenden Arbeits-
entgelte und Dienstbezüge einschließlich
aller Nebenleistungen und Zulagen während
der Tätigkeit als ehrenamtlicher Angehöriger
der Feuerwehr mit einem Zuschlag von 50
Prozent auf die tatsächlich gezahlten Entgel-
te erstattet werden.

Begründung:

§ 12 Abs. 2 FSHG NRW sieht vor, dass pri-
vaten Arbeitgebern die Vergütungen, die sie
während des Einsatzes von Angehörigen der
Freiwilligen Feuerwehr weiterzuzahlen haben,
auf Antrag von den Gemeinden zu erstatten
sind. Die Beschränkung der Erstattungs-
pflicht auf die einschließlich der Nebenleis-
tungen (Sozialversicheurngsbeiträge) zu
zahlenden Vergütungen gleicht die den pri-
vaten Arbeitgebern tatsächlich entstehen-
den Kosten nicht aus. Mit der Freistellung
von Angehörigen der Feuerwehren gehen
häufig zusätzliche Organisationskosten ein-
her, um den Ausfall eines Arbeitnehmers
im Betrieb kompensieren zu können. Nicht
selten entstehen in diesem Zusammenhang
dann für die Ersatzkraft zusätzliche Kosten
(Überstundenzuschläge etc.). Auch weil
die tatsächlich den privaten Arbeitgebern
durch den Einsatz ehrenamtlicher Feuer-
wehrleute entstehenden Kosten nicht in vol-
lem Umfang ausgeglichen werden, besteht
zunehmend Zurückhaltung, Betriebsange-
hörige für die ehrenamtliche Feuerwehr frei-
zustellen. Dies ist eine Ursache dafür, dass
es immer schwieriger wird, Bürgerinnen und
Bürger für die Tätigkeit in einer freiwilligen
Feuerwehr zu gewinnen. Die Probleme für die
privaten Unternehmen entstehen besonders
bei nicht vorhersehbaren ungeplanten Ein-
sätzen der Feuerwehr, weil sie sich hierauf or-
ganisatorisch nur schwer vorbereiten können.
Bei vorhersehbaren Tätigkeiten für die Feuer-
wehr (z.B. Besuch von Fortbildungsveran-
staltungen, die lange vorher feststehen) sind
die Probleme dagegen geringer.
Die Erstattungspflicht für fortgezahlte Ver-
gütungen gegenüber privaten Arbeitgebern
sollte deshalb den tatsächlichen Kosten an-
genähert werden. Um bürokratische und

verwaltungsaufwendige Einzelermittlungen
über den Umfang dieser zusätzlichen Kos-
ten zu vermeiden, ist eine pauschale Rege-
lung sinnvoll. Die zusätzlichen Kosten soll-
ten pauschal durch einen 50-prozentigen
Zuschlag auf die den privaten Arbeitgebern
zu erstattenden tatsächlich gezahlten Ver-
gütungen einschließlich Nebenleistungen
ausgeglichen werden. §12 Abs. 2 FSHG
NRW sollte entsprechend geändert wer-
den. Dabei könnte es sinnvoll sein, eine
zwingende Erstattungspflicht nur für un-
vorhersehbare Feuerwehreinsätze vorzuse-
hen und die Zahlung des 50-prozentigen
Zuschlags ansons ten in das Ermessen der
Kommunen zu stellen.

5. Aufschaltung des Notrufs 112 auf die
Leitstellen der Kreise

§ 21 Abs. 2 FSHG NRW sollte dahingehend
geändert werden, dass der Notruf 112 von
allen kreisangehörigen Städten und Gemein-
den auf die Kreisleitstelle aufzuschalten ist.

Begründung:

Gemäß §21 Abs. 2 FSHG NRW muss der
Notruf 112 von Mittleren und Großen kreis-
angehörigen Städten nicht auf die Kreisleit-
stelle aufgeschaltet werden, wenn diese
ständig besetzte Feuerwachen unterhalten
und gleichzeitig die Aufgaben einer Ret-
tungswache wahrnehmen. Diese „gespal-
tene Zuständigkeit“ geht zu Lasten einer
möglichst zeitnahen Hilfeleistung für die
von einem Notfall betroffenen Bürgerinnen
und Bürger. Die betreffenden Mittleren und
Großen kreisangehörigen Städte müssen
bei Eingang des Notrufs 112 nämlich zu-
nächst klären, ob der Notruf einen Brand
oder einen Rettungsdienstfall betrifft. Han-
delt es sich um einen Rettungsdienstfall, so
haben sie den Notruf an die Kreisleitstelle
weiterzuleiten, die wiederum in einem wei-
teren Gespräch mit dem Hilfesuchenden
klären muss, welche Hilfeleistungen wo er-
bracht werden müssen. Diese zeitliche Ver-
zögerung geht zu Lasten einer effektiven
und effizienten zeitnahen Hilfeleistung für
die betroffenen Bürgerinnen und Bürger.
Darüber hinaus führt die Aufspaltung in
mehrere Aufgabenträger im kreisangehöri-
gen Raum zu einer unwirtschaftlichen Wahr-
nehmung der Aufgaben der Leitstellen.
Deshalb sollte §21 Abs. 2 Satz 2 FSHG
NRW ersatzlos gestrichen werden. Im FSHG
sollte zwingend festgelegt werden, dass
der Notruf 112 immer auf die Kreisleitstellen
aufzuschalten ist.

6. Einrichtung einer oder mehrerer
Auskunftsstellen auf Landesebene
gemäß § 31 FSHG NRW

In §31 FSHG NRW sollte zwingend festge-
legt werden, dass das Land eine oder meh-

rere zentrale Auskunftsstellen errichten
muss.

Begründung:

§ 31 FSHG NRW sieht zurzeit vor, dass der
Kreis oder die kreisfreie Stadt bei Bedarf
eine Auskunftsstelle zu errichten hat. Sie
hat die Aufgabe, Angehörigen oder sonsti-
gen Berechtigten bei Schadensereignissen
mitzuteilen, wie ihre Angehörigen von ei-
nem Schadensereignis betroffen sind und
wo sie verblieben sind.
Insbesondere bei größeren Schadensereig-
nissen können Kreise und kreisfreie Städte
diese Aufgabe nicht immer sachgerecht al-
leine wahrnehmen. Das Land sollte deshalb
verpflichtet werden, oberhalb der Kreise
und kreisfreien Städte eine oder mehrere
Auskunftsstellen einzurichten, die insbe-
sondere bei größeren Schadensereignissen
diese Aufgaben wahrnehmen. Sie sollten
auch unterstützend tätig werden, wenn die
örtlichen Auskunftsstellen der Kreise und
kreisfreien Städte überfordert sind (z.B.
Auskünfte über die Betroffenheit von aus-
ländischen Staatsangehörigen aus Län-
dern, in denen Sprachen gesprochen wer-
den, deren Beherrschung vom Personal
einer örtlichen Auskunftsstelle nicht erwar-
tet werden kann.).

7. Einführung der Möglichkeit,
einen hauptberuflichen
Kreisbrandmeister zu ernennen

§34 FSHG NRW sollte mit dem Ziel geän-
dert werden, dass den Kreisen neben der
jetzt bestehenden Möglichkeit, einen eh-
renamtlichen Kreisbrandmeister zu ernen-
nen, auch die Möglichkeit eröffnet wird,
einen hauptamtlichen Kreisbrandmeister
zu ernennen.

Begründung:

§34 FSHG NRW sieht zurzeit nur die Mög-
lichkeit vor, einen ehrenamtlichen Kreisbrand-
meister auf Vorschlag des Bezirksbrandmeis-
ters durch den Kreistag ernennen zu lassen.
Diese Möglichkeit sollte weiter bestehen
bleiben.
Den Kreisen sollte jedoch daneben die Mög-
lichkeit eröffnet werden, einen hauptberuf-
lich in der Kreisverwaltung tätigen Bedienste-
ten mit den Aufgaben eines Kreisbrandmeisters
zu betrauen. Je nach Aufgabenumfang des
Kreisbrandmeisters müsste dieser dann
nicht ausschließlich mit den Aufgaben des
Kreisbrandmeisters befasst sein, sondern
könnte auch noch andere Aufgaben wahr-
nehmen, die im engen Zusammenhang mit
der Tätigkeit eines Kreisbrandmeisters stehen.
Die Betrauung eines hauptberuflich tätigen
Kreisbediensteten mit den Aufgaben des
Kreisbrandmeisters hätte den Vorteil, dass
die Tätigkeit des Kreisbrandmeisters organi-
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satorisch stärker in die Tätigkeit der Kreis-
verwaltung eingebunden wäre. Dies könnte
zu einer Optimierung der Wahrnehmung
der Aufgaben eines Kreises im Bereich des
Katastrophenschutzes, des Rettungsdienstes
und des Brandschutzes führen. Die Entschei-
dung über die Übertragung der Aufgaben des
Kreisbrandmeisters an einen hauptberuf-
lich in der Kreisverwaltung tätigen Bedien-
steten, der selbstverständlich die erforder-
lichen Qualifikationen für diese Tätigkeit
haben müsste, sollte dem Landrat/der Land-
rätin obliegen. Es liegt nahe, dass diese zu-
vor die Wehrführer der freiwilligen Feuer-
wehren zu seiner Entscheidung anhören.
Da es sich bei der Übertragung der Aufgaben
eines Kreisbrandmeisters an einen hauptbe-
ruflich in der Kreisverwaltung tätigen Bedien-
steten um eine Entscheidung im Sinne des
§42 gKrO NRW handelt, sollte diese Ent-
schei dung ausschließlich dem Landrat/ der
Landrätin obliegen. Die Ernennung eines eh-
renamtlichen Kreisbrandmeisters in den Ver-
fahrensstrukturen, wie sie jetzt §34 vorsieht,
sollte nur erfolgen, wenn der Landrat dies
dem Kreistag vorschlägt oder der Kreistag der
Entscheidung des Landrates mit zwei Dritteln
seiner gesetzlichen Mitglieder widerspricht,
anstelle eines ehrenamtlichen einen hauptbe-
ruflichen Kreisbrandmeister zu bestellen.

8. Erweiterung des
Kataloges nicht kostenfreier
Feuerwehreinsätze

§41 sollte dahingehend geändert werden,
dass die Beseitigung von Ölspuren et cetera
in Zukunft zu den kostenpflichtigen Feuer-
wehreinsätzen gehört, bei denen gegebenen-
falls diejenigen Gefahrenabwehrbehörden
oder Träger der Straßenbaulast zur Kosten-
erstattung verpflichtet werden können, die
hierfür originär zuständig sind.

Begründung:

Die Frage, wer die Kosten der Beseitigung
von Ölspuren etc. auf Landes- und Bun -
desstraßen sowie Bundesautobahnen zu
tragen hat, ist durch die Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichtes NRW vom 16.
Februar 2007 zu Lasten der Träger der Feu-
erwehren entschieden worden. Das Feuer-
schutzhilfegesetz sollte mit dem Ziel geän-
dert werden, dass die Verursacher solcher
Einsätze eine Kostenerstattungspflicht trifft.
Im Gesetzentwurf der Landesregierung zur
Reform der Umweltverwaltung ist inzwi-
schen ein besonderer Artikel enthalten, der
eine entsprechende Änderung des Feuer-
schutzhilfegesetzes vorschlägt (Landtags-
drucksache 14/4973). Falls dieser beson-
dere Artikel zusammen mit dem gesamten
Gesetzentwurf, der zum 01. Januar 2008 in
Kraft treten soll, verabschiedet wird, ist der
Forderung Rechnung getragen.

Vorschläge zur
Änderung des Rettungs-
gesetzes NRW

1. Streichung des §6 Abs. 2
Rettungsgesetz NRW

§6 Abs. 2 Rettungsgesetz NRW sollte er-
satzlos gestrichen werden. Für den kreisan-
gehörigen Raum sollte als einheitlicher Auf-
gabenträger für den Rettungsdienst nur der
Kreis vorgesehen werden. 

Begründung:

§6 Abs. 2 Rettungsgesetz NRW sieht zurzeit
zwingend vor, dass die Großen kreisangehö-
rigen Städten neben den Kreisen im kreis-
angehörigen Raum Träger von Rettungs-
wachen sind. Darüber hinaus sind Mittlere
kreisangehörige Städte Träger von Ret-
tungswachen, soweit sie aufgrund des Be-
darfsplanes Aufgaben gemäß § 9 Abs. 1
Rettungsgesetz NRW  wahrnehmen. Diese
Aufgabenzersplitterung löst zusätzlichen
bürokratischen Aufwand aus. Die Träger
von Rettungswachen haben jeweils eigene
Gebührensatzungen zu erlassen. Außer-
dem behindert die Aufgabenzersplitterung
im kreisangehörigen Raum eine möglichst
kostengünstige Wahrnehmung der Aufga-
ben des Rettungsdienstes. Das Gesetz soll-
te daher mit dem Ziel geändert werden, dass
im kreisangehörigen Raum nur noch die Krei-
se Träger von Aufgaben des Rettungsdien-
stes sind. Eine Streichung des § 6 Abs. 2
Rettungsgesetz NRW schließt selbstver-
ständlich nicht aus, dass der Kreis als einziger
Träger von Aufgaben des Rettungsdienstes
die für den Rettungsdienst erforderlichen
Fahrzeuge und Ressourcen weiterhin dezen-
tral an bestimmten Orten im Kreis statio-
niert beziehungsweise vorhält. Würde es
zu einer Streichung des § 6 Abs. 2 Ret-
tungsgesetz kommen, so würde sich damit
auch automatisch das Problem der Auf-
schaltung des Notrufes 112 auf die Kreis-
leitstelle erledigen.

2. Rückführung des in
§19 Abs. 6 Rettungsgesetz
enthaltenen Bestandsschutzes
auf das verfassungsrechtlich
gebotene Maß

§19 Rettungsgesetz ist mit dem Ziel zu än-
dern, dass bei der Wiedererteilung abgelau-
fener Genehmigungen zukünftig auch § 19
Abs. 4 und 5 Anwendung finden. Die Tat-
sache, dass ein Unternehmer jahrelang auf
der Basis von Genehmigungen Kranken-
transporte durchgeführt hat, sollte als ein
Abwägungsgesichtspunkt bei der Entschei-
dung über die Wiedererteilung von Geneh-
migungen angemessen berücksichtigt wer-
den.

Begründung:

Bei der Wiedererteilung von Genehmigun-
gen für Krankentransporte ist es nach der gel-
tenden Rechtslage kein Versagungsgrund
für die Genehmigung, wenn zu erwarten ist,
dass durch die Inanspruchnahme der wie -
dererteilten Genehmigung das öffentliche
Interesse an einem funktionsfähigen Ret-
tungsdienst beeinträchtigt wird. Dieser um-
fassende Vertrauensschutz für die Inhaber
von Genehmigungen ist verfassungsrecht-
lich nicht geboten. Den sich aus Artikel 14
Grundgesetz (Eigentumsschutz) ergebenden
Gesichtspunkten wird ausreichend Rech-
nung getragen, wenn in §19 eine Bestimmung
aufgenommen wird, dass die Tatsache, dass
ein Unternehmer beanstandungsfrei in der
Vergangenheit Krankentransporte durch-
geführt hat, bei der Wiedererteilung von Ge-
nehmigungen angemessen zu berücksich-
tigen ist. Diese Tatsache ist dann ggf. auch
gegen die öffentlichen Interessen abzuwä-
gen, die gegebenenfalls dazu führen, dass
durch eine Wiedererteilung ein funktionsfä-
higer Rettungsdienst gefährdet sein könnte.
Dass eine solche Regelung verfassungskon-
form ist, zeigt das Beispiel des Personen -
beförderungsgesetzes. Nach dem Perso-
nenbeförderungsgesetz bedürfen private
Verkehrsunternehmer einer Genehmigung,
wenn sie im Rahmen der Sicherstellung des
öffentlichen Personennahverkehrs tätig
werden wollen. Im Vertrauen auf diese Ge-
nehmigung tätigen diese Unternehmer zum
Teil erhebliche Investitionen, die in nicht
wenigen Fällen einen wesentlich größeren
Um fang erreichen, als die Investitionen
privater Krankentransportunternehmer.
Trotzdem sieht §13 Personenbeförderungs-
gesetz bei der Wiedererteilung solcher Ge-
nehmigungen an private Verkehrsunter-
nehmen nicht vor, dass die Genehmigung
auch dann wieder zu erteilen ist, wenn da-
durch das öffentliche Interesse an einem
funktionsfähigen öffentlichen Nahverkehr
beeinträchtigt wer den könnte. §13 Abs. 3
Personenbeförderungsgesetz sieht vielm-
ehr nur vor, dass der Umstand, dass ein
Unternehmer jahrelang in einer dem öf-
fentlichen Verkehrsinteresse entsprechen-
den Weise seine Verkehrsleistungen er-
bracht hat, bei der Wiedererteilung einer
Genehmigung angemessen zu berück-
sichtigen ist.
§19 Rettungsgesetz sollte zukünftig ent-
sprechend ausgestaltet werden. Auch bei
der Wiedererteilung von Genehmigungen
für den Krankentransport sollte daher § 19
Abs. 4 und 5 Rettungsgesetz mit der Maß-
gabe anzuwenden sein, dass die Tatsache,
dass ein Krankentransportunternehmer diese
Aufgabe jahrelang beanstandungsfrei wahr-
genommen hat, bei der Entscheidung über
die Wiedererteilung seiner Genehmigung
angemessen zu berücksichtigen ist.
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Allgemeine
Forderungen
1. Einheitliches Gesetz für den Feuerschutz,

den Rettungsdienst und den Katastro-
phenschutz im Rahmen der nichtpolizei-
lichen Gefahrenabwehr

Das Feuerschutzhilfegesetz NRW und das
Rettungsgesetz NRW sollte zu einheitlichem
Gesetz über den Rettungsdienst, den Feuer -
schutz und den Katastrophenschutz zusam -
mengefasst werden. 

Begründung:

Es ist sinnvoll, die bisher in getrennten Ge-
setzen vorhandenen Regelungen über den
Feuerschutz, den Rettungsdienst und den
Katastrophenschutz in einem einheitlichen
Gesetz zusammenzuführen. Dadurch wäre
besser gewährleistet, dass die gesetzlichen
Bestimmungen, die die einzelnen Aufgaben -
bereiche regeln, aufeinander abgestimmt
sind. Bei der Forderung eines einheitlichen
Gesetzes ist zu berücksichtigen, dass diese
gegebenenfalls hinter dem Ziel zurücktre-
ten muss, sachgerechte Regelungen zu fin-
den, die den jeweiligen unterschiedlichen
spezifischen Aufgaben des Rettungsdien-
stes, des Feuerschutzes und des Katastro-

phenschutzes Rechnung tragen. Sollte dies
nicht möglich sein, wenn es zu einem ein-
heitlichen Gesetz kommt, hat der Gesichts-
punkt der sachgerechten Aufgabenerledi-
gung Vorrang.

2. Zusammenführung der Zuständigkeiten
für den Feuerschutz, Rettungsdienst
und den Katastrophenschutz bei einem
Fachministerium der Landesregierung

Die Zuständigkeiten für den Rettungsdienst,
den Feuerschutz und den Katastrophenschutz
sollten innerhalb der Landesregierung bei
einem Fachministerium angesiedelt sein.

Begründung:

Es ist wünschenswert, dass die Zuständig-
keiten für den Rettungsdienst, den Feuer-
schutz und den Katastrophenschutz in ei-
nem Fachministerium der Landesregierung
zusammengeführt werden. Die bisherige
Aufteilung der Zuständigkeiten auf das Mi-
nisterium für Arbeit, Gesundheit und Sozi-
ales NRW und das Innenministerium NRW
hat immer wieder zu Reibungsverlusten und
teilweise auch zu widersprüchlichen Ergeb-
nissen geführt. Deshalb ist es sinnvoll, die-
se Aufgaben bei einem Fachressort zu kon-

zentrieren. Dabei ist nicht zu verkennen,
dass dann gegebenenfalls trotzdem noch
Schnittstellen zwischen beiden Ressorts ver-
bleiben. So würde zum Beispiel bei einer An-
siedlung des Rettungsdienstes im Innenmi-
nisterium NRW weiterhin eine Schnittstelle
zum Krankenhausbereich bestehen, der bei
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales NRW auch zukünftig angesiedelt ist.
Trotz solcher auch zukünftig bestehenden
Schnittstellen würde eine Konzentration der
Zuständigkeiten für den Rettungsdienst, den
Feuerschutz und den Katastrophenschutz
in einem Fachressort zu einer erheblichen
Reduzierung der überschneidenden Zustän-
digkeitsbereiche zwischen den beiden Fach-
ressorts führen. Deshalb sollte diese Kon-
zentration angestrebt werden.
Der Landkreistag NRW wird die vom Vor-
stand beschlossenen Änderungsvorschläge
zur Grundlage für weitere Gespräche mit
den beiden anderen kommunalen Spitzen-
verbänden sowie dem Innen- und Gesund-
heitsministerium für eine Novellierung des
Feuerschutzhilfegesetzes machen.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  38.52.01/38.71.00
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Nach der Föderalismusreform haben die
Bundesländer zukünftig anders als bis-

her die Kompetenz, das Beamtenrecht, das
Beamtenversorgungsrecht, das Besoldungs-
recht und das Laufbahnrecht für die Lan-
desbeamten (einschließlich der beamteten
Bediensteten in den Kommunen des Landes)
eigenständig zu regeln. Auf Bundesebene lie-
gen zurzeit Gesetzentwürfe des Bundes zum
Beamtenstatusrecht und zur Neuordnung
des Dienstrechts vor, mit denen der Bund die
ihm nach der Föderalismusreform noch ver-
bleibenden Kompetenzen ausschöpfen will.
Der Entwurf eines Beamtenstatusgesetzes,
der zurzeit im Bundestag beraten wird, re-
gelt allgemeine Statusfragen des Beamten-
rechts, die zukünftig einheitlich weiterhin für
alle beamteten Bediensteten des Bundes,
der Länder, der Kommunen und der öffent-
lich-rechtlichen Körperschaften mit Dienst -
herrenfähigkeit gelten sollen. Nach den
ge genwärtigen Zeitplanungen soll das Be-
amtenstatusgesetz voraussichtlich zum

1. Januar 2009 in Kraft treten. Das Dienst-
rechtsneuordnungsgesetz des Bundes,
dessen Einbringung beim Bundesrat und
Bundestag das Bundeskabinett vor einigen
Tagen beschlossen hat, regelt die Rechts-
materien für Bundesbeamte und Bun desbe-
amtinnen, die nach der Föderalismusreform
jeweils eigenständig von Bund und Län-
dern für ihren Zuständigkeitsbereich zu re-
geln sind.
Auch das Land Nordrhein-Westfalen ist zu-
künftig gehalten, die Spielräume, die die Fö-
deralismusreform den Bundesländern im
Dienstrecht zuweist, durch eigenständige
Regelungen auszufüllen. Solange dies nicht
geschieht, gilt bis auf Weiteres das bisheri-
ge Bundesrecht weiter. Zurzeit ist nicht ab-
sehbar, in welchem Umfang das Land NRW
diese Spielräume noch in der laufenden Le-
gislaturperiode des Landtages NRW durch
eigenständige gesetzliche Regelungen auf
Landesebene ausfüllen will. Es scheint sich
eine Meinungsbildung in der Landesregie-

rung abzuzeichnen, die im Ergebnis darauf
hinausläuft, dass in dieser Wahlperiode des
Landtages NRW im Wesentlichen nur noch
„technischem Anpassungsbedarf“ Rechnung
getragen werden soll, der sich insbesonde-
re nach der Verabschiedung des Beamten-
statusgesetzes ergeben wird. Politisch wich-
tige Neuregelungen würden dann erst mit
Beginn der nächsten Wahlperiode des Land-
tages in Angriff genommen werden (struk-
turelle Neuordnung des Landesbeamten-
gesetzes, des Landesbesoldungsgesetzes
und des Versorgungsrechtes für die Beam-
ten und Beamtinnen im Land Nordrhein-
Westfalen). Nicht auszuschließen ist, dass
zumindest die Erhöhung der Lebensalters-
grenze für beamtete Bedienstete auf 67 Jah-
re, die in der Rentenversicherung schon re-
alisiert ist, noch in dieser Wahlperiode des
Landtages seitens der Landesregierung in
Angriff genommen wird.
Unabhängig von dem zurzeit nicht klaren
zeitlichen Horizont, innerhalb dessen das

Der Vorstand des Landkreistages NRW hat in seiner Sitzung am 30. Oktober 2007 Beschlüsse zu den Konsequenzen gefasst, die nach
Auffassung des Landkreistages NRW vom Land Nordrhein-Westfalen im Rahmen der nach der Föderalismusreform anstehenden Neu-
ordnung des Beamtenrechts, des Beamtenversorgungsrechts, des Besoldungsrechts und des Laufbahnrechts in Nordrhein-Westfalen
zu ziehen sind.

Konsequenzen im Dienstrecht aus
der Föderalismusreform
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Land Nordrhein-Westfalen die Konsequen-
zen aus der Föderalismusreform ziehen will,
hat sich der Vorstand des Landkreistages
NRW nach Vorberatungen im zuständigen
Ausschuss für Verfassung, Verwaltung und
Personal des Landkreistages NRW mit den
Konsequenzen befasst, die nach Auffassung
des Landkreistages NRW im Rahmen der Fö-
deralismusreform gezogen werden sollten.
Die Geschäftsstelle des Landkreistages
NRW wird die gefassten Beschlüsse, die
nachfolgend im Wortlaut abgedruckt sind,
zum Anlass nehmen, möglichst zügig mit den
beiden für das Dienstrecht in Nordrhein-
Westfalen zuständigen Ministerien (Finan-
zen und Inneres) in Gespräche einzutreten,
um für die Anliegen des Landkreistages NRW
zu werben.

Beschlüsse des Vorstandes
I. Neuordnung des

Besoldungs rechts

1. Der Landkreistag NRW hält als Grundla-
ge für eine Neuordnung des Besoldungs-
rechts eine vergleichende Analyse und
Bewertung der Bezahlungs- und Alters-
versorgungsstrukturen der beamteten
und angestellten Bediensteten für wün-
schenswert. Auch die Vergütungsstruk-
turen in der Privatwirtschaft sollten in
diese Analyse einbezogen werden. Die
Analyse sollte mit dem Ziel erfolgen, ei -
ne leistungsgerechte Vergütung der be-
amteten Bediensteten im Vergleich zu
den Angestellten im öffentlichen Dienst
und in der Privatwirtschaft zu erreichen,
die transparent ist und sichtbar macht,
wo Unterschiede durch unterschiedliche
Strukturen der Vergütungssysteme (Ali-
mentationsprinzip für beamtete Bedien-
stete) begründet sind.

2. Grundsätzliche Zustimmung zur Neu-
ordnung des Besoldungsrechts in NRW
auf der Basis der vom Bundesinnenmi-
nister entwickelten Vorstellungen.

3. Es sollten „Bezahlungskorridore“ für die
Eingangsämter der den Laufbahngruppen
zugeordneten Besoldung  eingeführt wer-
den.

4. Alle regelmäßigen Zulagen sollten mit
dem Ziel überprüft werden, sie weitestge-
hend in die monatlichen Tabellenentgel-
te zu integrieren oder sie abzuschaffen.

Dem Beschluss lagen unter anderem folgen-
de Erwägungen zugrunde: Nach den Ergeb-
nissen der Föderalismusreform können die
Bundesländer in Zukunft die Besoldung der
Beamtinnen und Beamten im Landesbereich
und im Kommunalbereich weitgehend selbst-
ständig regeln. Auch das Land NRW steht
damit vor der Notwendigkeit, eigenständi-
ge Regelungen im Besoldungsrecht (und im
Versorgungsrecht) zu erlassen.

Zu 1.: Erstellung einer vergleichenden
Bestandsanalyse der Bezahlungs-
strukturen für be amtete und
ange stellte Bedienstete unter
Einbeziehung der Vergütungen
in der Privatwirtschaft

Diese Situation sollte zunächst dazu genutzt
werden, eine vergleichende Bestandsauf-
nahme zu erstellen, die die Entwicklung der
Besoldung der beamteten Bediensteten (ein-
schließlich Beihilfe im Krankheitsfall und der
Versorgung) mit der Entwicklung der Ver-
gütung der Angestellten im öffentlichen
Dienst (einschließlich Entwicklung im Kran-
kenversicherungs-, Renten- und Zusatzver-
sorgungsrecht) sowie die Entwicklung der
Einkommen in der Privatwirtschaft einbe-
zieht. Die gegenwärtige Situation ist dadurch
gekennzeichnet, dass die Besoldung und die
sonstigen Vergütungsbedingungen der be-
amteten Bediensteten in keiner Weise mehr
unter dem Gesichtspunkt transparent sind,
ob und inwieweit „gleiche Arbeit“ von be-
amteten Bediensteten und Angestellten im
öffentlichen Dienst noch „gleich bezahlt“
wird und inwieweit sich Abweichungen von
diesem Grundsatz aus dem unterschied-
lichen Strukturen der Vergütung von beam -
teten Bediensteten (Alimentationsprinzip)
und angestellten Bediensteten rechtfertigen
lassen. Diese Intransparenz ist dadurch ent-
standen, dass den beamteten Bediensteten
anders als Angestellten zum Teil stärkere
Einschnitte zugemutet worden sind, ohne
das erkennbar ist, inwieweit diese stärkeren
Einschnitte durch andere Einschnitte bei an-
gestellten Bediensteten kompensiert wor-
den sind oder sich unter dem Gesichtspunkt
rechtfertigen lassen, dass sie dem Ziel die-
nen, dass „gleiche Arbeit“ möglichst „gleich
bezahlt werden soll“. Zu nennen sind hier
insbesondere folgende Maßnahmen:

– Kürzung der Sonderzuwendung auf
inzwischen in der Regel 30%

– Abschaffung des Urlaubsgeldes
– Einführung eines Selbstbehaltes bei

der Beihilfe im Krankheitsfall
– Keine oder nur verzögerte Übernahme

von nominalen Tariferhöhungen
im Angestelltenbereich für beamtete
Bedienstete

– Verlängerung der wöchentlichen
durchschnittlichen Arbeitszeit

Der neue Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst sieht zudem bewusst eine Abkehr von
den durch das Alimentationsprinzip gepräg -
ten Bezahlungsstrukturen des Beamtenrechts
vor (z.B. Abschaffung familienbezogener
Vergütungsbestandteile etc.). Dies erhöht
die Schwierigkeiten, seriös die Frage zu be-
antworten, ob die Bezahlung und Vergü-
tung von beamteten und angestellten Be-
diensteten, die teilweise in den Kommunen

die gleiche Arbeit zu verrichten haben, noch
mit dem Ziel vereinbar ist, dass gleiche Ar-
beit gleich zu bezahlen ist.
In die Bestandsaufnahme sind die unter-
schiedlichen Altersversorgungssysteme und
Sozialversicherungssysteme (Krankenversi-
cherung, Arbeitslosenversicherung etc.) ein-
zubeziehen. Denn erst eine Gesamtschau
aller Faktoren ermöglicht eine fundierte Ent-
scheidung, ob und inwieweit eine gleiche
Bezahlung von Angestellten und Beamten
gewährleistet ist und inwieweit Unterschie-
de geboten sind, weil die Bezahlung von
be amteten Bediensteten auch aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen unterschiedlich
ausgestaltet werden muss. Der Landkreis-
tag sollte sich deshalb dafür einsetzen, dass
die Landesregierung der notwendigen Neu-
ordnung der Besoldungsordnungen (und
des Versorgungsrechts) eine solche verglei-
chende, der Öffentlichkeit zugängliche Be-
standsaufnahme zugrunde liegt, die die
Dienstherrn in die Lage versetzt, unterschied-
liche Vergütungen und Bezahlungssysteme
auch gegenüber ihren Bediensteten zu ver-
mitteln.
Die im Folgenden dargestellten möglichen
Neustrukturierungen der Besoldung sind da-
her mit dem Vorbehalt zu versehen, dass sie
ggf. auf der Basis der zu erstellenden ver-
gleichenden Bestandsanalyse noch einmal
überprüft werden müssen.

Zu 2.: Vorschläge des Bundesinnen-
ministers für beamtete Bundes-
bedienstete zur Neuordnung des
Besoldungsrechts

Der Vorschlag des Bundesinnenministers im
Dienstrechtsneuordnungsgesetz sieht vor,
durch eine Neugestaltung der Grundge-
haltstabelle der Besoldungsordnung A eine
altersunabhängige, an beruflichen Dienst-
zeiten orientierte Tabellenstruktur einzufüh-
ren. Das bisherige System des sog. Besol-
dungsdienstalters wird abgeschafft. Die neue
Grundgehaltstabelle enthält künftig in al-
len Laufbahngruppen eine gleiche Anzahl
von Stufen. Anknüpfungspunkt für den Ge-
haltseinstieg und die weitere Gehaltsent-
wicklung soll die leistungsgerecht absol-
vierte Dienstzeit sein. Soweit noch keine
beruflichen Dienstzeiten vorliegen, wird das
Grundgehalt aus einer neu eingerichteten
Anfangsstufe gewährt.
Das Aufsteigen in die Stufen des Grundge-
haltes erfolgt bei anforderungsgerichteter
Leistung innerhalb bestimmter Dienstzeiten
(Erfahrungszeiten). Diese betragen ein Jahr
in der Stufe 1, jeweils zwei Jahre in der Stu-
fe 3 und 4, jeweils drei Jahre in den Stufen
4 und 5 und jeweils 4 Jahre in den Stufen 6,
7 und 8. Grundsätzlich kann das Endgrund-
gehalt damit nach 23 Dienstjahren erreicht
werden. Die zeitliche Stufung der Erfah-
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rungszeiten mit anfangs kürzeren und spä-
ter längeren Intervallen knüpft an den bis-
herigen Stufenrhythmus an und bildet den
zu Beginn der beruflichen Tätigkeit in der
Regel schnelleren Erfahrungszuwachs pau-
schalierend ab. Zeiten, wie etwa Beurlau-
bung wegen Kindererziehung oder Pflege,
werden als Erfahrungszeiten angerechnet.
Nicht anforderungsgerechte Leistungen füh-
ren wie bisher zu einem Verbleiben in der
bisherigen Stufe des Grundgehaltes. Durch
die Abkehr von Besoldungsdienstalter hat
dieses Verbleiben jedoch zukünftig grund-
sätzlich Dauerwirkung. Soweit eine Beamtin
oder ein Beamter im Stufenaufstieg angehal-
ten worden ist, haben sie die Mög lichkeit,
durch eine weitere erhebliche Leistungsstei-
gerung wieder zu der Stufe und Erfahrungs-
zeit aufzuschließen, die ohne das vorige
Anhalten erreicht worden wäre. Diese Mög-
lichkeit soll mit ihrer Anreizwirkung die
Personalführung unterstützen.
Die neue Grundgehaltstabelle der Besol-
dungsordnung A hält am bisherigen Bezü-
ge- und Einkommensniveau fest; die Beträ-
ge der bisherigen Endgrundgehälter wer den
weder abgesenkt noch variabilisiert. In die
Grundgehaltstabelle werden die Stellenzu-
lagen nach der Vorbemerkung Nr. 27 zu den
Besoldungsgruppen A und B eingearbeitet.
Die nach dem Bundessonderzuzahlungsge-
setz vorgesehene jährliche Sonderzahlung
(„Weihnachtsgeld“) wird in die Besol-
dungstabellen eingearbeitet – betragsmä-
ßige Erhöhung der monatlichen Besoldung
um 2,5 Prozent (entspricht 30 % jährliche
Sonderzuwendung).
Es bleibt bei den familienbezogenen Besol-
dungsbestandteilen. Für Beamtinnen und
Beamten mit drei und mehr Kindern wird
der Kinderzuschlag pro Kind zusätzlich um
jeweils 50 Euro monatlich erhöht.
Die jetzt vom Bundesinnenminister vorge-
schlagene Neustrukturierung der Besoldung
weicht in folgenden wesentlichen Punkten
von den neuen Strukturen des Tarifvertra-
ges für den öffentlichen Dienst ab:

– Der Tarifvertrag sieht 15 Entgeltgruppen
mit nur sechs Stufen vor.

– Der Tarifvertrag sieht eine jährliche
Sonderzuwendung vor.

Die Unterschiede zum Tarifvertragsrecht, die
sich bei einer Realisierung des Vorschlages des
BMI ergeben würden, erscheinen vertretbar.
Es spricht daher überwiegendes da für, dass der
Landkreistag NRW mit der Erwartung an die
Landesregierung herantritt, dass es sich bei der
Neuordnung des Landesbesoldungsrechts
weitgehend von den Vorschlägen des Bundes-
innenministers leiten lässt. Allerdings sollte für
die leistungsbezogenen Vergütungsbestand-
teile eine Öff nungsklausel gefordert werden
(vgl. hierzu den folgenden Unterpunkt 2).

Zu 3.: Einführung von
„Bezahlungskorridoren“

Schon in der letzten Legislaturperiode des
Bundestages ist die Einführung so genann-
ter Bezahlungskorridore erörtert und vom
Landkreistag NRW befürwortet worden. Be-
zahlungskorridore bei Eingangsämtern, die
ein Dienstherrn zum Beispiel die Möglich-
keit eröffnen, im höheren Dienst statt der
Eingruppierung in die Besoldungsgruppe A
13 auch eine Eingruppierung in die Besol-
dungsgruppe A12 oder A14 vorzunehmen,
setzen die Dienstherren in den Stand, bei
der Personalgewinnung flexibel auf die Ar-
beitsmarktlage zu reagieren. Der LKT NRW
sollte deshalb die Forderung erneuern, dass
bei der Reform des Besoldungsrechts auch
Bezahlungskorridore eingeführt werden.

Zu 4.: Integration von Zulagen in
die Besoldungstabellen

Zulagen sollten weitestgehend abgeschafft
und in die Besoldungstabellen integriert wer-
den. Bei der Feuerwehrzulage, die bisher nur
an beamtete Bedienstete im Einsatzdienst
gezahlt wird, hätte dies zur Folge, dass Feu-
erwehrbedienstete in den Leitstellen ohne
Einsatzdienst gleich bezahlt würden wie
Feuerwehrbedienstete im Einsatzdienst. Da-
durch würde unter anderem zum Beispiel
der Grund für die teilweise übliche Praxis
entfallen, Feuerwehrbedienstete in den Leit-
stellen kurzfristig auch in den Einsatzdienst
„abzuordnen“, damit ihnen auch die Zula-
ge gezahlt werden kann. Außerdem wür-
den die „Wettbewerbsnachteile“ bei der
Personalgewinnung für die Leitstellen der
Kreise entfallen, die diese organisatorischen
Umgehungsmöglichkeiten nicht besitzen
oder wegen des damit verbundenen zu-
sätzlichen kostenträchtigen Organisations-
aufwandes nicht nutzen wollen.

II. Leistungsbezogene
Vergütungsbestandteile

1. Das Landesrecht sollte zukünftig die
Möglichkeit vorsehen, beamteten Be-
diensteten leistungsbezogene Vergü-
tungsbestandteile zu zahlen. Soweit das
Landesrecht für beamtete Bedienstete
Regelungen vorsehen sollte, die von den
entsprechenden Regelungen der Tarif-
verträge für den öffentlichen Dienst für
angestellte Bedienstete abweichen, müs-
sen diese Regelungen von einer Öff-
nungsklausel begleitet werden. Die Öff-
nungsklausel muss es den kommunalen
Gebietskörperschaften ermöglichen, von
diesen Regelungen auf der Basis einer
Personalvereinbarung ggf. auch vollstän-
dig abzuweichen, wenn durch die Ver-
einbarung eine Gleichbehandlung der an-

gestellten und beamteten Bediensteten
bei der Zahlung von leistungsbezogenen
Vergütungsbestandteilen nach den Vor-
gaben des Tarifvertrags für den öffentli -
chen Dienst (Kommunal) erreicht wird.

2. Das dringende praktische Bedürfnis in
den kommunalen Gebietskörperschaf-
ten, Angestellte und beamtete Bedien-
stete bei der Zahlung von leistungsbe-
zogenen Vergütungsbestandteilen gleich
behandeln zu können, macht es erfor-
derlich, die entsprechenden landesrecht-
lichen Regelungen möglichst sofort schon
vor der Umsetzung sonstiger Konsequen -
zen aus der Föderalismusreform zu schaf-
fen.

Dem Beschluss lagen unter anderem folgen-
de Erwägungen zugrunde: §42a Bundes-
besoldungsgesetz setzt den Bundesländern
derzeit Grenzen für die Möglichkeit, beam-
teten Bediensteten in den Ländern und Kom-
munen leistungsbezogene Vergütungsbes-
tandteile zu zahlen. Die von §42 a BBesG
gesetzten Grenzen hat das Land NRW durch
die letzte Änderung der Leistungsprämien-
zulagenverordnung (LPZVO) für den Be-
reich der Leistungsprämien und Leistungszu -
lagen inzwischen umfassend zugunsten der
Entscheidungsspielräume auch der kom mu -
nalen Gebietskörperschaften ausgeschöpft.
Im Zusammenhang mit dieser Änderung
der LPZVO hatte der Landkreistag NRW sich
dafür ausgesprochen, die LPVZO zusätzlich
mit einer Öffnungsklausel zu versehen, die
es den kommunalen Gebietskörperschaften
ermöglichen sollte, von den Vorgaben der
LPVZO dann abzuweichen, wenn dies auf
der Basis einer Personalvereinbarung mit
dem Personalrat erfolgt und diese Verein-
barung vorsieht, dass beamtete und ange-
stellte Bedienstete in einer kommunalen
Ge bietskörperschaft einheitlich nach den
Maß stäben des Tarifvertrages für den öf-
fentlichen Dienst (Kommunal) leistungsbe-
zogene Vergütungsbestandteile erhalten.
Dies ist damals vom Innenministerium NRW
u.a. unter Hinweis darauf zurückgestellt wor-
den, dass eine entsprechende Öffnungs-
klausel in der LPVZO erst dann möglich sei,
wenn durch formelles Landesgesetz § 42 a
Bundesbesoldungsgesetz für das Land NRW
aufgehoben wird. Solange der Landesge-
setzgeber nicht von der Möglichkeit Gebrauch
mache, die Regelung des §42a BBesG auf-
zuheben oder durch eine eigene Regelung
zu ersetzen, sei das Land NRW beim Erlass
der Verordnungen an diese Bestimmung
gebunden. Ein formelles Gesetzgebungs-
verfahren sei jedoch mit Zeitaufwand ver-
bunden, der es unmöglich machen würde,
zeitnah schon die in §42a BBesG jetzt vor-
handenen Spielräume des Landes NRW
zugunsten der Kommunen auszuschöpfen.
Inzwischen hat sich erwartungsgemäß ge-
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zeigt, dass trotz der Änderung der LPVZO
die Dienstvereinbarungen der Kreise über
leistungsbezogene Vergütungsbestandstei-
le teilweise zu Schwierigkeiten und erhöhtem
Verwaltungsaufwand sowie Ungleichbe-
handlungen führen, weil es nicht zulässig
ist, beamtete Bedienstete verfahrensmäßig
(z.B. durch Zielvereinbarungen) und beim
Umfang der leistungsbezogenen Prämien
und Zulagen gleich zu behandeln. Es besteht
daher bei den Kreisen, die den Tarifvertrag für
den öffentlichen Dienst hinsichtlich der leis-
tungsbezogenen Ver gütungsbestandteilen
für Angestellte schon umsetzen, ein erheb-
liches dringendes praktisches Bedürfnis, die
rechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaf-
fen, dass beamtete Bedienstete in einem
gleichen Verfahren und im gleichen Um-
fang wie Angestellte nach den Maßstäben
des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst
leistungsbezogene Vergütungsbestandteile
erhalten können. 
Sachlich nicht vertretbar wäre eine gesetz-
liche Regelung, beamtete Bedienstete zwin-
gend mit Angestellten gleich zu behandeln.
Beamtenrechtliche Regelungen über leis-
tungsbezogene Vergütungsbestandteile, die
von den tarifvertraglichen Regelungen ab-
weichen, sollten vielmehr mit einer Öff-
nungsklausel flankiert werden, die es je-
dem Dienstherrn erlaubt, auch für be amtete
Bedienstete die Regelungen für Tarifange-
stellte anzuwenden. Jeder Dienstherr hätte
es dann selbst in der Hand, ob er beamtete
Bedienstete mit angestellten Bediensteten
gleichbehandeln will. Auch die kommuna-
len Gebietskörperschaften wären nicht ge-
setzlich gezwungen, eine solche Gleichbe-
handlung herbeizuführen, sondern hätten
die Wahlmöglichkeit.

1. Inzwischen haben zahlreiche Kreise so-
wie Städte und Gemeinden Betriebs-
vereinbarungen für leistungsbezogene
Vergütungsbestandteile bei angestell-
ten Bediensteten getroffen. Die beamte-
ten Be diensteten können aufgrund der
Grenzen, die die LPZVO setzt, nicht mit
angestellten Bediensteten gleich behan-
delt werden. Diese akuten praktischen
Probleme machen es notwendig, die Vo -
raussetzungen für eine Gleichbehandlung
beider Bedienstetengruppen möglichst
schnell zu treffen. Da völlig unklar ist,
wann mit einem Gesamtkonzept des Lan-
des für die Umsetzung der Föderalismus -
reform im Beamtenrecht zu rechnen ist,
sollte dieses Problem vorab durch eine
gesonderte Aufhebung des § 42 a Bun -
desbesoldungsgesetz und eine dann ein-
zuführende Öffnungsklausel für beam-
tete Bedienstete möglichst schnell in ei nem
besonderen Gesetzgebungsverfahren ge-
löst werden. Dies könnte gegebenenfalls
sehr schnell technisch umgesetzt werden,

wenn man ein ohnehin in der Beratung des
Landtages befindliches Gesetzgebungs -
verfahren um einen entsprechenden neu-
en Artikel ergänzt.

III. Stellenobergrenzen-
verordnung

1. Von einer Stellenobergrenzenverordnung
im kommunalen Bereich sollte zukünf-
tig gänzlich abgesehen werden. Vertret-
bar ist es dagegen, alle dem Landesbeam-
tengesetz unterfallenden öffentlichen
Körperschaften (also auch das Land und
nicht nur die Kommunen) durch eine
ausdrückliche gesetzliche Regelung zu
verpflichten, die Besoldung auf der Ba-
sis einer sachgerechten Bewertung der
Dienstposten vorzunehmen.

2. Auch auf dem Hintergrund des Perso-
nalübergangs auf die kommunalen Auf-
gabenträger im Zusammenhang mit der
Verwaltungsstrukturreform ist eine Be-
seitigung der quantitativen Grenzen der
gegenwärtigen Stellenobergrenzenver-
ordnung dringlich. Sie sollte deshalb
gegebenenfalls kurzfristig vor einer voll-
ständigen Aufhebung der Stellenober-
gren zenverordnung umgesetzt werden.

Dem Beschluss lagen unter anderem fol-
gende Erwägungen zugrunde: §26 Abs. 3
Bundesbesoldungsgesetz ermächtigt die
Landesregierungen seit 2002 in größerem
Umfang als bisher, durch Rechtsverordnung
für ihren Bereich unter Berücksichtigung der
gemeinsamen Belange aller Dienstherren
zur sachgerechten Bewertung der Funktio-
nen für die Zahl der Beförderungsämter ganz
oder teilweise von § 26 Abs. 1 Bundesbe-
soldungsgesetz abweichende Obergrenzen
festzulegen. Der Landkreistag NRW hatte
diese seit 2002 erweiterte Ermächtigung
zum Anlass genommen, die Landesregie-
rung wiederholt aufzufordern, die auf § 26
Abs. 3 BBesG beruhende Stellenobergren-
zenverordnung des Landes um eine Rege-
lung zu ergänzen, dass von den in §26
Bundesbesoldungsgesetz festgelegten Ober-
grenzen auch dann abgewichen werden
kann, wenn alle Dienstposten einer kom-
munalen Gebietskörperschaft auf der Basis
einer sachgerechten (analytischen) Dienst-
postenbewertung Besoldungsgruppen zu-
geordnet werden. Diese Forderung hat das
Land NRW immer wieder abgelehnt.
Das Land Niedersachsen hat inzwischen auf
der Basis des noch geltenden §26 Bundes-
besoldungsgesetz im Mai 2007 eine Stellen-
obergrenzenverordnung für den kommu-
nalen Bereich erlassen, die quantitative
Obergrenzen für die Zahl der Beförde-
rungsämter nicht mehr vorsieht (Ausnah-
me: kleine Gemeinden). Sie legt nur noch
fest, dass von den in §26 Abs. 1 Bundes-

besoldungsgesetz geregelten Obergrenzen
für Beförderungsämter abgewichen werden
kann, wenn dies einer sachgerechten Be-
wertung der Dienst posten und einer wirt-
schaftlichen und sparsamen Haushalts-
führung entspricht. Gleichzeitig sieht die
niedersächsische neue Stellenobergren-
zenverordnung vor, dass die Dienstpos-
tenbewertung nach einem einheitlichen
Maßstab vorzunehmen ist und dass für die
sachgerechte Bewertung der Dienstpos-
ten insbesondere folgende Bewertungs-
merkmale in Betracht kommen:

1. Die zur Ausübung der Tätigkeit erforder-
liche Vorbildung, Ausbildung und Erfah-
rung,

2. die Art der Tätigkeit als leitende, beauf-
sichtigende, vorbereitende oder ausfüh-
rende Tätigkeit,

3. der Umfang und der Schwierigkeitsgrad
des Aufgabengebietes,

4. das Maß der Entscheidungsbefugnis und
der Grad der Verantwortung und Selbst-
 ständigkeit,

5. die Zahl der nachgeordneten Bediensteten
und

6. die Bedeutung des Dienstpostens im Ver-
gleich zu den übrigen Dienstposten der
eigenen Verwaltung zu vergleichbaren
Dienstposten anderer kommunaler Ver-
waltungen sowie der Landesverwaltung.

Die Stellenobergrenzenverordnung des Lan-
des Niedersachsen beruht noch auf dem
„vorkonstitutionellen“, die Ergebnisse der
Föderalismusreform noch nicht berücksich-
tigenden Bundesbesoldungsgesetz.
Nach der Föderalismusreform können die
Bundesländer § 26 Bundesbesoldungsge-
setz durch ein Landesgesetz ersetzen oder
ersatzlos streichen. Im Ergebnis bedeutet
dies, dass das Land Nordrhein-Westfalen
völlig selbständig entscheiden kann, ob und
inwieweit es für den Landesbereich und den
kommunalen Bereich überhaupt noch Stel-
lenobergrenzen vorsehen will. Es ist zu erwar-
ten, dass die Zurückhaltung im Finanzminis-
terium NRW gegenüber einer ersatzlosen
Streichung der Stellenobergrenzenverord-
nung weiter anhält. Es hat schon in den bis-
herigen Stellenobergrenzen des Landes für
den kommunalen Bereich seinen Nieder-
schlag gefunden und dürfte auch in Zu-
kunft schwer auszuräumen sein. Um solchen
möglichen Vorbehalten entgegenzukom-
men, ist es sinnvoll, anstelle von besonderen
Stellenobergrenzen für den kommunalen
Bereich eine landesgesetzliche Regelung
mit dem Inhalt der jetzigen Stellenober-
grenzenverordnung des Landes Niedersach-
sen zur Diskussion zu stellen, die dann aber
für alle Körperschaften und nicht nur für die
kommunalen Gebietskörperschaften gelten
muss, die beamtete Bedienstete beschäftigen.
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Eine vollständige Aufhebung von Stellen-
obergrenzenverordnungen setzt eine Auf-
hebung des §26 Bundesbesoldungsgesetz
durch Landesgesetz voraus. Allein durch das
Gesetzgebungsverfahren für Landesgesetze
sind deshalb Verzögerungen zu erwarten.
Hinzu kommt, dass die Landesregierung ver-
mutlich gegen isolierte landesgesetzliche
Maßnahmen Vorbehalte hat, die nicht in ein
Gesamtkonzept für ein Landesgesetz zur Um-
setzung der Föderalismusreform im Dienst-
recht zeitlich eingebettet sind. Auch dies dürf-
te zeitliche Verzögerungen mit sich bringen.
Am 1. Januar 2008 sollen die beiden Geset-
ze zur Reform der Versorgungsverwaltung
und der Umweltverwaltung in Kraft treten.
Zu diesem Zeitpunkt geht dann auch in er-
heblichem Umfang Personal aus dem Lan-
desdienst auf die neuen kommunalen Auf-
gabenträger über. Dieses Personal ist bei der
Berechnung der Stellenobergrenzen zu be-
rücksichtigen. Der Personalübergang kann
deshalb die bisherige Personalentwicklungs-
planung und die sachgerechte Zuordnung
der beamteten Bediensteten zu den nach
der Stellenobergrenzenverordnung mögli -
chen Beförderungsstellen erheblich in Fra-
ge stellen. Auch auf diesem Hintergrund ist
es dringend wünschenswert, zumindest die
quantitativen Grenzen der Stellenobergren -
zenverordnung möglichst schnell zu besei-
tigen und den kommunalen Gebietskörper-
schaften die Möglichkeit zu eröffnen, die
Be förderungsämter nur noch auf einer sach-
gerechten Bewertung der Dienstposten aus-
weisen zu können, wenn dies einer wirt-
schaftlichen und sparsamen Haushaltsführung
entspricht. Eine solche „Lockerung“ der Stel-
lenobergrenzen ist kurzfristig auch ohne
formelle Änderung oder Aufhebung des §
26 Bundesbesoldungsgesetz möglich. Die
neue Stellenobergrenzenverordnung des
Landes Niedersachsen kann insoweit als Vor-
bild für Nordrhein-Westfalen herangezogen
werden.

IV. Neuordnung des
Laufbahnrechts

Durch eine Abfrage bei den Kreisen (und
Landschaftsverbänden) soll geklärt wer-
den, wie aus der Sicht der Praxis folgende
Überlegungen zu beurteilen sind:

– Abschaffung der Laufbahn des einfachen
Dienstes

– Reduzierung der Laufbahnen in vertika-
ler Hinsicht durch Bildung zweier Lauf-
bahngruppen

– Erhöhung der Anzahl der sog. Verzah-
nungsämter zwischen den verbleiben-
den Laufbahnen unter gleichzeitiger
Aufhebung der Aufstiegsmöglichkeiten

– Reduzierung der Laufbahnen auf der
horizontalen Ebene.

Dem Beschluss lagen unter anderem fol-
gende Erwägungen zugrunde: Im Zuge der
Neuordnung des Landesbeamtenrechts wird
auch die Frage zu erörtern sein, wie das
gegenwärtige Laufbahnrecht neu geordnet
werden soll. Die Differenzierung in vier Lauf-
bahnen in vertikaler Richtung (einfacher/
mittlerer/gehobener und höherer Dienst)
sowie in zahlreiche Laufbahnen auf horizon-
taler Ebene unter fachlichen Gesichtspunk-
ten hemmt die Mobilität des Personal -
einsatzes. Außerdem führt sie zum Teil zu
bü rokratischen und sehr differenzierenden
Regelungen, wenn es um den fachlichen
Laufbahnwechsel geht oder um den Ein-
satz von Bediensteten außerhalb der verti-
kalen Laufbahngruppe, in der sie sich be-
finden. Auf diesem Hintergrund stellen sich
folgende Fragen:

1. Abschaffung des einfachen Dienstes

Der einfache Dienst spielt zumindest in der
Kommunalverwaltung kaum noch eine Rol-
le. Anders stellt sich dagegen vermutlich
die Situation im Land dar. Hier ist der einfa-
che Dienst in bestimmten Bereichen (z. B.
verbeamtete Assistenzkräfte – Boten, Jus-
tizvollzug etc.) noch relativ stark vertreten.
Es sollte deshalb erörtert werden, ob die Lauf-
bahn des einfachen Dienstes überhaupt noch
notwendig ist. Dabei ist auch zu berück-
sichtigen, dass die Tätigkeiten des einfachen
Dienstes in der Regel nicht dem beamten-
rechtlichen Vorbehalt der Verfassung unter-
liegen, da sie in vielen Fällen nicht hoheit-
licher Art sind. Soweit diese Tätigkeiten in
diesen Bezahlungsgruppen weiterhin erfor-
derlich wären, könnten sie daher in den meis-
ten Fällen auch von angestellten Bedien-
steten verrichtet werden.
Falls es bei der Laufbahn des einfachen
Diens tes bleibt, bietet es sich zumindest an,
die beiden Laufbahnen des einfachen und
des mittleren Dienstes zu einer Laufbahn
zusammenzufassen. Dabei wäre dann die
Möglichkeit zu schaffen, dass Bedienstete
mit der Qualifikationsstruktur des bisheri-
gen mittleren Dienstes in diese Laufbahn
nicht mit dem Eingangsamt eintreten kön-
nen, son dern als Seiteneinsteiger sofort ei-
ner höheren Besoldungsgruppe zugeord-
net werden.

2. Zusammenfassung der Laufbahnen
des gehobenen und höheren Dienstes

Im Zuge der Neuordnung des Laufbahnrech-
tes wird auch erörtert, die bisherigen Lauf-
bahnen des gehobenen und höheren Dien-
stes zu einer Laufbahn zusammenzufassen.
Zugang zu dieser neuen Laufbahn sollen
grundsätzlich Personen haben, die einen
Hochschulabschluss haben (Fachhochschul-
und Bachelorabschluss oder Magisterab-

schluss und Universitätsstudium). Der Zu-
gang zu dieser einheitlichen Laufbahn-
gruppe wäre dann gegebenenfalls auch zu
differenzieren. Während Inhaber eines Fach-
hochschul- oder Bachelorabschlusses grund-
sätzlich mit dem Eingangsamt dieser neuen
Laufbahngruppe beginnen, könnten Inha-
ber von Magister- und Universitätsabschlüs-
sen in einem höheren, festzulegenden Amt
ihre Tätigkeit aufnehmen.
Im Ergebnis würde die Neuordnung der ver-
tikalen Laufbahnen darauf hinauslaufen, dass
es nur noch zwei Laufbahnen gibt. Für die
höhere Laufbahn wäre dann ein Hochschul-
abschluss Zugangsvoraussetzung.

3. Erhöhung der Anzahl der so
genannten Verzahnungsämter
unter gleichzeitiger Abschaffung
der Aufstiegsmöglichkeiten

Die mit der Zusammenfassung von Laufbahn-
gruppen auf der vertikalen Ebene verbun-
dene Erhöhung der Durchlässigkeit zwischen
den bisherigen Laufbahngruppen ließe sich
alternativ teilweise auch durch die Erweite-
rung der so genannten Verzahnungsämter er-
reichen. Die als Alternative zurzeit hierfür vor-
gesehenen Aufstiegsmöglichkeiten bieten
in einer nennenswerten Zahl von Fällen kei-
ne optimalen Wege, um leistungsstarke Be-
amtinnen und Beamte in Ämter der nächst
höheren Laufbahn zu befördern. Folgende
Fallgestaltungen können zu Problemen
führen:

– Der Regelaufstieg wird nicht als erfor-
derlich angesehen, weil die betreffenden
Beamtinnen und Beamten nicht die un-
eingeschränkte Laufbahnbefähigung er-
werben sollen, sondern lediglich maximal
bis zum 2. Beförderungsamt der höheren
Laufbahn befördert werden sollen und
die hierfür förderlichen Qualifikationen
durch Berufserfahrung und Fort- und Wei -
terbildung außerhalb der regulären Auf-
stiegsverfahren nachgewiesen haben.

– In einigen Bereichen bereiten die mit der
Dauer der Aufstiegsverfahren verbunde-
nen Vakanzen personalwirtschaftliche
Probleme.

– Aus den aktuellen Dienstpostenbewer-
tungen ergibt sich nicht selten, dass die
hierfür in Frage kommenden Beamtinnen
und Beamten entsprechend höher bewer-
tete Dienstposten bereits für längere Zeit
erfolgreich wahrgenommen haben.

Mit der Erhöhung der Anzahl der Verzah-
nungsämter würden die Möglichkeiten er-
weitert, entsprechend den konkreten per-
sonalwirtschaftlichen Bedürfnissen bei der
Besetzung der Dienstposten sich entweder
für leistungsstarke Beamtinnen und Beam-
te der niedrigeren Laufbahn oder für Lauf-
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bahnbewerber der höheren Laufbahn zu
entscheiden. Dies böte zudem zusätzliche
Leistungsanreize insbesondere für diejeni-
gen, die sich in Spitzenpositionen der bis-
herigen Laufbahn befinden.
Die Erweiterung der Verzahnungsämter bis
zum 2. Beförderungsamt der nächst höheren
Laufbahn würde die bisherigen Aufstiegs-
möglichkeiten entbehrlich machen. Dies
wä re gegebenenfalls hinzunehmen. Zu-
dem würde der mit der Anwendung dieser
Aufstiegsform verbundene Verwaltungsauf-
wand künftig entfallen.

4. Reduzierung der Laufbahnen
in horizontaler Hinsicht

Zurzeit gibt es zahlreiche Laufbahnen im Be-
amtenrecht, die unter fachlichen Gesichts-
punkten sehr differenziert sind. Dies steht
der Mobilität und Verwendungsbreite der
jeweiligen Personen entgegen, die häufig
Qualifikationen für nur sehr spezielle Lauf-
bahnen erworben haben. Auf diesem Hin ter-
grund wird erörtert, auch die Zahl der Lauf-
bahnen in horizontaler Hinsicht zu reduzieren
und zu mehreren unter fachlichen Gesichts-
punkten verwandten Laufbahnen zu sam -
menzufassen. Zudenken wäre beispielsweise
an die Bildung folgender Gruppen:

Gesundheit und soziale Dienste

– Justiz
– JustizPolizei
– JustizFeuerwehr
– JustizBildung und Schulen
– JustizWissenschaftliche Dienste
– JustizSteuerverwaltung
– JustizTechnische Dienste
– JustizAllgemeine Dienste (Verwaltung,

Kommunikation und Ökonomie)
– JustizUmweltbezogene und

Landwirtschaftliche Dienste.

Ob eine solche Zusammenfassung zu Lauf-
bahngruppen unter dem Gesichtspunkt
vertretbar ist, dass Verwaltung auch fachliche
Spezialisten für eine qualitativ angemessene
Aufgabenerledigung gebraucht, kann letzt-
lich nur auf der Basis der konkreten prakti-
schen Aufgaben und Bedürfnisse der öffent-
lichen Aufgabenträger ermittelt werden.

V. Neuordnung des
Beamten versorgungsrechts/
Flexibilisierung des
Ruhestandsalters

1. Die Neuregelungen des Beamtenversor-
gungsrechts für Beamtinnen und Beamte
in NRW sollten sich an den vom Bun des-
innenministerium im Entwurf für ein
Dienstrechtsneuordnungsgesetz enthal-
tenen Vorstellungen orientieren.

2. Der Vorstand spricht sich dafür aus, die
Entscheidungsmöglichkeiten der Kom-
munen vor Ort beim Ruhestandsalter
durch die Einführung bzw. Beibehaltung
folgender Modelle für ein Abweichen
vom Regelruhestandalter zu erweitern:

– Möglichkeit für den Eintritt in
den Ruhestand vor Erreichen der
Antragsaltersgrenze, 

– Zahlung von Besoldungszuschlägen
für das Überschreiten der
Regelaltersgrenze;

– Beibehaltung der Altersteilzeit,
– Möglichkeit zum Aufbau von

Lebensarbeitszeitkonten. 

Ein Rechtsanspruch eines Bediensteten für
eines dieser Modelle sollte nicht geschaf-
fen werden. Die Entscheidung, ob bei ei-
nem Bediensteten ein Modell zum Zuge
kommt, sollte vielmehr an die „freiwilli-
ge“ Zustimmung des Bediensteten und des
Dienst herrn gebunden werden.

Dem Beschluss lagen unter anderem folgende
Erwägungen zugrunde:

Zu 1. Vorschläge des Bundesinnenminis-
teriums fürBundesbeamte

Der vom Bundesinnenministerium vorgeleg-
te Referentenentwurf für ein Dienstrechts-
neuordnungsgesetz enthält auch Vorschläge
für die Neuregelung der Beamtenversor-
gung. Diese Vorschläge regeln nur das Ver-
sorgungsrecht für Bundesbeamtinnen und
-beamte. Nach der Föderalismusreform fal-
len die Neuregelungen für das Beamten-
versorgungsrecht auch für die kommunalen
Beamtinnen und Beamten in die Zustän-
digkeit der Länder. Es ist sinnvoll, dass sich
das Land bei seinen Überlegungen für die
Neuordnung des Beamtenversorgungs-
rechts für Beamtinnen und Beamte in NRW
an den vom Bund entwickelten Grundzügen
orientiert. Die wesentlichen Vorschläge auf
Bundesebene lassen sich wie folgt zusam -
menfassen:

● Berücksichtigung von Ausbildungszeiten
als ruhegehaltfähige Dienstzeit

Nach dem Rentenversicherungsnachhaltig-
keitsgesetz werden Ausbildungszeiten an
Hochschulen nicht mehr als Renten steigernd
anerkannt. Im Ergebnis bedeutet die Strei-
chung der Anerkennung von maximal bis zu
drei Jahren Ausbildungszeiten eine Renten-
kürzung von monatlich maximal 59 Euro.
Würde man die Anerkennung von Ausbil-
dungszeiten im Beamtenversorgungsrecht
als ruhegehaltfähig ebenfalls vollständig strei-
chen, so würde dies bei dreijährigen Hoch-
schulausbildungszeiten in der Besoldungs-

gruppe A13 eine monatliche Kürzung der
Versorgungsbezüge um zirka 215 Euro und
in der Besoldungsgruppe A15 um 265 Euro
bedeuten. Die unterschiedlichen Auswirkun-
gen im Renten- und Beamtenversorgungs-
recht hängen damit zusammen, dass bei
Be amtinnen und Beamten als Bemessungs-
grundlage für die Berechnung des Ruhege-
haltes die Monatsbezüge in den letzten bei-
den Jahren vor Eintritt in den Ruhestand
herangezogen werden. Maßstab sind so-
mit die Bezüge aus den dann erreichten
Beförderungsämtern. Im Rentenversiche-
rungsrecht wurden dagegen vor 2004 Hoch-
schulausbildungszeiten bis zu drei Jahren
mit 0,75 Entgeltpunkten berücksichtigt.
Die Entgeltpunkte werden auf der Basis des
durchschnittlichen Lebensarbeitseinkom-
mens eines Rentners berechnet.
Der BMI schlägt nunmehr vor, die Aner-
kennung von Hochschulausbildungszeiten
als ruhegehaltfähig nicht vollständig zu be-
seitigen, sondern sie nur soweit zu reduzie-
ren, dass der absolute Betrag, um den die
Versorgungsbezüge gekürzt werden, durch-
schnittlich nur die Größenordnung erreicht
wie in der Rentenversicherung. Deshalb sol-
len Hochschulausbildungszeiten in Zukunft
nicht mehr im Umfang von drei Jahren, son-
dern max. nur noch im Umfang von 855
Tagen als ruhegehaltfähige Dienstzeit be-
rücksichtigt werden können. Im Ergebnis be-
deutet diese so genannte „wirkungsgleiche
Übertragung“, dass die strukturell im Ver-
gleich zum Rentenrecht günstigeren Be-
rechnungsfaktoren bei der Festsetzung von
Versorgungsbezügen nicht in Frage gestellt
werden.

● Nachzeichnung des Nachhaltigkeits-
faktors der Rentenreform 2004

Der mit der Rentenreform 2004 eingeführ-
te so genannte Nachhaltigkeitsfaktor ist in
Folge einer gesetzlichen Schutzklausel bis-
her weitestgehend wirkungslos geworden.
Die Schutzklausel sieht vor, dass er nicht zu
nominalen Rentenkürzungen führen darf.
Die durch den Nachhaltigkeitsfaktor eigent-
lich vorzunehmenden Rentenkürzungen
wer den vielmehr mit Rentenerhöhungen
verrechnet. Da es in den Jahren 2005 und
2006 keine Rentenerhöhungen gegeben
hat, ist der Nachhaltigkeitsfaktor faktisch
nicht zum Zuge gekommen.
Der Entwurf eines Dienstrechtsneuordnungs-
gesetzes sieht jetzt vor, dass die Bundesre-
gierung bis spätestens Ende 2011 prüfen
muss, welche Auswirkungen der Nachhal-
tigkeitsfaktor bis zu diesem Zeitpunkt im
Rentenrecht tatsächlich gehabt hat. Erst
wenn diese empirischen Grundlagen vorlie-
gen, soll entschieden werden, welche Maß-
nahmen in der Beamtenversorgung zu er-
greifen sind, um diese Renten mindernden
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Faktoren im Rentenrecht auf die Beamtinnen
und Beamten des Bundes zu übertragen.

● Schrittweise Anhebung des
Regelruhe standsalters auf das
67. Lebensjahr

Die rentenrechtlichen Regelungen, nach de-
nen das gesetzliche Renteneintrittsalter
schrittweise auf das 67. Lebensjahr ange-
hoben wird, werden 1:1 auf die Beamtin-
nen und Beamten des Bundes übertragen.
Die Regelaltersgrenze wird schrittweise vom
65. auf das 67. Lebensjahr erhöht. Die neue
Regelaltersgrenze greift in vollem Umfang
für Beamtinnen und Beamte, die 1964 und
später geboren sind. Bei Beamtinnen und
Beamten mit den Geburtsjahren 1947 bis
1963 wird die Regelaltersgrenze schrittwei -
se erhöht.
Eine entsprechende Erhöhung der Regelal-
tersgrenze um zwei Jahre von 60 auf 62
Jahre sieht der Bund auch für beamtete Be-
dienstete im feuerwehrtechnischen Dienst
vor. Die Erhöhung der Regelaltersgrenze für
beamtete Feuerwehrbedienstete auf 62
Jahre wird von den Betroffenen mit dem
Argument abgelehnt, beamtete Feuerwehr-
bedienstete seien häufig schon vor dem
60. Lebensjahr dienstunfähig, weil für sie
zum Beispiel keine Atemschutzmasken mehr
tragen könnten. Dies ist zutreffend, vermag
aber im Vergleich zu anderen Berufsgrup-
pen keine Sonderregelung zu rechtferti-
gen. Zunächst ist festzuhalten, dass die Re-
gelaltersgrenze der Feuerwehrbediensteten
in NRW anders als bei der Polizei, die bis
vor wenigen Jahren auch eine Regelalters-
grenze von 60 Jahren hatte, nicht auf 62
Jahre angehoben worden ist. Im Vergleich
zu Polizeibediensteten sind Feuerwehrbe-
dienstete daher hinsichtlich der Regelalters-
grenze von 60 Jahren jetzt schon besser ge-
stellt. Im Übrigen ist generell festzustellen,
dass bei vielen Berufsgruppen das Problem
der gehäuften vorzeitigen Dienstunfähigkeit
besteht (Dachdecker, Fliesenleger etc.). Bei
diesen Berufsgruppen gibt es keine niedri-
gere Regelaltersgrenze. Jeder Bedienstete
muss vielmehr individuell nachweisen, dass
er dienstunfähig ist, wenn er vor der Regel-
altersgrenze mit Anspruch auf Renten- oder
Versorgungsbezüge vorzeitig in den Ruhe -
stand gehen will. Auf diesem Hintergrund
ist es nach Auffassung der Geschäftsstelle
sachlich begründet, wenn auch die Regel-
altersgrenze für Feuerwehrbedienstete wie
bei anderen Bediensteten um zwei Jahre an-
gehoben wird. Sie sind damit immer noch
besser gestellt, als der normale Beamte, der
zukünftig erst regelmäßig mit 67 Jahren und
nicht wie Feuerwehrbedienstete schon mit
62 Jahren vorzeitig ohne Abschläge in den
Ruhestand gehen kann. Hinzuweisen ist da -
rauf, dass diese Frage vermutlich im Land

noch erhebliche Diskussionen auslösen wird,
da die Interessenvertretung der Feuerwehr-
bediensteten sehr viel Einfluss im Innenmi-
nisterium hat.

Zu 2.: Flexibilisierung des
Eintritts in den Ruhestand

● Wahlmöglichkeiten für den Zeitpunkt
des Eintritts in den Ruhestand

Die FDP spricht sich dafür aus, anstelle von
starren Regelaltersgrenzen die Möglichkeit
zu eröffnen, vorher oder später in den Ru-
hestand einzutreten. Ein vorheriger Ruhe -
stand soll dann mit entsprechenden Ab-
schlägen verbunden sein. Die FDP, die auf
Bundesebene nicht an der Regierung betei-
ligt ist, wird sich vermutlich in Nordrhein-
Westfalen für dieses Modell einsetzen. Eine
Flexibilisierung kann durchaus mit der Er-
höhung der Regelaltersgrenzen kombiniert
werden.

a) Ruhestand schon vor Erreichen
der Antragsaltersgrenze

Bisher können beamtete Bedienstete auf
Antrag gegen monatliche Abschläge von
0,3 Prozent zwei Jahre vor Erreichen der
Regelaltersgrenze in den Ruhestand ge-
hen. Eine weitere Flexibilisierung ist dann
vertretbar, wenn die eventuelle Abschläge
so hoch bemessen sind, dass sie sich haus-
haltsneutral auswirken. Im Ergebnis bedeu-
tet dies, dass die dann notwendige vorzei-
tige Zahlung von Versorgungsbezügen durch
Abschläge kompensiert wird, die die länge-
re Zahlung von Versorgungsbezügen aus-
gleichen. Bisher ist bei der Antragsalters-
grenze in der Rentenversicherung und im
Beamtenversorgungsrecht ein jährlicher
Abschlag von 3,6 Prozent (monatlich 0,3%)
bei den Renten- und Versorgungsbezügen
vorgesehen. Dieser Betrag dürfte nach ver-
sicherungsmathematischen Grundsätzen
zumindest für beamtete Bedienstete zu nie-
drig sein. Eine weitere Flexibilisierung der
Regelruhestandsaltersgrenzen ist vertret-
bar, wenn sie mit versicherungsmathema-
tisch berechneten Abschlägen einhergeht,
die die vorzeitige Zahlung von Versorgungs-
bezügen kompensieren.

b) Zahlung von Besoldungszuschlägen
für das Überschreiten der Regelalters-
grenze

Darüber hinaus sollte daran gedacht werden,
ähnlich wie in Rheinland-Pfalz die Mög-
lichkeit einzuführen, beamteten Bedienste-
ten, die über Regelaltersgrenze hinaus Dienst
leisten, einen Zuschlag zur Besoldung zah-
len zu können. Rheinland-Pfalz, das die Re-
gelaltersgrenze noch nicht erhöht hat, sieht

schon jetzt vor, dass beamtete Bedienstete
über die Regelaltersgrenze von 65 Jahren
bis zum 68. Lebensjahr mit Zustimmung ih-
res Dienstherrn weiter Dienst tun können.
Sie erhalten dafür einen Zuschlag zu ihrer
Besoldung von etwa acht Prozent. Das rhein-
land-pfälzische Modell ist sinnvoll, wenn
die Zuschläge in ihrer Höhe so ausgerichtet
sind, dass sie unter Berücksichtigung der
späteren Zahlung der Versorgung und der
Erhöhung der Versorgungsbezüge durch
die längere Dienstzeit haushaltsmäßig neu-
tral sind.

● Beibehaltung der Altersteilzeit 

Eine weitere Möglichkeit zur Flexibilisierung
der Lebensarbeitszeit ist die Beibehaltung
der Altersteilzeit. Altersteilzeit für beamtete
Bedienstete ist ab dem 55. Lebensjahr als
Ermessensentscheidung des Dienstherrn
möglich. Die Altersteilzeit ist für den Dienst -
herrn allenfalls kostenneutral, wenn sie
passgenau mit einem durch die Altersteil-
zeit erst zu realisierenden vorzeitigen Stel-
lenabbau einhergeht. Das BMI schlägt jetzt
für den Bundesbereich vor, dass Altersteil-
zeit auf der Basis einer Ermessensentschei-
dung des Dienstherrn grundsätzlich nur noch
ab dem 60. Lebensjahr in Form der echten
Teilzeit möglich sein soll. Blockteilzeit soll
nur noch möglich sein, wenn mit ihr kon-
kret ein Stellenabbau verbunden ist.
Die Vorschläge des BMI schränken die bis-
herigen Möglichkeiten des Dienstherrn (und
des Bediensteten) ein. Es sollte bei der bis-
herigen Regelung bleiben, dass Altersteil-
zeit mit Zustimmung des Dienstherrn schon
ab dem 55. Lebensjahr auch in Form der
Blockteilzeit praktiziert werden kann und
dass es anders als im Tarifbereich keinen
Rechtsanspruch des Bediensteten auf Ge-
währung von Altersteilzeit gibt.

● Möglichkeit zum Aufbau von
Lebensarbeitszeitkonten

Eine weitere Möglichkeit zur Flexibilisierung
der Lebensarbeitszeit wäre es, Beamtinnen
und Beamten mit Zustimmung des Dienst -
herrn die Möglichkeit einzuräumen, ein Ar-
beitszeitkonto aufzubauen. Bisher sieht das
Landesbeamtengesetz nur ein sog. Sabbat-
jahr vor. Als maximale Freistellungsmöglich-
keit ist es danach möglich, sechs Jahre mit
verringerten Bezügen zu arbeiten, um an-
schließend ein Jahr unter Fortzahlung der
verminderten Bezüge freigestellt zu wer-
den. Die Regelungen über ein Sabbatjahr
ermöglichen zwar die Ansparung von Ar-
beitszeit, nicht aber die Einstellung in ein
länger als sechs Jahre bestehendes Arbeits-
zeitkonto, dass erst zum Ende des Berufsle-
bens ausgeschöpft wird. Denn spätestens
nach 6 Jahren Dienst muss man die ange-
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sparten Arbeitszeiten durch Freistellung re-
alisieren. Lebensarbeitszeitkonten, die erst
unmittelbar vor dem Eintritt in den Ruhes-

tand realisiert werden müssen, könnten
vom Dienstherrn anders als die Altersteil-
zeit haushaltsneutral organisiert werden.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008 11.40.00.1
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Noch ist der Niederrhein als Urlaubsregion ein Geheimtipp in Deutschland. Das soll sich allerdings in den kommenden Jahren än-
dern. Deshalb plant die Niederrhein Tourismus GmbH (NT) ab 2008 eine groß angelegte Werbekampagne über drei Jahre. Die vier
Niederrhein-Partner Krefeld sowie die Kreise Kleve, Wesel und Viersen wollen zusammen bis zu 400.000 Euro pro Jahr ausgeben,
um die Region bekannter zu machen.

Neben der klassischen Printwerbung wol-
len wir Hörfunkwerbung schalten, die In -

ternetwerbung deutlich verstärken und auf
vielen Roadshows präsent sein“, sagt Rolf
Adolphs, Geschäftsführer der Niederrhein
Tourismus GmbH. „Dazu denken wir auch

an Themenflyer, die erstmalige Auflage ei-
nes Gästemagazins sowie eine intensivere
Werbung für niederländische Gäste“, kün-
digt Adolphs weiter an. Noch liege der Be-
kanntheitsgrad der Region bundesweit un-
ter zwei Prozent. Das Ziel sei es, diesen
innerhalb von fünf Jahren auf fünf Prozent
anzuheben. Gleiches gelte für die Übernach-
tungszahlen. „Wir möchten die Übernach-
tungszahlen pro Jahr um zwei Prozent stei-
gern, in drei Jahren also um ehrgeizige sechs
Prozent.“ Bisher verzeichnete der Nieder-
rhein Tourismus rund 1,8 Millionen Über-
nachtungen pro Jahr, der gesamte Nieder-
rhein 3,1 Millionen (Stand: 2006). Das sind
rund acht Prozent des gesamten Tourismus-
aufkommens in Nordrhein-Westfalen.

Im Fokus:
Niederrhein Tourismus –
vom Geheimtipp zum Touristenmagneten

Tourismus GmbH mit großformatiger Wer-
bung auf drei Bussen und 15 Straßenbah-
nen auf den „Geheimtipp Niederrhein, die
Urlaubsregion im Westen Deutschlands“
aufmerksam. Außerdem wurden in zwei
Leipziger Wochenzeitungen Anzeigen ge-
schaltet, mit denen 700.000 Haushalte er-
reicht wurden. Anlass für die Aktion war
die „Touristik & Caravaning Messe“, die
größte Urlaubsmesse in Ostdeutschland mit
78.000 Besuchern. Mit 1.210 Ausstellern
wurde ein neuer Rekord aufgestellt. Hier
war die Niederrhein Tourismus GmbH mit
einem eigenen Stand vertreten und verzeich-
nete eine sehr gute Resonanz. Über 1.000
Besucher beteiligten sich an dem NT-Ge-
winnspiel. Das Projekt „2-LAND“, welches
gemeinsam mit NT vor Ort war, brachte
zahlreiche Buchungen für die Zukunft mit
nach Hause.

Drei neue Kataloge machen
Lust auf den Niederrhein

„Der Niederrhein hat viel zu bieten“, versi-
chert nicht nur Andreas Höffken, Geschäfts-
führer DEHOGA Nordrhein e.V. Schon jetzt
machen drei neue Reisekataloge Lust dar-
auf, den Niederrhein im kommenden Jahr
als Urlaubsregion zu entdecken. Die Kata-
loge „Freizeit am Niederrhein“, „Übernach-
ten am Niederrhein“ und „TOP-Hotels am
Niederrhein – Übernachten mit Komfort“
werben auf vielfältige Art und Weise für die
Region zwischen Rhein und Maas. Dazu
kommt der Spezialkatalog „ReiseMobil –
Stellplätze am Niederrhein“, der im Jahr
2007 aufgelegt wurde und zwei Jahre Gül-
tigkeit hat.
Das Besondere am Katalog „Freizeit am
Niederrhein“ ist der Magazin-Charakter. So
werden unterhaltsame Geschichten vom
Niederrhein erzählt. Die Krefelder Radlegen-
de Hennes Junkermann legt auswärtigen
Gästen das Radwandern in der Region nahe.
Der 73-Jährige fährt jede Woche zwischen
500 und 600 Kilometer durch seine Heimat

Im Rahmen des Möglichen prüft NT aktuell,
ob und inwieweit im Rahmen der Ziel-2-
Förderung ein touristisches Projekt ange-
schoben werden kann, bei dem Teile der
Marketingmittel als Eigenmittel eingesetzt
werden können.

Auslöser für die Marketingkampagne war
das touristische Leitkonzept für den Nieder-
rhein. „Es hat im vergangenen Jahr festge-
stellt, dass uns unsere Gäste hervorragende
Noten für unsere touristische Infrastruktur
und unsere schöne Landschaft geben“, so
Jürgen Jacobs, Fachbereichsleiter Stadtmar-
keting Krefeld. Der Haken war laut Michael
Düchting, Leiter EntwicklungsAgentur Wirt-
schaft Kreis Wesel, dass „die Gäste sich aber
wunderten, warum wir diese Vorzüge nicht
besser vermarkten. Wir haben erkannt, dass wir
in diesem Bereich noch mehr tun müssen.“
Einen Vorgeschmack auf die Tourismus-
Offensive vom Niederrhein bekamen schon
einmal die Menschen in Leipzig zu spüren.
Einen Monat lang machte die Niederrhein

Warb für sich und „ihren“ Niederrhein auch auf der Touristik & Caravaning Messe Leipzig:
die Niederrhein Tourismus GmbH (Foto: Christian Nitsche)
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und ist vor allem von den zahlreichen Se-
henswürdigkeiten wie den Krickenbecker
Seen und der Wallfahrtstadt Kevelaer be-
geistert. Ergänzt wird das Thema „Rad-
wandern“ durch Routenvorschläge wie die
Via Romana oder den Rheinradweg. Mit
Hilfe des Katalogs kann das gesamte Frei-
zeitangebot der Region erschlossen werden.
Dazu gehören Kultur-, Gastronomie- und
Freizeittipps sowie eine Vielzahl reizvoller
Pauschalangebote und Veranstaltungen.
Gäste, die das gewisse Etwas bei der Über-

nachtung favorisieren, werden im Katalog
„Übernachten mit Komfort“ fündig. Hier
werden die TOP-Hotels am Niederrhein
ausführlich vorgestellt. Das gesamte Über-
nachtungsangebot für jeden Geldbeutel von
der rustikalen „Heuherberge“ über die Fe-
rienwohnung bis zum gemütlichen Gasthof
ist im Reisekatalog „Übernachten am Nie -
derrhein“ dargestellt. Beide Kataloge er-
gänzen die Hotelbeschreibungen mit Über-
nachtungs-Arrangements.
Die vier Kataloge können kostenfrei bei al-

len Städten und Gemeinden im Verbands-
gebiet und bei der Niederrhein Tourismus
GmbH angefordert werden unter der Tele-
fonnummer 02162-817903, Fax 02162-
8179180 oder per E-Mail unter info@
niederrhein-tourismus.de.
Alle Informationen sind auch auf der Home-
page www.niederrhein-tourismus.de zu
finden.

EILDIENST LKT NRW 
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Aktuelle Pressemitteilungen

Gesundheitsausschuss des
Landkreistags unter neuer
Führung

Presseerklärung vom 23. November 2007

Lieselore Curländer, Landrätin des Kreises
Herford, ist einstimmig zur neuen Vorsit-
zenden des Gesundheitsausschusses des
Landkreistags Nordrhein-Westfalen (LKT
NRW) gewählt worden. Sie tritt die Nach-
folge von Wilhelm Riebniger an, der als
ehe maliger Landrat des Kreises Soest in
den Ruhestand getreten ist.
Bei der Sitzung des LKT-Gremiums im Kreis
Herford unterstützten die Ausschussmitglie-
der die Pläne der Landesregierung, mit ei-
ner landesweiten Impfkampagne die Ma-
sern ausrotten zu wollen. Sie sehen hierin

eine Unterstützung für kommunale Akti-
vitäten im Bereich des Impfschutzes und
verwiesen in diesem Zusammenhang auf die
zahlreichen Impf-Aktionen, die in jüngs ter
Vergangenheit in den Kommunen durch-
geführt worden sind. Die Kommunen bie-
ten dem Land an, auf die hierbei gewon-
nenen Erfahrungswerte zurückzugreifen.
„Wichtig ist, dass bei der maßgeblich durch
die Gesundheitsämter umzusetzenden
Impfaktion die oft sehr unterschiedlichen
örtlichen Gegebenheiten hinreichend be-
rücksichtigt werden können“, erklärte Cur-
länder.
Die Gesundheitsexperten aus den 31 nord -
rhein-westfälischen Kreisen befassten sich
darüber hinaus mit der anstehenden Auf-
 gabenübernahme im Bereich des Schwer-
behindertenrechts. Bei der Reform der

Versorgungsverwaltung sei konstruktiv
mit dem Land verhandelt worden. Die Auf-
gaben im Schwerbehindertenrecht, die ab
Januar von den dann aufgelösten staat-
lichen Versorgungsämtern übernommen
werden, seien schon allein aufgrund der
Bürgernähe und der Verzahnung mit den
weiteren Aufgaben der Gesundheitsäm-
ter gut bei den Kreisen und kreisfreien Städ-
ten aufgehoben. Die Mitarbeiter, die nun
ihren Arbeitsplatz dorthin wechseln, wür-
den mit offenen Armen empfangen. „Na-
 türlich müssen weiterhin wichtige Detail-
fragen mit dem Land geklärt werden, der
eingeschlagene Weg stärkt aber die sozi-
ale und gesundheitliche Kompetenz der
Kreise vor Ort und ist auch im Sinne der
Betroffenen richtig“, betonte Curländer.

Umweltausschuss diskutiert
Reformvorhaben

Presseerklärung vom 3. Dezember 2007

Der Umweltausschuss des Landkreistags
Nordrhein-Westfalen (LKT NRW) hat sich
bei seiner jüngsten Sitzung mit dem für
Umweltschutz zuständigen Staatssekre-
tär Dr. Alexander Schink ausgetauscht. LKT-
Hauptgeschäftsführer Dr. Martin Klein:
„Die von der Landesregierung vorgese-
henen Reformen im Umweltbereich sind
richtig, weil sie zu einer sinnvollen Kom-
munalisierung staatlicher Aufgaben führen
und die Umweltkompetenzen der Kreise
fachlich abrunden. Als Prinzip soll künf-
tig die Betreuung von umweltrelevanten
Anlagen aus einer Hand, also von einer
Behörde, gelten. Dabei ist es natürlich an-
gezeigt, die Kreise ausreichend finanziell
auszustatten.“ Der Verbandschef sprach

zudem Detailfragen der Verwaltungsre-
form an, die noch nicht gelöst sind und
die vor Ort zu Problemen führen könnten.
Der Ausschuss diskutierte neueste Ent-
wicklungen im Bereich der Abfallwirtschaft:
Bei den angedachten Modellversuchen zur
automatischen Müllsortierung gebe es
rechtliche Probleme, die es zunächst zu
beseitigen gelte. In der so genannten „Ze-
bratonne“ sollen Verpackungen für die gel-
be Tonne mit Restmüll zusammen gesam-
melt und erst später maschinell getrennt
werden. Ein Rechtsgutachten belegt, dass
dabei sowohl EU- als auch öffentlich-recht-
liche Vorgaben nicht ausreichend beachtet
werden. „Die Konsequenzen für die kom-
munalen Entsorger sind momentan noch
gar nicht absehbar“, erläuterte Klein. „Be-
vor also durch einen Großversuch Nägel
mit Köpfen gemacht werden, sollten des-
halb erst einmal die aktuellen Fragen ab-
schließend beantwortet werden.“

Kritisch sah der Ausschuss die vom Land
ohne Rückkoppelung mit den Kommunen
seit einigen Monaten eingerichtete Clearing-
stelle für Wirtschaft und Umwelt: Unterneh-
men und Behörden können sich an die eh-
renamtlich geführte Einrichtung wenden,
wenn es zu Meinungsverschiedenheiten in
den Bereichen Wasserentnahme-Entgelt,
Ab wasserabgabe, Altlasten, Bodenschutz
und Immissionsschutz gekommen ist. Sie
versucht dann, eine einvernehmliche Lö-
sung zu finden. „Im Prinzip haben wir dazu
keine Einwände, müssen aber feststellen,
dass eine solche Clearingstelle eigentlich
gar nicht nötig wäre. Denn die Kreise ha-
ben ein Eigeninteresse an einer sowohl den
Wirtschafts- als auch den Umweltbelan-
gen gerecht werdenden Lösung. Auch ohne
Mediatoren sind Recht und Gesetz der Maß-
stab der Kreise für ihr Handeln“, betonte
der Hauptgeschäftsführer.
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Kommunen plädieren für
verändertes Verfahren zur
Sprachprüfung für Kinder
im Vorschulalter
Presseerklärung vom 6. Dezember 2007

Die kommunalen Spitzenverbände in Nord -
rhein-Westfalen haben an die Landesregie-
rung appelliert, das Verfahren zur Sprach-
standsfeststellung von Kindern vor der
Einschulung zu verändern. Städtetag, Land-
kreistag und Städte- und Gemeindebund
halten es für wichtig, die sprachlichen Fä-
higkeiten von Kindern im Vorschulalter zu
überprüfen. Für die Anfang 2008 anste-
hende Testrunde plädieren sie jedoch für ein
Verfahren, in dem die Erzieherinnen und
Erzieher aus den Kindergärten einbezogen
werden. Auf die Beteiligung von Grund-
schullehrerinnen und Grundschullehrern
sollte dagegen in der ersten Stufe der Sprach-
standsfeststellung verzichtet werden. Das
Land hat eine Entscheidung, wie künftig

verfahren werden soll, noch für den Dezem-
ber angekündigt.
Der Geschäftsführer des Städtetages NRW,
Dr. Stephan Articus, der Hauptgeschäfts-
führer des Landkreistages NRW, Dr. Mar-
tin Klein, und der Hauptgeschäftsführer des
Städte- und Gemeindebundes NRW, Dr.
Bernd Jürgen Schneider, erklärten, eine früh-
zeitige Bestandsaufnahme der sprachli chen
Entwicklung und der Fähigkeiten von Kin-
dern im Vorschulalter und eine sich darin
anschließende gezielte Sprachförderung von
Kindern mit Defiziten seien notwendig und
sinnvoll, um mehr Chancengleichheit bei
der schulischen Bildung zu erreichen.
Die kommunalen Spitzenverbände teilen je-
doch nicht die Auffassung des Landes, dass
die erste Stufe des zweistufigen Verfahrens
zur Sprachstandsfeststellung unter Betei-
ligung von Lehrern durchgeführt werden
muss. Sie bekräftigen vielmehr ihre Kritik
auch am überarbeiteten Verfahren zur
Sprachstandsfeststellung. „Die Kommu-
nen favorisieren ein Verfahren, das auf der

ersten Stufe auf eine Beteiligung von Grund-
schullehrern verzichtet und stattdessen auf
die Förderempfehlung der Erzieherinnen
aufbaut. Auf diese Weise wird die bei den
Erzieherinnen vorhandene Kompetenz und
deren Erfahrungswissen genutzt. Sie wissen
genau, bei welchen Kindern Sprachdefizite
bestehen“, so Articus, Klein und Schneider.
Durch die Umsetzung dieses Vorschlags
könnte das Land in erheblichem Umfang
Kosten sparen, da deutlich weniger Lehrer
eingesetzt werden müssten. Hierdurch er-
gebe sich zwangsläufig ein geringerer Un -
terrichtsausfall als bei dem ersten Durchlauf
des Testverfahrens. Darüber hinaus biete das
vorgeschlagene Verfahren den Vorteil, dass
sich die Kinder in den Tageseinrichtungen
nicht gegenüber einer fremden Lehrkraft
äußern müssten. Es entstehe daher auf der
ersten Stufe keine ungewohnte Prüfungs-
situation mehr, die im ersten Durchgang bei
zahlreichen Vierjährigen zu Überforderung
und zu nicht zutreffenden Ergebnissen ge-
führt habe.

EILDIENST LKT NRW 
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Kurznachrichten

Soziales
Integration als Chance
für Nordrhein-Westfalen
und seine Kommunen

Der Erfolg von Integrationspolitik hängt auf
Landes- wie auf Kommunalebene nicht al-
lein von der Zahl und Qualität einzelner
Maßnahmen ab. Ebenso entscheidend ist
die Art und Weise, wie die Querschnitts-
aufgabe Integration vor Ort strategisch an-
gegangen und organisiert wird. Dazu sind
in den vergangenen Jahren auf kommuna-
ler Ebene viele innovative Ideen entwickelt
und umgesetzt worden.
Unter dem Titel „Integration als Chance für
Nordrhein-Westfalen und seine Kommunen/
Potenziale nutzen – aus Erfahrungen lernen“
hat die Kommunale Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsmanagement (KGSt) im Auf-
trag des Ministeriums für Generationen, Fa-
milie, Frauen und Integration des Landes
Nordrhein-Westfalen ein Handbuch erstellt,
das die aktuellen gesellschaftlichen und po-
litischen Rahmenbedingungen im Bereich
der Integration aufgreift. Das von den kom-
munalen Spitzenverbänden des Landes Nord -
rhein-Westfalen während der Erstellung
kritisch-konstruktiv begleitete Handbuch
beschreibt neue inhaltliche Themen wie die
bessere Nutzung der Potentiale Zugewan-
derter, die Vernetzung der Akteure und vie-
le Initiativen in der Integrationsarbeit. Erfah-

rungswissen aus der kommunalen Integra-
tionsarbeit der letzten Jahre werden darge-
stellt, um den politisch und fachlich Verant-
wortlichen in den Kommunen wie auch den
vielfältigen Integrationspartnern vor Ort
nützliche Hinweise und neue Anregungen
zu geben.
Das Handbuch kann kostenlos unter der
Veröffentlichungsnummer 1046 telefo-
nisch (018 03 – 10 0110) oder im Internet
(www.mgffi.nrw.de/publikationen) bestellt
werden. Zusätzlich steht es unter www.
mgffi.nrw.de unter dem Stichwort „Inte-
gration in der Kommune“ sowie unter www.
integration.nrw.de unter dem Stichwort
„Integration Allgemein“ als Download zur
Verfügung.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  33.60.01

Vermessungswesen
NRW-Programm:
Ländlicher Raum

Die Förderung der ländlichen Entwicklung
ist in die zweite Säule der gemeinsamen euro-
päischen Agrarpolitik (GAP) eingebettet. Für
diese stehen nach dem EU-Finanzrahmen
2007-2013 in den nächsten Jahren EU-weit
rund 69 Milliarden Euro zur Verfügung.
Davon erhält Nordrhein-Westfalen rund
292 Millionen Euro. Die rechtliche Grund-

lage bildet hierbei die Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 des Rates vom 20. September
2005 über die Förderung der Entwicklung
des ländlichen Raums (sog. ELER-Verord-
nung). Das NRW-Programm „Ländlicher
Raum 2007-2013“ setzt diese Verordnung
auf Ebene des Landes Nordrhein-Westfa-
len um und bildet damit das Kernstück der
nordrhein-westfälischen Förderpolitik für
die Land- und Forstwirtschaft sowie für
den ländlichen Raum insgesamt. Das För-
derprogramm sieht vier Schwerpunkte vor:

1. Verbesserung der Wettbewerbs -
fähigkeit der Land- und Forstwirtschaft,

2. Verbesserung der Umwelt und Land-
wirtschaft,

3. Lebensqualität im ländlichen Raum
und Diversifizierung der ländlichen
Wirtschaft und

4. LEADER.

Das Ministerium für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen hat
nunmehr eine kostenlose Broschüre zum
NRW-Programm herausgegeben, die einen
raschen Überblick über die Möglichkeiten
und Maßnahmen des Programms vermit -
telt. Die Broschüre kann unter der Telefon-
nummer 0211/4566-666 oder per E-Mail
unter infoservice@munlv.nrw.de direkt beim
Ministerium bestellt werden oder im Inter-
net unter „www.munlv.nrw.de/landwirtschaft/
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nrw_programm/2007/index.php“ als PDF-
Dokument (4 MB) heruntergeladen wer-
den. Dort sind auch eine Zusammenfassung
des NRW-Programms und das Gesamtpro-
gramm elektronisch abrufbar.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  61.14.15

Wirtschaft
Kreis Steinfurt erhält
Zertifikat „Mittelstands-
orientierte Kommunal-
verwaltung“

Als einer der NRW-weit ersten Kreise erhielt
der Kreis Steinfurt jetzt das Zertifikat „Mit-
telstandsorientierte Kommunalverwaltung“.
TÜV-geprüft steht nun fest, dass die Verwal-
tung 13 verschiedene Gütekriterien erfüllt,
die von besonderer Relevanz für mit telstän-
dische Unternehmen sind. Diese reichen von
der zügigen Bezahlung von Rechnungen (15
Tage), über die schnelle Nennung eines An-
sprechpartners (3 Tage) bis zur um gehenden
Reaktion auf E-Mails (am selben Tag).
Das Gütezeichen stellt klare Anforderungen
bei Anträgen und Anfragen. Beispiel Bau-
antrag: Rückruf nach einem Arbeitstag, er-
ste Informationen zum Verfahren nach sie-
ben Arbeitstagen und Entscheidung über
gewerbliche Bauvorhaben nach 40 Arbeits-

tagen. Voraussetzung für die Auszeichnung
war auch, dass Existenzgründer einen Ver-
waltungslotsen zur Seite gestellt bekom-
men und dass angefragte Gespräche binnen

fünf Tagen bei den Unternehmen statt fin-
den.
Alle zwei Jahre wird von unabhängiger Sei-
te und manchmal auch „inkognito“ geprüft,
ob der Kreis Steinfurt die Kriterien des Zer-
tifikates zuverlässig erfüllt. Entwickelt wurde
das Gütezeichen von der Gütegemeinschaft

„Mittelstandsorientierte Kommunalverwal-
tung e.V.“ gemeinsam mit dem Deutschen
Institut für Gütesicherung und Kennzeich-
nung e.V. Bisher haben sich bundesweit 18

Städte und Kreise der Gütegemeinschaft an-
geschlossen, weitere 50 planen beizutreten.
Der Kreis Steinfurt zählt zu den Gründungs-
mitgliedern.

EILDIENST LKT NRW 
Nr. 1/Januar 2008  80.10.04
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Norbert Nießing (l.), Vorstandsmitglied der Gütegemeinschaft, übergibt Landrat Thomas
Kubendorff die Urkunde zur Zertifizierung als „mittelstandsorientierte Kommunalver-
waltung".

Hamacher/Lenz/Queitsch/Schneider/Tho-
mas, Kommunalabgabengesetz für das
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW),
Kommentar, 8. Nachlieferung, Stand: No-
vember 2007, 430 Seiten, €49,10, Gesamt-
werk: 1.394 Seiten, € 98,00, Kommunal-
und Schul-Verlag GmbH & Co., Postfach
3629, 65026 Wiesbaden.

Neben der Aktualisierung des Gesetzestextes und
des Anhangs erfolgte eine Überarbeitung der Er-
läuterungen zu §§ 1, 2, 6, 10, und 22 a KAG. Die-
se Paragrafen regeln die Kommunalabgaben, die
Benutzungsgebühren, den Kostensatz für Haus-
und Grundstücksanschlüsse sowie die Einschrän-
kung von Grundrechten. Dabei wurde die neues-
te Rechtsprechung ebenso eingearbeitet wie die
jüngste Literatur und Erfahrungen aus der Praxis.

Dölling (Hrsg.), Handbuch der Korrupti ons -
prävention, Verlag C.Beck, München 2007,
677 Seiten, 78 €, ISBN 978 3 406 52296 3

Der Vorbeugung von Korruption kommt auch in
den öffentlichen Verwaltungen ein hoher Stellen-
wert zu. Das Buch stellt umfassend dar, welche
Maßnahmen Unternehmen und Verwaltungen
er greifen können, um Korruption zu verhindern.
In verschiedenen Abhandlungen wird für die ver-
schiedenen Handlungsfelder zur Bekämpfung von

In dem Buch werden Groß-Korruptionsfälle deut-
scher Großunternehmen der letzten Zeit zu-
sammenfassend dargestellt. Abschließend wer-
den Hinweise für notwendige Reformen zur
Kor ruptionsbekämpfung gegeben: Schutz von
Hinweisgebern, Unabhängigkeit von Staatsan-
wälten, Verschärfung des Kartell- und Vergabe-
rechts, Unternehmensstrafrecht und Maßnah-
men zur Korruptionsverhinderung. Bezweifelt
werden muss die These, Korruptionsverhinde-
rung rechne sich nicht, weil sie Unternehmen im
Ergebnis mehr schaden zufüge als diesen nutze.
Dies wäre allenfalls nachvollziehbar, wenn das
Entdeckungsrisiko relativ groß wäre. Der Autor
selbst geht davon aus, dass etwa 95 % aller Kor-
ruptionsfälle nicht entdeckt werden. Eine effek-
tivere Korruptionsbekämpfung setzt wirksame-
re Gesetze voraus. Die Bereitschaft, wirksamere
Gesetze zu beschließen, ist in der Politik eher
unterentwickelt. Sie würde nämlich auch die
Politik selbst treffen. Gerade bei der politischen
Korruption ist das Fehlen wirksamer Gesetze
und Vollzugsdefizite besonders hoch. Dies zeigt
der Tatbestand der Abgeordnetenbestechung,
der in der Praxis bedeutungslos geblieben ist.
Obwohl nach der UN-Kovention gegen Korrup-
tion vom 9. Dezember 2003 eine Verschärfung
des Tatbestands der Abgeordnetenbestechung
notwendig wäre, werden immer neue Gründe
gefunden, sich diesem internationalen Standard
zu entziehen.

Korruption dargestellt, welche Maßnahmen zu er-
greifen sind. Dies betrifft etwa die Einstellung von
Personal, die Organisation, die Aufstellung und
Umsetzung von eindeutigen Verhaltensrichtli-
nien, die Durchführung von effektiven Kontrol-
len und die Aufdeckung von Korruptionsfällen.
Die im Zivilrecht und Arbeitsrecht, im Verwal-
tungsrecht und im Strafrecht bestehenden Rechts-
grundlagen für die zur Korruptionsbekämpfung
erforderlichen Reaktionen werden erläutert. Ne-
ben dem materiellen Strafrecht wird auch das
Strafverfahrensrecht aus der Sicht von Staatsan-
waltschaft und Verteidigung behandelt.

Das Handbuch verfolgt einen umfassenden An-
satz. Es beschränkt sich nicht auf die Probleme,
die sich speziell in der öffentlichen Verwaltung er-
geben können. Mehrere Abhandlungen befassen
sich auch mit den sich in der Privatwirtschaft und
den aus steuerrechtlicher Sicht ergebenden Frages-
tellungen. Durch die Einbeziehung von Problemfel-
dern außerhalb des öffentlichen Dienstes ergeben
sich auch Hinweise für die Korruptionsbekämpfung
in der öffentlichen Verwaltung. Das Buch ist auch
aus diesem Grunde hilfreich für die Korruptionsbe-
kämpfung in öffentlichen Verwaltungen. 

Leyendecker, Die große Gier, Korruption,
Kartelle, Lustreisen, Rowohlt Verlag, Ber-
lin 2007, ISBN 978 3 87134 594 4, 300
Seiten, 19,90 €.
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Münder/Wiesner, Kinder- und Jugendhilfe-
recht – Handbuch, 1. Auflage 2007, 69,– €,
ISBN 978-3-8329-2218-4, Nomos Verlags-
gesellschaft, Postfach 10 0310, 76484 Ba-
den-Baden.

Nachdem im Bereich des Kinder- und Jugendhil-
ferechtes zuletzt mit dem Tagesbetreuungsaus-
baugesetz (TAG) sowie dem Gesetz zur Weiter-
entwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (KICK)
eine gewisse Konsolidierung eingetreten ist, ha-
ben führende Experten des Kinder- und Jugend-
hilferechtes unter der Herausgeberschaft von Jo-
hannes Münder und Reinhard Wiesner ein
umfassendes Handbuch zum Kinder- und Ju-
gendhilferecht herausgegeben. Dieses Handbuch
berücksichtigt auch bereits die möglichen Ände-
rungen im Kinder- und Jugendhilferecht durch die
Föderalismusreform. In umfangreichen Abhand-
lungen widmet sich das Handbuch u. a. folgen-
den Schwerpunkten:

• konkrete Leistungen und Aufgaben der
Kinder- und Jugendhilfe

• Leistungs- und Aufgabenerbringung durch
freie Träger und Private

• Kosten und Finanzierung der Maßnahmen

• Verfahren, Rechtsschutz und Datenschutz

• Schnittstellen zu angrenzenden Gesetzen.

Die einzelnen Kapitel bieten einen sehr intensi-
ven, aber gut und interessant lesbaren Einstieg in
die jeweilige Thematik und durchdringen diese in
einer für Experten im Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe Gewinn bringenden Tiefe. Aufgrund
der Reputation des Autorenteams aus Juristen,
Sozialwissenschaftlern und Sozialpädagogen ist
davon auszugehen, dass die dargestellten Inhalte
durchaus bestimmend für künftige Diskussionen
zum Rechtsgebiet der Kinder- und Jugendhilfe
sein werden. 

Bielenberg/Runkel/Spannowsky/Reitzig/ -
Schmitz, Raumordnungs- und Landespla-
nungsrecht des Bundes und der Länder,
ergänzbarer Kommentar und systematische
Sammlung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften, Lieferung 2/07, Stand: Novem-
ber 2007, Bestellnr.: 11216 0094, Erich
Schmidt Verlag GmbH & Co., Genthiner
Straße 30 G, 10785 Berlin-Tiergarten.

Die Lieferung enthält eine erste Auseinanderset-
zung mit der Neuordnung des Kompetenztitels
für die Raumordnung im Grundgesetz durch die
Föderalismusreform I. Ferner sind abgedruckt:

– die Territoriale Agenda der
Europäischen Union,

– die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des
Europäischen Parlaments und des Rates
über den Europäischen Verbund für
territoriale Zusammenarbeit (EVTZ),

– der Einzelhandelserlass des Landes
Brandenburg,

– die Neufassung des Niedersächsischen
Gesetzes über Raumordnung und
Landesplanung und

– Änderungen des sächsischen Landesplanungs-
gesetzes.

Becker, Das neue Umweltschadensgesetz,
2007, XXIII, 211 Seiten, kartoniert, € 38,–,
ISBN 978-3-406-56567-0, Verlage C.H.Beck/
VAHLEN, Wilhelmstraße 9, 80801 München

Das Umweltschadensgesetz (USchadG) vom 10.
05.2007 tritt am 14.11.2007 in Kraft. Der neue
Praktikerleitfaden gibt einen kompakten Überblick
zur Anwendung dieses Gesetzes. Das USchadG
setzt die europäische Umwelthaftungsrichtlinie
um, die das umweltrechtliche Verursacherprinzip
und den Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung
stärken soll. „Umweltschäden“ sind Schädigun-
gen von Gewässern und natürlichen Lebensräu-
men, Bodenschäden und Schädigungen ge-
schützter Arten (Fauna und Flora). Besteht die
unmittelbare Gefahr des Eintritts eines Umwelt-
schadens, treffen den Verantwortlichen – z. B. ein
Unternehmen der produzierenden Industrie – um-
fangreiche Informations- und Gefahrenabwehr-
pflichten. Wenn ein Umweltschaden eingetreten
ist, hat der Verantwortliche Schadensbegrenzungs-
maßnahmen vorzunehmen und Sanierungsmaß-
nahmen zu ergreifen, die sich nach dem ein-
schlägigen Fachrecht richten (Wasserhaushalts-,
Bodenschutz- und Naturschutzrecht). Außerdem
trägt der Verantwortliche – vorbehaltlich von
Ansprüchen gegen die Behörden oder Dritte – die
Kosten von Vermeidungs-, Schadensbegrenzungs-
und Sanierungsmaßnahmen. Der neue Leitfaden
orientiert sich an den Bedürfnissen des Rechtsan-
wenders, der rasche Informationen über Haftungs-
risiken bei der Verursachung von Umweltschäden
benötigt. Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei
auf dem komplizierten Beziehungsgeflecht zwi-
schen Umweltschadensgesetz und fachgesetzli -
chen Regelungen, z. B. Wasserhaushaltsgesetz,
Bundes-Bodenschutzgesetz und Bundesnatur-
schutzgesetz. Das Werk wendet sich an alle im
Umweltrecht tätigen Rechtsanwälte, Unterneh-
mensjustitiare, Verbandsjuristen, Referenten in
Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden sowie
an Verwaltungsrichter.

Kloepfer, Umweltschutz, 48. Ergänzungs-
lieferung, Stand: August 2007, rund 920
Seiten, in Schlaufe € 69,50, ISBN 978-3-
406-55463-6, Grundwerk mit eingeordne-
ter 48. Ergänzungslieferung, rund 6.130
Seiten, in 2 Ordnern € 118,00, ISBN 978-
3-406-45210-9, Verlage C. H. Beck/Vah-
len, Wilhelmstraße 9, 80801 München.

Die dritte Auflage der von Kloepfer herausgege-
benen Textsammlung des Umweltrechts der
Bun desrepublik Deutschland enthält alle we-
sentlichen Bundesvorschriften des Umweltrechts
in zwei Bänden. Neben den umweltrechtlichen
Gesetzen und Rechtsverordnungen sind auch
zahlreiche Verwaltungsvorschriften aufgenom-
men worden, die faktisch häufig wie Rechtsnor-
men wirken und gerade im Umweltrecht von
oftmals immenser Bedeutung sind. Darüber hin-
aus wurden bedeutsame Rechtsvorschriften der
Europäischen Gemeinschaften in die Sammlung
aufgenommen. Insgesamt enthält die Sammlung
rund 340 bun desweit geltende umweltrechtliche
Vorschriften aus folgenden Rechtsgebieten: All-
gemeines Umweltrecht, Raumnutzungsrecht,
Naturpflegerecht, Gewässerschutzrecht, Abfall-
recht, Gefahrstoffrecht, Immissionsschutzrecht,
Atom- und Strahlenschutzrecht, Energie- und
Bergrecht sowie Gentechnikrecht. Mit der 48.

Ergänzungslieferung befindet sich die Textsamm-
lung wieder auf dem einheitlichen Stand vom 20.
August 2007. Berücksichtigt wurden unter ande-
rem das neue Abfallverbringungsgesetz vom
19.07.2007 sowie die seit dem 01.10.2007 gel-
tende neue Energieeinspar verordnung. Auch die
Änderungen durch die Neufassung der Futtermit-
telverordnung, des Bundesfernstraßengesetzes
und des Luftverkehrsgesetzes sowie zahlreiche
Änderungen des Abfallrechts, des Immissions-
handelsrechts, des Allgemeinen Eisenbahngeset-
zes, des Fluglärmschutzgesetzes, des Energiewirt-
schaftsgesetzes und des Bundesberggesetzes
wurden berücksichtigt. Das Werk orientiert sich
an den spezifischen Bedürfnissen der umwelt-
rechtlichen Praxis und wendet sich an Behörden,
Richter, Rechtsanwälte, Unternehmen und Ver-
bände. Es wird regelmäßig aktualisiert, um der
ständigen Vermehrung der im Bereich des Um-
weltrechts maßgeblichen Rechtsvorschriften
Rechnung zu tragen. 

Kotulla, Umweltrecht – Grundstrukturen und
Fälle, Studienprogramm Recht, 4. Aufla-
ge, 2007, 204 Seiten, DIN A4, kartoniert,
€ 26,80, ISBN 978-3-415-03985-8, Richard
Boorberg Verlag GmbH & Co. KG, Scharr-
straße 3, 70563 Stuttgart.

Die vierte Auflage des Studienbuchs berücksich-
tigt die Änderungen der Gesetzgebungskompe-
tenzen im Bereich des Umweltrechts durch die
erste Stufe der sog. Föderalismusreform. Zudem
wurde dem umfangreichen Aktualisierungsbe-
darf im Immissionsschutz-, Gewässerschutz-,
Naturschutz- und Landschaftspflege- sowie im
Kreislaufwirtschafts- und Abfallrecht Rechnung
getragen. Das Werk enthält nicht nur zwei ein-
führende Teile, die sich mit dem allgemeinen
Umweltschutzrecht und dem Umweltschutz-
recht der Europäischen Union befassen, sondern
stellt auch die Einzelbereiche des nationalen
Umweltschutzrechts (Immissionsschutzrecht,
Strahlenschutzrecht, Gewässerschutzrecht, Bo-
denschutzrechts, Naturschutz- und Landschafts-
pflegerecht, Gefahrstoffrecht und Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallrecht) hinsichtlich seiner
Rechtsquellen, der Gesetzgebungskompetenzen
und der maßgeblichen gesetzlichen Regelungen
dar. Dabei konzentrieren sich die Darstellungen
innerhalb dieser Einzelsegmente darauf, die
Grundstrukturen des Umweltschutzrechts vor-
schriftenorientiert herauszuarbeiten, um auf die-
sem Wege angesichts der immensen Stoff- und
Normenfülle Hilfestellung bei der systemati-
schen Einarbeitung in die wesentlichen umwelt-
schutzrechtlichen Problemkreise zu bieten. In
den systematischen Zusammenhang der Ab-
handlung eingefügte Fallbeispiele dienen weiter
dazu, die praktischen Bezüge zu verdeutlichen.
Sie erleichtern – ebenso wie zahlreiche weiter-
führende Literaturempfehlungen – den Zugang
zu dieser vielfältigen und komplexen Rechtsma-
terie. Hilfreich ist in diesem Zusammenhang
auch das gesonderte Abkürzungsverzeichnis, in
dem sich zu jeder in den Kapiteln erwähnten und
abgekürzt bezeichneten Rechtsquelle die Anga-
be ihrer Originalfundstelle etwa im Bundesge-
setzblatt oder Amtsblatt der EG findet. Über eine
Internetplattform soll das Werk durch Hinweise
und Materialien zu wichtigen Rechtsänderungen
aktuell ergänzt werden.

31

Hinweise auf VeröffentlichungenHinweise auf Veröffentlichungen

Druck: Knipping Druckerei und Verlag GmbH, Düsseldorf

ED_4-x_01_2008_RZ.qxp:Eildienst_A4_Broschüre  21.12.2007  12:54 Uhr  Seite 31




